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Zusammenfassung 

Demokratiebildung im Elementarbereich wurde als zentrale Aufgabe der Kin-
der- und Jugendhilfe erkannt. Für deren Umsetzung zeigt sich jedoch die Her-
ausforderung, dass wenig grundlegendes Wissen darüber vorliegt, was frühkind-
liche Demokratiebildung bedeutet und wie sie praktisch umgesetzt wird. Diese 
Bestandsaufnahme verfolgt daher das Ziel, zentrale Begriffe, Fachdiskurse und 
bedeutsame Bezugstheorien zur Demokratiebildung im Elementarbereich zu-
sammenzutragen sowie einen Überblick über ausgewählte praktische Initiativen 
und Handlungskonzepte zur Demokratiebildung zu schaffen.1 Hierfür werden 
zunächst die zentralen Begrifflichkeiten Demokratie, Inklusion, Teilhabe und 
Partizipation bestimmt, wobei deutlich wird, dass zur modernen Demokratie im-
mer Werte wie Toleranz, Vielfalt, Anerkennung und Kooperationsbereitschaft 
gehören. 

Dass Demokratie eine wertebasierte Lebensform darstellt, die von Kindesbei-
nen an erfahren und praktiziert werden muss, ergibt sich aber nicht nur aus de-
mokratie- und bildungstheoretischen Grundlegungen, sondern auch aus rechtli-
cher Perspektive. Wie diese Bestandsaufnahme sodann in einem zweiten Schritt 
darlegt, können in freiheitlich-demokratischen Gemeinwesen die sie tragenden 
Werte und Grundüberzeugungen nicht „von oben“ erzwungen werden, sondern 
müssen sich „von unten“, auf Basis eines nicht verhandelbaren Grundrechteka-
talogs und dem festgeschriebenen Recht auf Bildung entfalten. 

Darauf aufbauend fokussiert diese Bestandsaufnahme in einem weiteren 
Schritt die sozialisationstheoretischen Grundlagen, die für das Verständnis früh-
kindlicher Demokratiebildung von Bedeutung sind. Hierbei wird deutlich, dass 
Kinder demokratische Kompetenzen nicht allein auf Basis direkter pädagogi-
scher Handlungen entwickeln, sondern dass diese Kompetenzen auch das Ergeb-
nis eines umfassenden intragenerationellen wie intergenerationellen Sozialisati-
onsprozesses sind. 

Abschließend widmet sich diese Bestandsaufnahme ausgewählten, für die 
frühkindliche Demokratiebildung relevanten pädagogischen Ansätzen und 
schafft eine erste Systematisierung aktueller Initiativen und Praxisprojekte zum 
Thema. 

                                                                                 

1  Das vorliegende Buch ist in Ausschnitten Bestandteil einer Qualifizierungsarbeit. 
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1 Einleitung 

Kulturelle Vielfalt ist seit Jahrzehnten Realität in der deutschen Gesellschaft. 
Dennoch ist gegenwärtig – unter anderem ausgelöst durch unterschiedliche ge-
sellschaftspolitische Herausforderungen wie Migration, Rechtspopulismus oder 
anhaltende soziale Ungleichheit – der Umgang mit Vielfalt und Heterogenität in 
der Gesellschaft ebenso wie eine Wertediskussion um das demokratische Zusam-
menleben ins Zentrum des öffentlichen Diskurses gerückt. Das Bundesjugend-
kuratorium konstatiert: „Unsicherheiten und Ambivalenzen, die in diesem Zu-
sammenhang entstehen, machen sich nicht zuletzt populistische Bewegungen 
zunutze: Einfache Lösungen zu komplexen gesellschaftlichen Fragen und Her-
ausforderungen werden in Zusammenhang mit menschenfeindlichen, antide-
mokratischen, rassistischen und diskriminierenden Diskursen verbreitet“ (Bun-
desjugendkuratorium 2017, S. 5). 

Diese Entwicklungen, die ihren deutlichsten Ausdruck in der antidemokrati-
schen Politik der mittlerweile im Bundestag und in allen deutschen Landespar-
lamenten vertretenen Alternative für Deutschland (AfD) finden, haben auch in 
den Erziehungs- und Politikwissenschaften die Diskussion um das Verhältnis 
von Demokratie und Bildung intensiviert (Andresen 2018; Bundesjugendkura-
torium 2017; Oelkers 2010). Fragen nach den genuinen Aufgaben, Zielen und 
Möglichkeiten von Bildungsinstitutionen werden gestellt und mit der Forderung 
an das Bildungssystem verbunden, präventiv, sozialisatorisch und erzieherisch 
auf ein demokratisches Zusammenleben hinzuwirken: „Prävention ist in aller 
Regel pädagogische Arbeit und setzt bei politischer Bildung, Persönlichkeitsent-
wicklung und der Förderung von Selbstwirksamkeitserfahrungen sowie Ambi-
guitätstoleranz an“ (Molthagen 2017, S. 63). Auch der Aktionsplan der UN-Ge-
neralversammlung vom Januar 2016 zur Verhütung des gewalttätigen 
Extremismus stellt explizit die (frühkindliche) Bildung als wichtigen Ansatz-
punkt zur Entwicklung von Maßnahmen und Strategien für die Prävention ge-
gen Extremismus heraus: „Bildung soll auch heißen, die Achtung der Menschen-
rechte und der Vielfalt zu vermitteln, kritisches Denken zu fördern, die Medien- 
und digitale Kompetenz zu fördern und die Verhaltens- und sozioemotionalen 
Fähigkeiten auszubilden, die zu einem friedlichen Zusammenleben und zur To-
leranz beitragen können“ (Generalversammlung der Vereinten Nationen 2015). 

Hierbei spielen das tatsächliche Erleben sowie die Erfahrung von Gemein-
schaft und Vielfalt eine große Rolle. Unter dem Begriff „Kontakthypothese“ wird 
von Forschung und Praxis seit den 1950er-Jahren diskutiert, welchen Stellenwert 
unmittelbare Begegnungen sowie Kommunikation für das soziale Miteinander 
in modernen, pluralen Gesellschaften haben: Vorurteile und Diskriminierung 
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werden demnach durch die Wahrnehmung von Andersartigkeit befördert, wäh-
rend das Erleben und Herausstellen von Gemeinsamkeiten und Ähnlichkeiten 
zu einer gesteigerten Akzeptanz und Zugehörigkeit führen kann (ursprünglich 
besprochen von Allport 1954). Neuere Literatur erweitert dies und deutet darauf 
hin, dass Kontakt allein nicht ausreichend ist, dass vor allem positive Interaktio-
nen und gemeinsame Aktivitäten das Potenzial haben, eine nachhaltige Verstän-
digung zu ermöglichen. Negativ gefärbter Kontakt dagegen verstärkt Animosi- 
täten und Vorurteile (vgl. z. B. Barlow u. a. 2012; Binder u. a. 2009). Der Kinder-
tagesbetreuung1 wird in diesem Zusammenhang das Potenzial zur aktiven, posi-
tiven Begegnung, der vielschichtigen Inklusion und der frühen, umfassenden 
Partizipation zugeschrieben (vgl. z. B. Becker-Stoll u. a. 2015; Prengel 2016). 

Auch wenn der Umfang durchaus variiert, gehört die außerfamiliäre frühe 
Bildung, Betreuung und Erziehung (FBBE) heute zur Biografie nahezu aller Kin-
der (Rauschenbach 2016). In den ersten Lebensjahren machen Kinder elemen-
tare Erfahrungen mit sich, mit anderen Menschen und den Dingen in der Welt. 
Sie bauen Beziehungen auf und werden Schritt für Schritt Teil eines sozialen Ge-
füges. Dabei ist diese Aneignung von Selbst- und Weltverständnis sozial, kom-
munikativ und damit auch normativ gerahmt. In der Interaktion mit einer er-
wachsenen Bindungsperson gewinnt das Kleinkind die nötige Stressregulation 
und Sicherheit, die Exploration und Lernen ermöglichen (Grossmann/Gross-
mann 2017). Allerdings erfolgt Bildung nie im luftleeren Raum, sondern ist 
strukturell vorbestimmt, kulturell geprägt und mit spezifischen sozialen Lern-
prozessen verknüpft (Ahnert/Haßelbeck 2014). Die Art und Weise, wie das Zu-
sammenleben in familiären und außerfamiliären Bildungs- und Betreuungskon-
texten gestaltet ist, bestimmt deshalb mit, welche Vorstellungen Kinder von sich 
selbst und dem sozialen Miteinander entwickeln. Dabei werden grundlegende 
Werte und Normen weitergetragen, miteinander ausgehandelt und verändert. 

So verstanden, legt frühkindliche Bildung einen Grundstein von mehreren 
für eine Kultur des Miteinanders (Hurrelmann 2003). Denn „Kinder lernen  
Demokratie, wenn sie erleben, als einzigartige Individuen in der Gemeinschaft 
wahrgenommen und anerkannt zu werden (…). Sie eignen sich Kompetenzen 
für ein demokratisches Zusammenleben an, wenn sie ihre Bedürfnisse, Inter- 
essen und Vorstellungen mit anderen aushandeln können“ (Höhme-Serke/ 
Beyersdorff 2011, S. 13). 

In der Früh- bzw. Kindheitspädagogik ist zu beobachten, dass in Deutschland 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Projekten und Initiativen entstanden sind 

                                                                                 

1  Die folgenden Ausführungen zur Demokratiebildung im Elementarbereich beziehen sich 
auf vielfältige Formen der Kindertagesbetreuung, wie Kindertageseinrichtungen, Krippe, 
Hort oder auch Kindertagespflege. Zur Vereinfachung wird im Folgenden der Begriff „Kin-
dertageseinrichtung“ stellvertretend für unterschiedliche Formen der Kindertagesbetreu-
ung verwendet. 



11 

und entstehen, die sich mit dem Umgang mit Heterogenität sowie mit Demokra-
tiebildung beschäftigen. Auch Wissenschaft und Forschung wenden sich ver-
stärkt dem Thema zu. Doch das Feld der frühkindlichen Demokratiebildung er-
weist sich als ein noch fragmentiertes, schwer zu überblickendes Terrain. So ist 
in Fachpraxis und Politik eine Zunahme an pädagogischen Konzepten und poli-
tischen Initiativen zu beobachten; die empirische Kenntnislage zu Umsetzungs-
prozessen von Konzepten mit demokratierelevantem Bezug sowie deren theore-
tische und rechtliche Verortung sind allerdings noch dürftig. Es existieren 
beispielsweise Evaluationsstudien, die explizit an die Durchführung verschiede-
ner Projekte gekoppelt sind, wie „Demokratie leben in Kindergarten und Schule“ 
der RAA Berlin (Regionale Arbeitsstellen für Ausländerfragen, Jugendarbeit und 
Schule e. V.) und des Instituts für den Situationsansatz (ISTA) (Höhme-Serke 
u. a. 2012), das Schulentwicklungsprogramm „Demokratie lernen und leben“ der 
Bund-Länder-Kommission (Edelstein/Fauser 2001) oder das 2006 durch das Kie-
ler Institut für Partizipation und Bildung entwickelte Modellprojekt „Kinder-
stube der Demokratie“ (Richter u. a. 2017a). Diese liefern jedoch vorwiegend 
projektspezifische Erkenntnisse. Größere Studien, wie die „World Vision Studie“ 
(Andresen 2018), welche auch demokratiebezogene Themen abbilden (wie Be-
teiligungsmöglichkeiten und Einschätzungen von Kindern zu vielfaltsrelevanten 
Aspekten), setzen erst ab dem Grundschulalter an und lassen den frühkindlichen 
Bereich aus. Dazu kommt schließlich noch der nicht unwesentliche Aspekt, dass 
auch die generelle theoretische Auseinandersetzung damit, „was genau es heißen 
und auch nicht heißen soll, Demokratie und Bildung zu verbinden“, nach wie 
vor „ein überraschend vage besetztes und eher vernachlässigtes Theorieproblem“ 
bleibt (Oelkers 2000, S. 334). 

Die vorliegende Bestandsaufnahme möchte zu einer stärkeren Systematisie-
rung dieser die frühkindliche Demokratiebildung betreffenden Diskurse, Be-
zugstheorien und Konzepte beitragen. Dazu werden entlang von fünf Kapiteln 
unterschiedliche Perspektiven und Zugänge zum Thema gewählt. Zunächst er-
folgt in Kapitel 2 die Erläuterung zentraler Begrifflichkeiten wie Demokratie, In-
klusion, Partizipation und Teilhabe sowie die Beschreibung der Begriffsvielfalt 
im Feld der politischen bzw. demokratischen Erziehung und Bildung. In Kapitel 
3 schließt sich eine Analyse politikwissenschaftlicher Theorien an, die partizipa-
tive bzw. beteiligungsorientierte Elemente aufweisen. Konkret handelt es sich 
hierbei um die partizipatorische, die deliberative, die liberal-pluralistische sowie 
um die pragmatistische Demokratietheorie. Dabei wird untersucht, welchen Bei-
trag diese Theorien auch für die frühe Kindheit leisten können. 

Es folgt ein Überblick über rechtliche Rahmenbedingungen, die als rich-
tungsweisend für Entwicklungen der Demokratiebildung gesehen werden kön-
nen. Ein rechtlicher Rahmen für präventive und kompensatorisch ausgerichtete 
Sozialisationsbemühungen des Bildungssystems wird unter anderem durch die 
„UN-Kinderrechtskonvention“, das Kinder- und Jugendhilfegesetz und das Kin-



12 

derschutzgesetz geschaffen; er verpflichtet Kindertageseinrichtungen dazu, Kin-
der zu beteiligen und ihnen Bildung zu ermöglichen. 

In Kapitel 5 werden wesentliche Aspekte von (demokratischer) Sozialisation 
und Werteentwicklung sowie ihre Relevanz für die frühe institutionelle Kinder-
tagesbetreuung diskutiert. Abschließend folgt, in Kapitel 6, die Darstellung pä-
dagogischer Ansätze und Praxisprojekte unter Rückgriff auf das zugrunde lie-
gende Themenfeld. Dabei werden ausgewählte frühpädagogische Ansätze 
vorgestellt – Friedrich Fröbel, Maria Montessori, Célestine Freinet, die Reggio-
Pädagogik und der Situationsansatz – und in ihrem Bezug zu Demokratie reflek-
tiert. Ein exemplarischer Überblick und eine Sortierung von frühpädagogischen 
Praxisprojekten und Initiativen zur Demokratiebildung komplettieren das Kapi-
tel und zeigen den Facettenreichtum in diesem Bereich auf. 
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2 Demokratie im frühpädagogischen Diskurs 
– zentrale Begriffe 

Demokratiebildung in der frühen Kindheit wird unter Verwendung zahlreicher 
Begrifflichkeiten und Konzepte diskutiert. So sehr man sich in Praxis, Politik und 
Forschung grundsätzlich darüber einig ist, dass demokratische Werte und Hal-
tungen in der frühen Bildung berücksichtigt werden müssen, so fragmentiert und 
unscharf ist das begriffskonzeptionelle Fundament, auf dem die Debatte stattfin-
det. Ein entscheidender Grund für diese Zerklüftung liegt darin, dass unter-
schiedliche Wissenschaftsdisziplinen an dem Thema arbeiten und dabei jeweils 
eigene Zugänge und Perspektiven einbringen. 

Das Anliegen dieses Kapitels ist es deshalb, die zentralen Begriffe frühpäda-
gogischer Demokratiebildung zu definieren und ihren theoretisch-konzeptionel-
len Hintergrund darzulegen. Dafür werden zunächst die das Thema bestimmen-
den Grundbegriffe Demokratie, Inklusion, Partizipation und Teilhabe definiert. 
Sie bündeln begrifflich die Ziele und kategorischen Voraussetzungen frühpäda-
gogischer Demokratiebildung. Davon ausgehend findet eine Annäherung an die 
frühpädagogische Praxis statt. 

Eingangs erfolgt hierfür eine theoretische Auseinandersetzung mit den 
Grundbegriffen Erziehung und Bildung, anschließend ihre Übertragung auf den 
Gegenstand der Demokratie, um dann über die Begriffe Demokratieerziehung, 
Demokratiebildung und politische Bildung zu diskutieren und sie voneinander 
abzugrenzen. Am Ende des Kapitels stehen erste gebündelte Überlegungen zur 
Demokratiebildung in Kitas. 

2.1 Demokratie, Inklusion, Partizipation und Teilhabe 

Um verschiedene Theoriebezüge hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit auf die früh-
pädagogische Demokratiebildung zu überprüfen, werden zunächst einige in die-
sem Zusammenhang virulente Begriffe und Bezeichnungen definiert. Demokra-
tie, Inklusion, Partizipation und Teilhabe greifen als zentrale Begriffe dieses 
Themenfeldes ineinander und beschreiben unter verschiedenen Schwerpunkten 
wesentliche für demokratiepädagogische Fragen relevante Aspekte. Es folgt zu-
nächst eine Annäherung an eine Definition des Demokratiebegriffs. Aufgrund 
seiner Vielfalt und Kontextabhängigkeit kann dies nur in grundlegenden Zügen 
gelingen. Die in Kapitel 3 dargestellten Demokratietheorien differenzieren ver-
schiedene Lesarten aus. 
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Demokratie 

Aus den Politikwissenschaften lassen sich diverse analytische Kriterien für eine 
Demokratie ableiten. Demokratie (griechisch: demos = Volk; kratein = herr-
schen) meint in erster Linie die Herrschaft der Mehrheit bzw. der Vielen in Ab-
grenzung zu anderen Formen der Herrschaft, in denen nur ausgewählte Perso-
nen politische Macht ausüben, wie beispielsweise in einer Aristokratie oder 
Monarchie (Schultze 2015a). Wenn folglich von Demokratie die Rede ist, wird 
in der Regel eine Herrschaftsform beschrieben, die sich auf den Prinzipien der 
Volkssouveränität und der politischen Gleichheit gründet (ebd.). Volkssouverä-
nität beinhaltet drei zentrale Elemente: Die Herrschaft geht vom Volk aus, sie 
wird durch das Volk oder gewählte Vertreterinnen und Vertreter ausgeübt und 
zu seinem Nutzen eingesetzt (Schmidt 2010). Bürgerliche Grundrechte und der 
Rechtsstaat schützen den Einzelnen vor staatlicher Willkür (Schultze 2015a). 

Politische Gleichheit bezieht sich auf das zentrale Versprechen der Demokra-
tie, allen Bürgerinnen und Bürgern, unabhängig von Geschlecht, ethnischer Her-
kunft oder Konfession, die gleichen Wahl- und Beteiligungsrechte zuzugestehen. 
Weitere wichtige Kriterien sind auch fundamentale individuelle sowie kollektive 
Partizipationsrechte und -chancen, die sich u. a. im allgemeinen und gleichen 
Wahlrecht, in der Organisations- und Versammlungsfreiheit, in einer aufgeklär-
ten Öffentlichkeit, in unterschiedlichen Zustimmungserfordernissen sowie 
freien Entfaltungsmöglichkeiten der Opposition zum Schutz von Minderheiten 
verwirklichen. Zusätzlich impliziert Demokratie im Interesse der Bevölkerung 
auch soziale Teilhabe und ein bestimmtes Maß an sozialer Gerechtigkeit 
(Schultze 2015a). 

Anders als es die etymologische Herleitung des Begriffes suggeriert, können 
als Herrschaftsformen direkte und indirekte (bzw. repräsentative) Demokratien 
unterschieden werden (vgl. zum Folgenden: Scruton 2007). Bei einer direkten 
Demokratie werden alle Bürgerinnen und Bürger u. a. durch Wahlen an politi-
schen Entscheidungen beteiligt. Je größer ein Staat jedoch ist, desto komplexer 
sind auch seine Strukturen, was wiederum eine direkte Beteiligung des Volkes 
erschwert (Jörke 2019). Diese Problematik stellt sich bei indirekten Demokratien 
nicht. Hier werden, abermals durch einen Wahlakt der Bürgerinnen und Bürger, 
Repräsentantinnen und Repräsentanten bestimmt, die sie in Parlamenten vertre-
ten und die an Regierungsentscheidungen beteiligt sind. Wegen der vergleichs-
weise geringen Einbindung der Bürgerinnen und Bürger wird aber oft die Legi-
timität politischer Entscheidungen angezweifelt; so besteht aktuell z. B. die 
Forderung, Bürgerinnen und Bürger u. a. durch partizipative Maßnahmen (wie 
Bürger- bzw. Volksbegehren) verstärkt an politischen Prozessen zu beteiligen. 
Diese Initiativen gründen sich auf einer allseits vernehmbaren und medial kon-
statierten Politikverdrossenheit und werden, besonders im wissenschaftlichen 
Kontext, kontrovers diskutiert (Decker 2012; Merkel/Petring 2012); so bringe die 
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vermeintliche Steigerung der Legitimität staatlichen Handelns u. a. eine „soziale 
Selektion“ sowie eine „Selbstexklusion der Unkundigen“ mit sich, die durch die 
„Kampagnenfähigkeit (…) meinungsstarker politisierter Mittelschichten, Inte-
ressengruppen, NGOs, (…) Regierung und Parteien“ beeinflusst wird und oft zu 
einem „Ergebniskonservatismus“ führe (Merkel/Petring 2012, S. 113ff.). 

Die moderne Demokratie stellt also ein politisches Ordnungsarrangement 
dar, das nicht frei von Defiziten, Widersprüchen oder Krisenmomenten ist. Den-
noch steht sie wie keine andere politische Ordnung für die Prinzipien der Selbst-
herrschaft, der Gleichheit, der Wahl- und Beteiligungsrechte. 

Inklusion 

Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive wird Inklusion gesehen als „gleichbe-
rechtigte Teilhabe heterogener Gruppen an [gesellschaftlichen] Gütern bzw. die 
Bemühungen darum in Form der gezielten Einbeziehung insb. kulturell, sozial, 
ökonomisch oder politisch unterprivilegierter, benachteiligter, marginalisierter 
oder subalterner Gesellschaftsgruppen“ (Zilla 2015, S. 272). 

Für den erziehungswissenschaftlichen Kontext definiert Annedore Prengel 
auf der institutionellen Ebene Inklusion als „Zugang aller Angehörigen der jun-
gen Generation zu gemeinsamen Orten der Bildung“ (Prengel 2016, S. 9), da nur 
das Zusammenkommen von Kindern aus unterschiedlichsten Lebenslagen in ei-
ner Einrichtung deren nachhaltige Integration sicherstellen kann (Prengel 2014). 
Alle Kinder sollen entsprechend als Bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer, 
unabhängig von individuellen, heterogenen Voraussetzungen, über einen „ega-
litären und freiheitlichen Zugang“ verfügen (Prengel 2016, S. 9), sodass es zu kei-
ner frühen Segregation kommt. Voraussetzung hierfür ist auch, dass Inklusion 
in einem weiteren Sinne gefasst wird, dass man sich also nicht ausschließlich auf 
die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen fokussiert, sondern grundsätz-
lich die Teilhabe aller Menschen zum Ziel hat (Cloos/Becker-Stoll 2015). 

Innerhalb frühpädagogischer Einrichtungen lässt sich Inklusion in verschie-
dene didaktische Formen differenzieren, z. B. inklusive Spiel- und Lerngelegen-
heiten zu schaffen sowie inklusive Interaktionsprozesse zu gestalten. Dies um-
fasst neben der Gestaltung des Raumes und der Materialauswahl auch die 
curriculare Verankerung von pädagogischen Prozessen sowie Ansätze, die von 
inklusiven Prinzipien geleitet sind (Cloos/Becker-Stoll 2015; Prengel 2014). Da-
für relevant ist insbesondere die Kultivierung von inklusiven Prozessen in päda-
gogischen Beziehungen wie auch in Peer-Beziehungen (relationale Ebene). 

Inklusion wird als eine „Quelle von Legitimität“ für eine Demokratie betrach-
tet (Zilla 2015, S. 273) und dient somit auch als Gradmesser und Kernprinzip für 
deren gelungene Umsetzung. Demokratie wiederum kann als „Ausdruck der In-
klusion, eines aktiven Einbezugs der Bürger in das Kollektiv der gemeinsamen 
Lebensbewältigung“ verstanden werden (Richter 2012, S. 157). 
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Auch dem System der frühen Bildung, Betreuung und Erziehung wird, als 
erste Sozialisations- und Bildungsinstitution für die Verwirklichung von Inklu-
sion, eine zentrale Bedeutung zugesprochen. Institutionen der frühen Bildung 
bergen durch eine „meritokratisch entworfene Chancengleichheit“ (Prengel 
2016, S. 21) die Gefahr, Bildungsverlierer und Bildungsgewinner hervorzubrin-
gen. Das Prinzip Inklusion soll dem entgegenwirken, indem es ein „Bildungsmo-
dell der Wertschätzung jenseits von Leistungskonkurrenz“ entwickelt (Prengel 
2016, S. 22), die Heterogenität der unterschiedlichen Beteiligten am Bildungssys-
tem berücksichtigt und dabei Bildungsgerechtigkeit ermöglicht. 

Partizipation und Teilhabe 

Partizipation und Teilhabe sind Begriffe, die sich in „umfassenden erziehungs- 
und sozialwissenschaftlichen Demokratisierungs- und Inklusionstheorien“ fin-
den (Prengel 2016, S. 10). Während sich der Begriff Teilhabe im Kontext früher 
Bildung vornehmlich auf die effektiven Zugangsvoraussetzungen für Kinder be-
zieht – sich also um die Frage dreht, ob Kinder, ganz gleich aus welchen Teilen 
der Gesellschaft sie kommen, gleiche Zugangsmöglichkeiten zu Angeboten der 
frühen Bildung haben (Prengel 2016) –, geht Partizipation noch etwas weiter. 

Aus erziehungswissenschaftlicher Sicht wird Partizipation verdichtet auf die 
Beteiligung von Kindern an Entscheidungen, die sie in ihrem Alltag betreffen 
und auf deren Umsetzung sie auch tatsächlich Einfluss haben (Prengel 2016; 
Olk/Roth 2010). In frühpädagogischen Ansätzen der Demokratiebildung wird 
Partizipation daher als Möglichkeit „der Kinder, in ihren Lebens- und Lernzu-
sammenhängen Einfluss zu nehmen“ bezeichnet (Prengel 2016, S. 10). Auf theo-
retisch-systematisierenden Ebenen bieten Partizipationsmodelle in der Erzie-
hungswissenschaft eine Analysefolie, um unterschiedliche Partizipationsformen 
und -grade zu unterscheiden. Dieser daraus entstehende methodisch-konzeptio-
nelle Analyseansatz ermöglicht es, die zwischen Fremd- und Selbstbestimmung 
changierenden Stufen von Partizipation zu erfassen und zu differenzieren 
(Schröder 1995; Glinka u. a. 1999; Abs 2005). 

Partizipation ist auch ein zentraler Aspekt verschiedener zeitgenössischer 
Demokratietheorien. Besonders solche, welche die Notwendigkeit einer Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern im politischen und gesellschaftlichen Be-
reich betonen, sehen Partizipation nicht nur als „eine spezifische Aktivität, son-
dern als einen integralen Bestandteil des sozialen Lebens (…)“ und schreiben ihr 
eine „erzieherische Funktion (…) für die Demokratie“ zu (van Deth 2014, S. 14). 
Dabei werden drei unterschiedliche Begründungen für Partizipation angeführt: 
Zum einen wird Partizipation auf die Möglichkeiten der Einflussnahme auf po-
litische Entscheidungen bezogen („instrumentelle Begründung“). Die Bürgerin-
nen und Bürger agieren entsprechend „freiwillig, individuell und/oder kollektiv 
im Verbund mit anderen (…), um Entscheidungen direkt oder indirekt zu ihren 
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Gunsten zu beeinflussen“ (Schultze 2015a, S. 458). Die Teilnahme der Bürgerin-
nen und Bürger an diesen Entscheidungen legitimiert wiederum die dadurch 
entstandenen Entscheidungen („legitimitätsorientierte Begründung“). Die 
„intrinsische Begründung“ für Partizipation impliziert schließlich, dass die Be-
teiligung als Wert und Notwendigkeit für das „mentale Wohlbefinden der Men-
schen“ verstanden (van Deth 2014, S. 13) und somit die persönliche Entwicklung 
der Beteiligten in den Vordergrund gerückt wird (Schultze 2015a; van Deth 2014, 
S. 14; Schmidt 2000). 

Diese Begründungslinien von Partizipation lassen sich auch in den Konzepten 
für die Umsetzung von Partizipation in der frühpädagogischen Praxis identifi-
zieren. Sie betonen entweder stärker die Realisierung von Persönlichkeitsrechten 
von Kindern in konkreten Interaktionsprozessen oder strukturelle Partizipa-
tionsformen und die Herausbildung von Wissen zu demokratisch-politischen 
Prozessen. Letzteres steht demnach eher für die Auffassung, dass Kinder über das 
Recht auf Beteiligung verfügen, diese allerdings sukzessiv erlernt werden muss. 
Eine Konsequenz daraus besteht in der Notwendigkeit, dem jeweiligen Entwick-
lungsstand angemessene Beteiligungsmöglichkeiten an Entscheidungsprozessen 
zu schaffen, wie Kinderkonferenzen oder andere Auswahlformate. 

Dass Kinder bereits in jungen Jahren erfahren, was Partizipation bedeutet, ist 
aber nicht allein über institutionelle Arrangements zu sichern. Vielmehr spielt 
nach Auffassung interaktionszentrierter Ansätze auch die unmittelbare All-
tagserfahrung von Partizipation in Interaktionen eine bedeutsame Rolle. Dies be-
zieht beispielsweise bereits die angemessene Berücksichtigung persönlicher Be-
dürfnisse (wie das Schlafen oder Essen) und die Beteiligung der Kinder an der 
Umsetzung dieser Bedürfnisse ein oder die sensitive und responsive Reaktion auf 
die Signale von Kindern im Rahmen der Definition von Partizipation. 

2.2 Demokratiebildung, Demokratieerziehung,  
Demokratiepädagogik und politische Bildung 

Das Feld der politischen bzw. demokratischen Erziehung und Bildung im Elemen-
tar- und Primarbereich ist seit Jahren von einer „Perspektivendifferenz“ gezeichnet 
(Fauser 2007, S. 18). Diese äußert sich in einer Begriffsvielfalt, welche die Frage 
nach der angemessenen Bezeichnung für politische bzw. demokratische Bildung 
und Erziehung nach sich zieht (Himmelmann 2010; Pohl 2009; Fauser 2007; San-
der 2007; Massing 2002). Im Fokus stehen hierbei die Begriffe Politik und Demo-
kratie sowie die Frage, welcher Begriff den Gegenstand einer zeitgemäßen politi-
schen Bildung oder Erziehung darstellen kann bzw. muss (Widmaier 2019). 

Besonders Begriffskonstellationen, die sich auf Demokratie beziehen, erfah-
ren in letzter Zeit eine wachsende Beliebtheit im fachpolitischen Diskurs (ebd.). 
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In der Forschung wird dies u. a. auf die zunehmende Unzufriedenheit der Bür-
gerinnen und Bürger mit der Tagespolitik zurückgeführt bzw. auf das sinkende 
Interesse junger Menschen daran, wodurch der Eindruck entstanden ist, dass der 
Demokratiebegriff „den Zeitgeist ganz offensichtlich besser zu treffen [scheint] 
als der Politikbegriff“ (Widmaier 2019, S. 17). In der Folge entstanden wiederum 
verschiedene Wortkombinationen, wie Demokratiebildung, Demokratieerzie-
hung oder Demokratieförderung, die nunmehr zu einer „neuen Unübersicht-
lichkeit“ geführt haben (ebd.). 

Trotz der Tatsache, dass diesen Begriffen auch ohne Bezugnahme auf Demo-
kratie bereits ein hohes Maß an Komplexität inhärent ist – die sich beispielsweise 
in den fortwährenden wissenschaftlichen Diskursen um die Angemessenheit pä-
dagogischer Grundbegriffe wie Bildung und Erziehung zeigt –, werden sie teil-
weise synonym verwendet. Erklärt wird diese Diversifizierung u. a. von Benedikt 
Sturzenhecker mit der „Spaltung unterschiedlicher wissenschaftlicher Schulen 
und Positionen, die aufgrund der Distinktionszwänge des Wissenschaftssystems 
versuchen, für eigene Begriffe rund um politische Bildung Aufmerksamkeit zu 
erheischen“ (Hafeneger 2019, S. 10). Unterschiedliche Finanzierungs- und För-
derquellen führen zudem dazu, dass jedes Projekt für sich genommen „Origina-
lität“ beansprucht, was wiederum zu einer „Betriebsblindheit“ und zur „Frag-
mentierung der Potenziale einer demokratisch orientierten politischen Bildung 
[führt], in einer Zeit, in der die Demokratie so stark angefeindet wird wie lange 
nicht mehr“ (Hafeneger 2019, S. 11). 

Im Folgenden wird der Versuch unternommen, durch die nähere Beleuchtung 
verschiedener Begrifflichkeiten zur Systematisierung der diagnostizierten „Un-
übersichtlichkeit“ beizutragen (Widmaier 2019, S. 17). Hierfür dient zunächst 
eine grundlegende Auseinandersetzung mit den Grundbegriffen Erziehung und 
Bildung dazu, deren theoretische Konstitution aufzuschlüsseln und darin ange-
legte Schlussfolgerungen für die Gestaltung pädagogischer Situationen sowie für 
das (Auf-)Wachsen von Kindern auf den Gegenstandsbereich der Demokratie zu 
übertragen. Dabei wird bewusst eine theoretisch-systematische erziehungswis-
senschaftliche Auseinandersetzung genutzt und darauf verzichtet, die nicht im-
mer inhaltlich konsistente Verwendung verschiedener Begriffskonstellationen in 
Programmkontexten nachzuvollziehen. 

Im nächsten Schritt folgt der Einblick in die Debatte über Demokratiepäda-
gogik und politische Bildung. Die komplexe und umfassende wissenschaftliche 
Auseinandersetzung, welche im Kern die Unterschiede zwischen politischer Bil-
dung und Demokratiepädagogik behandelt – bzw. in den Formulierungen Poli-
tik- bzw. Demokratie-Lernen –, kann hierbei nur in ihren Grundzügen skizziert 
werden (nachzulesen u. a. bei: Widmaier 2019 und 2018; Pohl 2009; Beutel/Fau-
ser 2007; Massing 2002). Anschließend werden Anknüpfungspunkte zwischen 
den Disziplinen dargestellt und Lösungsansätze vorgestellt. 
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Demokratieerziehung und Demokratiebildung 

Die drei Grundbegriffe Erziehung, Bildung und Betreuung sind seit Inkrafttreten 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes Anfang 1990 als „Aufgabentrias der Kin-
dertagesstätten im KJHG“ festgehalten (Dietrich 2019, S. 399). Sie formieren da-
mit als rechtliche Grundlage auch inhaltlich den Förderauftrag von Kindertages-
einrichtungen und Kindertagespflege – wobei das Gesetz mit der „inhaltlichen 
Füllung von ‚Bildung‘ und ‚Erziehung‘ “(Franke-Meyer/Reyer 2015, S. 266) sehr 
zurückhaltend bleibt (siehe Kapitel 5.3). Ihre Konkretisierung für die pädagogi-
sche Praxis wird im wissenschaftlichen und fachpolitischen Diskurs verhandelt 
und durch den Bezug zu den aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen im-
mer weiter optimiert. Der gemeinsame Rahmen der demokratischen Verfassung 
des Grundgesetzes setzt den normativen Rahmen und orientiert die Auslegung 
der Aufgabentrias an demokratischen Grundwerten.  

Die drei zentralen Begriffe – Erziehung, Bildung, Betreuung – sind historisch ge-
wachsen und Ausdruck jahrhundertelanger Auseinandersetzung mit dem Ver-
hältnis von erwachsenen Generationen zu den nachwachsenden. Kinder sind 
anthropologisch durch das „Moment der Natalität“ (Wehner 2019, S. 441) mit 
erwachsenen Bezugspersonen in Abhängigkeit verbunden. Wie dieses Verhältnis 
begriffen und gestaltet wird, spiegelt sich auch in den (historisch nachvollzieh-
baren) Verständigungen zu eben diesen pädagogischen Grundbegriffen wider. 
Diese thematisieren verschiedene Aspekte der Vorstellungen zum Hineinwach-
sen des Individuums in die jeweilige gesellschaftliche Ordnung, in geltende Nor-
men und Werte ab. Sie implizieren Schlussfolgerungen darüber, auf welche Art 
und Weise Erwachsene diesen Prozess (mit-)formen, welche Rechte und Eigen-
tätigkeiten Kindern zugestanden und welche Verantwortung dabei gesellschaft-
lichen Institutionen zugeschrieben wird. 

Aus historischer Perspektive ist eine Verlagerung der Dominanz des Betreu-
ungsbegriffs über den Erziehungsbegriff hin zum Bildungsbegriff zu beobachten, 
was auch den gegenwärtigen frühpädagogischen Diskurs dominiert (Dietrich 
2019). Gleichsam bleiben alle drei Begriffe virulent. In ihrer theoretischen Ver-
fasstheit, Abgrenzung und Überschneidung sind sie jedoch dem Vorwurf der 
Unklarheit ausgesetzt (Bilgi 2019; Dietrich 2019). Gleiches gilt für ihre Übertra-
gung auf verschiedene Gegenstandsbereiche, wie in diesem Fall der Demokratie-
bildung oder der Demokratieerziehung1 

                                                                                 

1  Die Auseinandersetzung mit dem Betreuungsbegriff wird an dieser Stelle in den Hinter-
grund gestellt, wobei die Sorgetatsache immer als Grundlage des Erziehungs- und Bil-
dungsbegriffs mitgedacht werden muss. Bilgi (2019) weist auf die Notwendigkeit der ver-
tieften Auseinandersetzung mit dem Sorgebegriff und seiner Relation zu den weiteren 
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(Demokratie-)Erziehung 

Erziehung – begründet in der anthropologischen Sorgeaufgabe und Verantwor-
tung älterer Generationen dafür, nachfolgende Generationen in die jeweilige Ge-
sellschaft einzuführen – ist ein Grundphänomen, das in „kulturell mannigfalti-
gen Variationen zu identifizieren ist“ (Wehner 2019, S. 439). Das Vorhaben, für 
den Begriff Erziehung eine gemeinsam getragene Definition zu finden, verdeut-
licht einmal mehr, dass es viele Auslegungsformen gibt, was auf die Spannungs-
felder verweist, die dem Erziehungsbegriff inhärent sind. Allen Definitionsver-
suchen gemein ist, dass sie Erziehung zu einer Aufgabe machen, welche die 
gesellschaftliche Ebene mit der subjektiven Entwicklung des Individuums ver-
bindet. Unter Erziehung kann nach Jürgen Oelkers allgemein die „moralische 
Kommunikation zwischen Personen und Institutionen sowie mit und über Me-
dien verstanden werden, soweit sie auf dauerhafte Einwirkung abzielt und ein 
Gefälle voraussetzt“ (Oelkers 2004, S. 303). 

Erziehungsprozesse werden durch Erziehende methodisch organisiert und erfol-
gen in Auseinandersetzung mit Inhalten und Gegenständen. Das Handeln des 
Erziehenden wird dabei auf zweierlei Weise wirksam: durch seine Vorbildfunk-
tion einerseits und durch die bewusste Rückmeldung und Einflussnahme auf das 
kindliche Handeln andererseits (Jasmund 2018). Erziehung wird damit als eine 
absichtsvolle Handlung aufgefasst, die von bewussten oder unbewussten (mora-
lischen) Zielen geleitet wird und eine Wirkung bei den zu Erziehenden erzielen 
soll. 

Die Intentionalität von Erziehung, wie sie Wolfgang Brezinka – als Versuch, 
„das psychische Dispositionsgefüge anderer Menschen in irgendeiner Hinsicht 
dauerhaft zu verbessern oder zu erhalten“ (Brezinka 1990, S. 79) – ins Zentrum 
von Erziehung rückt, kann als ihr zentrales Charakteristikum angesehen werden. 
Was dabei jedoch als „verbesserungswürdig“ oder „erhaltenswert“ gilt, bleibt of-
fen und eine Frage sich wandelnder, gesellschaftlich geltender Werte und Nor-
men, wie beispielsweise einer demokratischen Wertorientierung. Erziehung ist 
immer normativ, und damit sind es auch die Erziehungsziele. Sie sind eingebun-
den in historisch-gesellschaftliche Kontexte und unterliegen einem steten Wan-
del, der historisch nachvollziehbar und in verschiedene Begründungszusam- 
menhänge eingebettet ist (wie z. B. religiöse, philosophische oder gesellschafts-
politische). 

Nach Jasmund zielt „Erziehung als bewusste Einflussnahme (…) auf die In-
ternalisierung von Werten und Normen einer Gemeinschaft und auf darauf ba-

                                                                                 

Grundbegriffen hin. Dies ginge allerdings über den hier gesetzten inhaltlichen Rahmen 
hinaus. 
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sierende kulturspezifische Handlungskompetenzen im Alltag“ (2018, S. 7). Er-
ziehung bezieht sich auf eine imaginierte Zukunft, auf Normen und Werte des 
Zusammenlebens, die für erstrebenswert erachtet werden. Ob das Beabsichtigte 
erreicht wird, lässt sich jedoch immer nur in der Zukunft rückblickend einschät-
zen (Aßmann 2016). 

In aktuellen fachpolitischen und wissenschaftlichen Diskursen wird Erzie-
hung insbesondere am globalen Ziel der Mündigkeit der Heranwachsenden, hin 
auf ein „zunehmend eigenverantwortliches und gemeinschaftsfähiges Verhalten 
der Kinder in ihren materiellen und sozialen Lebenswelten“ ausgerichtet (Jas-
mund 2018, S. 7). Über rechtliche Vorgaben und fachwissenschaftliche Diskurse 
werden diese Erziehungsziele explizit und implizit (mit-)definiert und festgehal-
ten. Die pädagogische Praxis und ihre Stützsysteme stehen in der täglichen Ar-
beit vor der Aufgabe, diese abstrakten Erziehungsziele in der Gestaltung des All-
tags und der direkten Interaktion zu konkretisieren. Erziehung ist über die 
konzeptionellen Überlegungen in der Umsetzung immer wesentlich an die indi-
viduellen Deutungen und normativen Orientierungen der Erziehenden gebun-
den. 

Trotz der Intentionalität von Erziehung vollzieht sie sich immer in einem bidi-
rektionalen Prozess. Kinder reagieren nicht nur, indem sie Erziehungsmaßnah-
men annehmen oder sich leiten lassen, sondern beeinflussen das Handeln des 
Erwachsenen durch ihre Reaktion. Diese kann durch unterschiedliche Motive 
geleitet und beispielsweise durch rationalen (am Sachgegenstand orientierten) 
und irrationalen (wie ein grundsätzliches Ringen um Freiheit, Reaktanz) Wider-
stand geprägt sein (Kiel 2012). Dadurch bleibt Erziehung ergebnisoffen und „mit 
dem Risiko des Scheiterns verbunden“ (Jasmund 2018, S. 34). Erziehungspro-
zesse sind nur bedingt kontrollierbar und ihre Wirkungswege nicht gänzlich vor-
hersehbar. 

Die anthropologisch begründete Erziehungsaufgabe verweist auf ein weiteres 
für demokratiepädagogische Überlegungen bedeutsames Spannungsfeld: Erzie-
hung ist durch ein Machtgefälle konstituiert, das durch Lebenserfahrung, Hand-
lungsvorsprung und den Machtvorteil Erwachsener begründet wird (Kiel 2012; 
Prengel 2016). Diese Asymmetrie wird durch Rollenzuschreibungen institutio-
nalisiert, die sich aus der jeweiligen Beziehung ergeben, in der Kind und Erwach-
sener in einem spezifischen Kontext zueinanderstehen, wie beispielsweise Eltern 
zu ihren Kindern, Lehrkräfte zu Schüler und Schülerin oder pädagogische Fach-
kräfte zu Kindern in Kindertageseinrichtungen. 

Die Übernahme dieser Aufgabe beinhaltet neben der Chance auf positive 
Entwicklungsimpulse durch Erwachsene auch die Gefahr des Missbrauchs von 
Macht. „Autorität stellt bis heute eine Grundfrage und ein Grundproblem der 
Pädagogik dar. Für den pädagogischen Diskurs lässt sich die Bedeutung von Au-
torität eindrücklich an der komplexen Stellung zu den Begriffen Aufklärung und 
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Mündigkeit und der Einlagerung in das Verhältnis der Generationen belegen. 
Autorität ist im erziehungswissenschaftlichen Diskurs in die Grundlegung des 
Erziehungsbegriffs eingespannt“ (Jergus 2017, S. 7). Damit verbunden ist die 
Frage nach der Legitimität und Rechtmäßigkeit von Erziehung und Erziehungs-
mitteln. Inwieweit und in welcher Weise urteilen Erwachsene und leiten Kinder 
an? Auf welche Weise nehmen Erwachsene Einfluss? Wie wird dieser innerhalb 
von Institutionen praktiziert? Erziehung wird so in aktuellen Diskursen mit dem 
Anspruch verbunden, Ziele und Methoden offenzulegen, zu legitimieren und zu 
reflektieren (Jergus u. a. 2017). Gesellschaftlichen Kontrollinstanzen fällt da-
durch eine besondere Aufsichtspflicht zu, die sicherstellen soll, dass die Rechte 
und die Würde von Kindern gewahrt werden. 

Das grundlegend asymmetrische Verhältnis von einer (erwachsenen) päda-
gogischen Fachkraft und dem (noch nicht erwachsenen) Kind schafft eine struk-
turelle Ambivalenz in pädagogischen Settings, die nicht aufzulösen, sondern nur 
situativ zu bearbeiten ist (Prengel u. a. 2017). Insbesondere für demokratiepäda-
gogische Überlegungen ist dies folgenreich. Prengel u. a. (2017) weisen in diesem 
Zusammenhang auf die Verpflichtung pädagogischer Fachkräfte hin, ihr Han-
deln zu reflektieren, und stellen die Forderung nach einer allgemeinen Ethik der 
Pädagogik. 

Demokratieerziehung kann demnach als die bewusste erzieherische Einflussnahme der älteren 

Generation gegenüber der heranwachsenden Generation verstanden werden, mit dem (norma-

tiven) Ziel, demokratische Werte und Normen bei Heranwachsenden und damit in der Gesell-

schaft zu stärken. Demokratieerziehung findet innerhalb einer an demokratischen Grundwerten 

ausgerichteten Gesellschaft statt und will dazu beitragen, Demokratie zu erreichen, zu erhalten 

und weiterzuentwickeln. Dafür greift sie auf didaktisch-methodische Mittel zurück, die selbst von 

demokratischen Prinzipien geleitet sind und auf die jeweilige Zielgruppe angepasst werden müs-

sen. 

Demokratieerziehung ist als bidirektionale Interaktion zwischen den beteiligten Akteuren zu ver-

stehen, die trotz der Zielgerichtetheit ergebnisoffen ist. Durch die Asymmetrie zwischen Erwach-

senen und Kindern ist mit Demokratieerziehung die besondere Herausforderung verknüpft, die 

Ambivalenz zwischen Autorität und die auf Mündigkeit und Verantwortung gerichtete intentio-

nale Einflussnahme entsprechend zu gestalten. Damit ist auch verbunden, die zugrunde liegen-

den Ziele, Werte und Normen sowie die Erziehungsmethoden zu legitimieren und die (demokra-

tischen) Rechte von Kindern zu wahren. Diese Asymmetrie muss durch die pädagogische 

Fachkraft beständig reflektiert und ausgestaltet werden. 

(Demokratie-)Bildung 

In Abgrenzung zum Erziehungsbegriff, bei dem das intentionale Handeln des 
Erziehenden im Vordergrund steht, wird Bildung bereits seit Wilhelm von Hum-
boldt aus der Subjektsicht des Sich-Bildenden heraus begründet. Das Subjekt hat 
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nach Humboldt vielfältige Kräfte und Fähigkeiten, mit denen es sich mit der 
Vielfalt von Welt auseinandersetzt (Humboldt 2010). Als Bildung bezeichnet er 
den Prozess, bei dem das Individuum sich von sich selbst entfremdet, um sich 
mit der Welt auseinanderzusetzen, diese wieder an sich selbst zurückzubinden 
und sie dann in eine subjektive Form bringt (ebd.). 

Bildung umfasst somit mehr als ein explizites Wissen über die Dinge der Welt 
und Formen des sozialen Miteinanders. Sie ist verbunden mit einem umfassen-
den Verständnis der Ausbildung von Geist und Körper in einem Ganzen. Spä-
testens seit Ende des 20. Jahrhunderts hat diese Verknüpfung von Leiblichkeit, 
Ästhetik und Weltbezug des Individuums einen besonderen Stellenwert im bil-
dungstheoretischen Diskurs (Benner 2004). Kognition, Entwicklung, Handeln, 
Emotionen, ästhetisches Empfinden und Wahrnehmung von Welt werden durch 
den Bildungsprozess untrennbar miteinander verbunden (Schäfer 2019). 

Bildung beginnt mit der Geburt und umfasst alle relevanten Vorgänge des impli-
ziten und expliziten Erfahrungslernens, die in ihrem Zusammenspiel mit der  
biologischen und sozialen Natur des Menschen die individuelle Weltdeutung 
formen (Schäfer 2019). Das Subjekt steht als tätig im Mittelpunkt des Bildungs-
prozesses und ist nichts, „was im Bildungsprozess vorgefunden wird, sondern 
das aus diesem Bildungsprozess selbst – wörtlich verstanden – hervorgeht“ 
(Schäfer 2019, S. 411). Von Anfang an entwickelt sich das Subjekt aktiv, indem 
sich die individuellen genetischen Voraussetzungen im dialogischen Bezug von 
individuellen, kulturellen und sozialen Erfahrungen entfalten. Das Individuum 
integriert seine Welterfahrungen in seine subjektive Ordnungsstruktur, mit der 
es Welt wahrnimmt und verarbeitet. Dabei sind implizite und explizite, soziale 
und dingliche Erfahrungen nicht voneinander zu trennen, gleichermaßen wie die 
Wissensbestände, die dabei entstehen, nicht voneinander trennbar sind. 

Gerd Schäfer betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung des impliziten 
Wissens, das individuell aufgebaut wird und maßgeblich kulturell geprägt ist. Er 
unterscheidet fünf Formen des impliziten Wissens, die sich in leiblichen Prakti-
ken vollziehen und dadurch identifizierbar werden. Das sensomotorische Wis-
sen umfasst alle motorischen Erfahrungen, die Kinder mit der kulturell gepräg-
ten Umwelt machen. Das sensorische Wissen meint die „Strukturierungen von 
Wahrnehmungs- und Empfindungsweisen sowie der Gefühle, die im Rahmen 
sozialer Beziehungen von Anfang an erfolgen“ und kulturell geprägt sind (Schä-
fer 2019, S. 411). Als dritte Form unterscheidet er das Wissen um den Umgang 
mit komplexen Handlungsformen, wie den Gebrauch von Werkzeugen und All-
tagsdingen, sowie soziale Muster und Rituale des sozialen Miteinanders. Weiter 
differenziert er implizites Wissen zu Formen der Kommunikation; darunter sub-
sumiert er alle Formen der Verständigung mit und ohne Worte. Fünftens nennt 
er kulturelle Weisen des Denkens, die alle kulturell geprägten Formen des Den-
kens einbeziehen. 
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So verstanden wird Bildung zu einer Aufgabe, „die letztlich von einem kulturel-
len Subjekt geleistet werden muss. Niemand kann gebildet werden“ (Schäfer 
2019, S. 418). Dennoch ist Bildung nicht beliebig und kein vom Umfeld isolier-
barer Prozess. Denn die Selbsttätigkeit des Subjektes ist immer zu verstehen als 
ein In-Beziehung-Setzen des Subjektes zu etwas oder jemandem (Frost 2019, 
S. 33). Daraus erwächst für pädagogische Überlegungen ein zentrales Span-
nungsfeld: Wie können Bildungsprozesse pädagogisch gestaltet und gerahmt 
werden, wenn Bildung ein Prozess ist, der sich weitestgehend durch das Subjekt 
selbst vollzieht? Welche Rolle und Funktion nehmen dabei Erwachsene ein, die 
für Kinder in frühkindlichen Institutionen Verantwortung für deren Aufwach-
sen übernehmen? 

Schäfer (2019) begreift Pädagogik vor dem Hintergrund des hier dargelegten 
Bildungsverständnisses als bewusste Gestaltung des Alltags in einer dinglichen 
und sozialen Umwelt. Im Vordergrund steht für ihn die Beteiligung von Kindern 
an der soziokulturellen Alltagswelt und deren Teilnahme an Alltagsprozessen, 
nicht die Vermittlung von kodifiziertem Wissen. Pädagogen kommt demnach 
die Aufgabe zu, die sachliche Umwelt anregend zu gestalten sowie Materialien 
und Werkzeuge anzubieten, die zu einem vielfältigen Umgang herausfordern 
und Teilnahme und Exploration ermöglichen. Dazu brauchen Erwachsene Em-
pathie, um sich einzufühlen und zu verstehen, was Kinder als Welt erleben und 
wie sie dies tun. Diese Wechselseitigkeit ist nach Schäfer (2019) Voraussetzung 
dafür, dass sich Kinder als Selbstwirksam erfahren können. Nur so kann eine 
„Kultur des Zuhörens“, eine „Demokratie der Beziehung“ entstehen (Schäfer 
2019, S. 417). Die Sprache wird dabei zu einem Medium, welches die gegenseitige 
Erfahrung in narrativer Form zum Ausdruck bringt (ebd. 2019). 

Pädagogen müssen sich diesem Verständnis nach darüber bewusst sein, dass 
die dingliche Umwelt sowie die Art und Weise, wie Interaktionen gestaltet wer-
den, kulturelles Wissen beinhalten und damit auch Normen und Werte des Zu-
sammenlebens transportieren. 

Demokratiebildung ist der Prozess, bei dem sich das Subjekt in einer an demokratischen Werten 

geprägten Kultur in Auseinandersetzung mit seiner Umwelt ausbildet. Dabei verinnerlicht es 

durch Erfahrungslernen soziale und kulturelle Muster, die durch demokratische Prinzipien ge-

prägt sind. Pädagogische Settings müssen durch die bewusste Gestaltung der dinglichen Welt 

sowie der zwischenmenschlichen Begegnungen Erfahrungen ermöglichen, die von demokrati-

schen Grundwerten strukturiert sind, und diese explizit und implizit transportieren. Demokratie 

kann nicht primär gelehrt werden, sondern muss erfahrbar sein. Dazu muss eine Kultur des ge-

genseitigen Zuhörens und des Respekts entwickelt werden, bei der sich Kinder und Erwachsene 

in einer von demokratischen Werten geprägten Beziehung begegnen. 
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Politische Bildung und Demokratiepädagogik 

Seit den 2000er-Jahren setzen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in 
einem kontrovers geführten Diskurs mit der Frage nach der angemessenen Be-
zeichnung für den Begriff „politische Bildung“ auseinander. Angestoßen wurde 
dieser Diskurs durch das BLK-Programm „Demokratie lernen und leben“ der 
Bund-Länder-Kommission (Edelstein/Fauser 2001). Die Diskussion entzündete 
sich vor allem an der Kritik der Autorinnen und Autoren an der damaligen Um-
setzung politischer Bildung in Schulen: „[Es] ist offenkundig, dass das vorherr-
schende Modell der politischen Bildung, mit marginaler Stundenausstattung, 
handlungsabstinenten Methoden und vorwiegend systemdeskriptiven Inhalten 
weder Identifizierung mit der Demokratie als Lebensform und als politisches Re-
gelsystem erzeugt noch antidemokratische Affekte und Überzeugungen zu wi-
derlegen und abzuwehren vermag (…)“ (Edelstein/Fauser 2001, S. 77). 

Wolfgang Edelstein und Peter Fauser sprechen in ihrem Gutachten zum Pro-
gramm daher von „Demokratiepädagogik“, weil sie Demokratie als eine „Richt-
schnur sowohl für die Politik als auch für die Erziehung wie für ihr Verhältnis 
zueinander“ sehen (Edelstein/Fauser 2001, S. 20). Da dieser Begriff allerdings bis 
heute durchaus kontrovers diskutiert wird, bedarf es einer begrifflichen Aufklä-
rung, die ohne eine knappe Darstellung und Einordnung der Diskussion nur ver-
kürzt möglich wäre. In einer Gegenüberstellung der Argumente auf beiden Sei-
ten – zum einen der Erziehungswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, die 
dem Ansatz der Demokratiepädagogik nahestehen, sowie, zum anderen, der Po-
litikdidaktiker der politischen Bildung – wird im Folgenden ein Überblick über 
diesen Diskurs gegeben. 

Die Kritik der Vertreterinnen und Vertreter der Demokratiepädagogik gründet 
auf der Annahme, dass Demokratien ohne Bürgerinnen und Bürger, die über ein 
bestimmtes Maß an Demokratiekompetenz – „Haltung, Handeln und Überzeu-
gung kompetenter Individuen“ (Fauser 2007, S. 28) – verfügen, nicht bestehen 
könnten. Um diese Kompetenzen zu ermöglichen, reiche es aber nicht aus, Wis-
sen über politische Prozesse, Strukturen und Systeme zu vermitteln und diese in 
„erfahrungsarme Unterrichtskonzepte zu transformieren“ (Veith 2008, S. 4); 
auch Anerkennungsverhältnisse, „also die Erfahrung von entgegenkommenden 
Verhältnissen, wie sie eine demokratische, auf Reziprozität angelegte Umgebung 
darstellt“, spielten eine wichtige Rolle (Fauser 2007, S. 27). Dies verdeutlicht, wa-
rum die Bezeichnung Demokratiepädagogik begriffslogisch zunächst die Päda-
gogik im Fokus hat, nicht die Politikwissenschaft, während sich die politische 
Bildung aus der Politikwissenschaft und den dazugehörigen fachlichen Traditio-
nen und Diskursen entwickelte (Fauser 2007, S. 37). 

Die Bezeichnung Demokratiepädagogik lege den Fokus auf die pädagogische 
Aufgabe der Förderung des „Demokratielernens“ und diene entsprechend als In-
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tegrations- und Sammelbegriff für unterschiedliche Bemühungen in Form von 
Konzepten, Initiativen und Programmen (Fauser 2007). Pädagogische Fragen, 
die im Kern an expliziten oder impliziten Normen und Werten ausgerichtet sind, 
verlangten „nicht nur eine didaktische Antwort, sondern auch Klarheit darüber, 
welche Normen für das pädagogische Handeln verbindlich sein sollten, für die 
familiäre ebenso wie für öffentliche Erziehung“ (Prange 2010, S. 9). Damit ver-
knüpft sei einerseits die Möglichkeit, frühzeitig gesellschaftliche Entwicklungen 
in der pädagogischen Arbeit aufzugreifen, andererseits auch die Notwendigkeit, 
eine Auseinandersetzung mit der Normativität von Pädagogik zu führen (Prange 
2009). 

Durch die Verwendung des Politikbegriffs fokussiere sich die Politikdidaktik2 
hingegen einseitig auf die institutionell-systemische Ebene gesellschaftlicher und 
staatlicher Organisation, während sich der Demokratiebegriff als Lebens-, Ge-
sellschafts- und Herrschaftsform vertikal ausdehne und so unterschiedliche Be-
reiche tangiere (Fauser 2007; Himmelmann 2001; 2002). 

Vertreter aus den Reihen der politischen Bildung sehen Demokratiekompetenz 
aber nicht als das Kerngeschäft der politischen Bildung. Vielmehr stünden „Fra-
gen des gesamt- und zwischengesellschaftlichen Zusammenlebens, also (…) Po-
litik im weiteren Sinne“ im Fokus (Sander 2007, S. 83). Auch wird argumentiert, 
dass mit der Verwendung des Demokratiebegriffs eine zunehmende „Unter-
scheidung zwischen normativ überhöhtem Ideal einerseits und ‚schmutziger‘ po-
litischer Realität andererseits“ einhergehe (Massing 2002, S. 173). Genauer wird 
den Autoren der BLK-Studie vorgeworfen, Demokratie zu einem „positiven Ge-
genbegriff zur schlechten Wirklichkeit des Politischen (…), geradezu zu einer 
Chiffre für das Gute im menschlichen Zusammenleben“ zu stilisieren (Sander 
2007, S. 78). Demokratie sei aber im Grunde immer (nur) die Bezeichnung für 
Volksherrschaft und somit ausschließlich in dem Kontext politischer Systeme 
sinnvoll verwendbar, daran ändere auch ihre umfassende Normsetzung in den 
Gesellschaften des globalen Nordens nichts (Sander 2007). 

Dass Demokratie aber auch von führenden Denkern der Politikwissenschaft 
als weit mehr als eine politische Ordnung verstanden wurde, wird in den Aus-
führungen unter Kapitel 3 dieser Bestandsaufnahme gezeigt. Weitere etablierte 
Politikwissenschaftler in Deutschland, wie Wolfgang Merkel oder Michael Th. 
Greven, formulierten ebenfalls den Stellenwert, den eine demokratische Bildung 
und Erziehung für die Demokratie einnimmt: „Erst die Entwicklung einer vitalen 

                                                                                 

2  Wolfgang Sander beschreibt die Politikdidaktik folgendermaßen: „Politikdidaktik als in-
terdisziplinäre Sozialwissenschaft untersucht politisches Lernen empirisch und konzeptio-
nell mit dem Erkenntnisinteresse, die Bedingungen für die Möglichkeit von Lernprozessen 
aufzuklären, die die politische Mündigkeit der Lernenden fördern“ (Sander 2002, S. 12). 
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Bürgerschaft immunisiert die jungen Institutionen der Demokratie, begrenzt die 
undemokratischen Handlungsoptionen der politischen Eliten und stellt die de-
mokratischen Gemeinwesen auf eine krisenresistente Grundlage“ (Merkel 2000, 
S. 7f.). „Sie [die Demokratie] bedarf der bewußten Entscheidung und zu Zeiten 
eines entsprechenden Engagements ihrer Bürger und Bürgerinnen, nicht nur im 
Sinne spezieller Interessenwahrung, sondern für ihre Sicherung und Weiterent-
wicklung in der Zukunft. Ihr Wert muß erfahren, erkannt und anerkannt, ihre 
normativen und geistigen Prinzipien müssen auch kognitiv durchschaut und in 
das individuelle Weltbild handlungsrelevant integriert sein“ (Greven 2009, 
S. 235). 

Die zentralen Unterschiede beider Ansätze – der politischen Bildung sowie der 
Demokratiepädagogik – können folgendermaßen festgehalten werden (vgl. zum 
Folgenden: Hafeneger 2019; Veith 2008): Demokratielernen fokussiert vor allem 
auf Erfahrungen mit Engagement in der Gesellschaft, auf gesellschaftliche Bil-
dung bzw. auf gesellschaftliches Lernen und unterstützt durch seine Anwen-
dungsbezogenheit in alltäglichen Situationen nachhaltig die Entwicklung von 
Handlungskompetenzen. Politische Bildung hingegen wird in der Regel durch 
eine themenspezifische Auseinandersetzung vermittelt und hat meist den gesell-
schaftspolitischen Kontext sozialen Handelns im Fokus. Diesbezüglich muss die 
Frage beantwortet werden, welche Kompetenzen für eine solche Auseinander-
setzung notwendig sind. Laut Hermann Veith erfordert politisches Handeln „in-
dividuelle Urteilskraft und strategische Fähigkeiten (…)“, während demokratie-
politisches Handeln voraussetzt, dass sich „die Einzelnen für die gemeinsame 
Gestaltung des Zusammenlebens zuständig fühlen und (…) Verantwortung für 
das Zustandekommen transparenter und gerechter Entscheidungen überneh-
men“ (Veith 2008, S. 7). 

Hier wird ersichtlich, dass politische Bildung und Demokratiepädagogik 
zwar unterschiedliche Schwerpunkte in ihren bildungspolitischen Programmen 
setzen, gleichwohl bedingen sie sich gegenseitig: So können Demokratiepädago-
gik und die Fähigkeiten, die durch diese vermittelt werden, als Voraussetzung 
einer politischen Bildung gesehen werden. In dieser Konsequenz drängt sich die 
Annahme auf, dass sie nicht so sehr in Konkurrenz zueinanderstehen, sondern 
vielmehr als gegenseitige Ergänzung gedacht werden müssen. 

So hat die Diskussion in den unterschiedlichen Disziplinen auch Beiträge her-
vorgebracht, die sich bewusst um eine Vermittlung zwischen den Ansätzen be-
mühen. Fauser (2007) schlägt vor, Demokratiepädagogik als übergreifende Ka-
tegorie unterschiedlicher Bezeichnungen zu sehen, in welcher Begriffe wie 
politische Bildung, Demokratielernen oder Demokratiebildung mit ihren jeweils 
individuellen Schwerpunkten eingeordnet werden können. Denn trotz der be-
grifflichen Unterschiede sind viele Gemeinsamkeiten festzustellen. So besteht 
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weitgehend Übereinstimmung darin, dass zur aktiven Gestaltung einer Demo-
kratie soziomoralische Kompetenzen sowie die Bereitschaft zur Partizipation bei 
Kindern und Jugendlichen grundgelegt werden müssen (Coelen 2010; Detjen 
2002; Greven 2009; Oesterreich 2002; Patzelt 2010; Sliwka 2008; van Deth 2010). 

Statt Hierarchien zu benennen und eine Disziplin der anderen unterzuord-
nen, regt unter anderen Widmaier an, Demokratiepädagogik als Ergänzung zu 
politischer Bildung zu betrachten. Hierfür eignen sich seiner Ansicht nach die 
Formen des Demokratielernens, die Gerhard Himmelmann in Anlehnung an das 
von John Dewey entwickelte Modell formulierte: Demokratie als Lebens-, Ge-
sellschafts- und Herrschaftsform verfolgt dabei auf den unterschiedlichen Ebe-
nen jeweils eigene Ziele. In Deweys Ansatz sieht Himmelmann eine Art Brücke 
von dem „Erziehungsziel ‚Selbstbestimmung‘ zum Erziehungsziel ‚Verstehen der 
repräsentativen Demokratie‘ “ (Himmelmann 2001, S. 47). Im Zuge der „Abwen-
dung von der etatistisch-kontinentalen Demokratieauffassung hin zu einer er-
weiterten, pragmatischen, tendenziell zivil- und weltbürgerlichen Demokratie-
auffassung“ (Himmelmann 2001, S. 35) differenziert Gerhard Himmelmann den 
Ansatz Deweys, indem er eine dritte Variable – Demokratie als Gesellschaftsform 
– ergänzt. Die von ihm postulierte Idee einer „Demokratie als Gesellschaftsform“ 
ließe sich zwar nicht immer ganz trennscharf von der Lebensform abgrenzen, ist 
aber laut Himmelmann notwendig, um Demokratie „in allgemeinere und abs-
traktere Themenfelder der politischen Bildung“ zu führen (Himmelmann 2001, 
S. 122). Als Kernelemente bzw. Regelungssysteme einer Demokratie als Gesell-
schaftsform nennt Himmelmann Pluralismus und Gruppenkoordination, Kon-
flikt und Konfliktregulierung, Konkurrenz, Markttausch und Solidarität, Offen-
heit und Öffentlichkeit sowie Zivil- und Bürgerschaftlichkeit (Himmelmann 
2001). 

Obwohl Himmelmanns Ansatz durchaus kritisch betrachtet wurde und wird 
(siehe z. B.: Richter u. a. 2017b; Sutor 2002), wird er vielfach als Ausgangspunkt 
für weitere Ausarbeitungen genutzt bzw. rezipiert. Dabei scheint es aber elemen-
tar, keine Hierarchisierung zwischen den unterschiedlichen Demokratiedimen-
sionen (Lebensform, Gesellschaftsform, Herrschaftsform) vorzunehmen. So 
könnte die politische Bildung auf den von der Demokratiepädagogik geschaffe-
nen Grundlagen aufbauen, da ein „durch politische Sozialisation in der Kindheit 
gelegter, demokratischer Habitus und eine demokratische Persönlichkeit gute 
Voraussetzungen für eine darauf aufbauende politische Bildung darstellen“ 
(Widmaier 2019, S. 20). Dem Modell entsprechend fände die Vermittlung des 
Demokratielernens („Demokratie als Lebensform“) schwerpunktmäßig auf der 
Primarstufe statt, während politische Bildung („Demokratie als Herrschafts-
form“) besonders in den Sekundarstufen I und II umgesetzt werde. 

Weitgehende Einigkeit besteht in der Forschung über die Tatsache, dass zum Er-
halt einer Demokratie auch soziomoralische Grundlagen notwendig sind. Die 
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Partizipation von Kindern sowie letzten Endes auch von Jugendlichen und Er-
wachsenen, die dem idealtypischen Bild einer „funktionierenden“ und „adäqua-
ten“ Demokratie entsprechen, muss entsprechend früh gefördert werden (Pren-
gel 2016; Coelen 2010; Patzelt 2010; van Deth 2010; Greven 2009; Sliwka 2008; 
Detjen 2002; Oesterreich 2002). 

Für die frühe Bildung und Erziehung in der Kindertagesbetreuung steht be-
sonders die Vermittlung der „Partizipationsrechte im Sinne von Mitsprache und 
Mitbestimmung sowie Beschwerdeführung“ im Vordergrund (Richter u. a. 
2017a, S. 29). Dadurch können gerade in Einrichtungen der Kindertagesbetreu-
ung, die ebenso wie das Elternhaus die Entwicklung der Kinder beeinflussen, De-
mokratieprozesse als Alltagsprozesse erlebbar gemacht werden (Deutsche Kin-
der- und Jugendstiftung 2010). Anerkennungsverhältnisse, die möglichst in 
einem jungen Alter grundgelegt werden (Fauser 2007), stellen hierbei eine wich-
tige Funktion dar, da „unter anderem durch emotionale Zuwendung, gleichbe-
rechtigten Umgang und soziale Wertschätzung die Basis gelegt [wird], um in au-
tonomer und vielfältiger Weise an demokratischen Prozessen zu partizipieren“ 
(Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 2010, S. 5). 

Kinder können in jungen Jahren nicht rein kognitiv mit komplexen Sachlagen 
wie der strukturellen Vielschichtigkeit der Demokratie als Herrschafts- bzw. 
Verfassungsform konfrontiert werden. Der demokratiepädagogische Ansatz, der 
Demokratie als Lebensform versteht, bietet sich für weitere Analysen besonders 
an (Prengel 2016), da dieser „offener für dezidiert kindliche Praktiken ist [und] 
weniger auf die Strukturen und Handlungsabläufe aus der Sphäre der Politik fi-
xiert ist“ (Prengel 2016, S. 40). Eine Demokratiebildung, welche auf die Vermitt-
lung von demokratischen Werten und Normen – wie Solidarität, Partizipation, 
Toleranz und Gleichberechtigung – baut, kann so bereits in Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung umgesetzt werden (Beutel/Hoffsommer 2012). 

2.3 Demokratiebildung und Extremismusprävention 

Als Reaktion auf aktuelle gesellschaftspolitische Herausforderungen lässt sich 
unter anderem auch eine Polarisierung politischer Positionen feststellen, wie sie 
in dem Anstieg rechtspopulistischer Kräfte oder in der Zunahme extremistisch 
motivierter Straftaten zu beobachten ist (BMI 2019). Damit verknüpft wird die 
allgemeine Forderung, den Bildungsauftrag – auch in der frühen Bildung – ver-
stärkt mit dem Ziel der Förderung von demokratischen Werten zu verbinden 
(siehe u. a. Kultusministerkonferenz 2018). Im Speziellen wird allerdings auch 
die Verknüpfung zwischen Extremismusprävention und früher Bildung herge-
stellt, etwa im Aktionsplan zur Verhütung des gewalttätigen Extremismus, wel-
cher von der UN-Generalversammlung verabschiedet wurde (2015). So wird den 
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Mitgliedstaaten u. a. empfohlen, „in Bildung zu investieren, insbesondere in die 
frühkindliche Bildung für 3- bis 8-Jährige, um sicherzustellen, dass alle Kinder 
Zugang zu einer inklusiven, hochwertigen Schulbildung haben, unter Berück-
sichtigung unterschiedlicher sozialer und kultureller Milieus“ (Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen 2015, S. 20). Denn, so die Überzeugung der 
Vereinten Nationen, je früher und umfassender Kinder mit Vielfalt, Meinungs-
pluralismus und kritischem Denken vertraut gemacht werden, desto stärker tre-
ten sie anschließend für Toleranz, Ausgleich und ein friedliches Zusammenleben 
ein. 

Auch auf nationaler Ebene verorten politische Initiativen Extremismusprä-
vention bereits in der Kindheit. So formulierte die Bundesregierung in ihrer 
„Strategie zur Extremismusprävention und Demokratieförderung“ (BMFSFJ/ 
BMI 2016) übergreifende Ziele, darunter die Prävention gegen Radikalisierung 
und Gewalt, Schutz und Achtung der Menschenwürde, Unterstützung von Bera-
tungsstrukturen und die Förderung von Engagement, Mut, Zivilcourage und 
Konfliktfähigkeit. Unter Extremismusprävention werden hier Maßnahmen ge-
fasst, die „der Ablehnung der Werteordnung des Grundgesetzes und des demo-
kratischen Verfassungsstaates vorbeugen und entgegenwirken“ (BMFSFJ/BMI 
2016, S. 11) und die sich sowohl an gefährdete Personen und Gruppen, Be-
troffene in ihrem Umfeld und ihren Netzwerken als auch an die Täterinnen und 
Täter selbst richten. 

Dass sowohl die Sorge ernst genommen werden muss als auch die konkreten Maß-
nahmen gegen Extremismus in der Bundesrepublik konzeptualisiert werden müs-
sen, belegt unter anderem der Verfassungsschutzbericht des Bundesinnenministe-
riums 2019: Die Bedrohungen durch politischen Extremismus würden vielfältiger 
und komplexer. So sind zwar im Vergleich zum Vorjahr die 2018 insgesamt re-
gistrierten politisch motivierten Straftaten auf 36.062 Delikte zurückgegangen 
(2017: 39.505). Die Zahl der sogenannten „Propagandadelikte“ darunter ist aber 
von 13.406 im Jahr 2017 auf 14.088 im Jahr 2018 angestiegen (Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat 2019, S. 23). Als explizit extremistisch motiviert, 
da gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet, stuft das Bun-
desamt für Verfassungsschutz 27.656 Straftaten ein, wobei davon 19.409 Delikte 
dem Phänomenbereich „politisch motivierte Kriminalität – rechts“ zugeordnet 
werden, 4.622 Delikte dem Bereich „politisch motivierte Kriminalität – links“, 453 
dem Bereich „politisch motivierte Kriminalität – religiöse Ideologie“ und 1.928 De-
likte dem Bereich „politisch motivierte Kriminalität – ausländische Ideologie“. 
Nicht politisch eindeutig zu kategorisieren seien abschließend 1.244 extremistische 
Straftaten gewesen (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2019, 
S. 24). Extremistische Delikte bilden damit das Gros unter den in Deutschland re-
gistrierten politisch motivierten Straftaten – was wiederum erfordert, genauer zu 
betrachten, was unter Extremismus verstanden wird. 
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Der Extremismusbegriff leitet sich ab aus dem lateinischen Wort „extremus“ (= 
der äußerste) und bezeichnet in der Politikwissenschaft eine Gesinnung, die den 
demokratischen Verfassungsstaat und seine Prinzipien ablehnt bzw. abzuschaf-
fen ersucht. Diese Ablehnung kann sich zum einen auf das Prinzip der Gewal-
tenteilung, den Grundrechtsschutz oder den Rechtsstaat („konstitutionelle Kom-
ponente“) beziehen zum anderen auf Werte wie Volkssouveränität und 
Demokratie („demokratische Komponente“) (Jesse 2015, S. 176; Salzborn 2018, 
S. 105ff.). Angesichts solcher Positionierungen wird ein Machtgewinn extremis-
tischer Kräfte als Gefahr für den demokratischen Rechtsstaat gesehen. 

Doch eine extremistische Haltung existiert nicht von Geburt an. Ihr geht im-
mer ein Prozess der Radikalisierung voran, dessen Ursprung und Verlauf indivi-
duell unterschiedlich sein kann (Neumann 2013). Peter Neumann identifiziert 
drei Elemente, die in unterschiedlicher Reihenfolge und Kombination in vielen 
Radikalisierungsverläufen zu finden sind: So kann zunächst die Erfahrung von 
„Unmut, Unzufriedenheit und Konflikt (…) eine ‚kognitive Öffnung‘ produzie-
ren, also eine Bereitschaft, eigene Denkmuster zu überprüfen und mit neuen 
Ideen und Wertvorstellungen zu experimentieren“ (Neumann 2013, S. 7). Wei-
ter führt die Annahme einer Ideologie, die vor allem über die Suche nach Schul-
digen erfolgt – seien es religiöse Gruppen, Migranten oder das politische System 
–, dazu, an bestimmten ideologisch motivierten Projekten mitzuarbeiten. 
Schließlich bedarf es bei der Beteiligung an „risikoreiche[n] Formen des politi-
schen Aktivismus (…) besonders viel Einsatz und Mut (…), die typischerweise 
das Ergebnis von starken sozialen Bindungen, Gruppenloyalität und -druck 
sind“ (Neumann 2013, S. 7). 

Um diesen Radikalisierungsprozessen, an deren Ende die Entwicklung einer extre-
mistischen Haltung stehen kann, frühzeitig vorzubeugen, werden von staatlicher 
Seite nicht nur sicherheitspolitische Aufgaben erfüllt, sondern auch präventive 
Maßnahmen angestoßen. Auf der Grundlage der Erkenntnisse sind eine Vielzahl 
an Programmen und Initiativen entstanden, die explizit auch die Bereitstellung 
„präventiver Angebote, die demokratisches Handeln stärken, sowie Maßnahmen, 
die Radikalisierungsprozesse hemmen“ initiieren (BMFSFJ/BMI 2016, S. 7). 

Neben unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen Akteuren unterstützen auch 
Initiativen unterschiedlicher Ministerien die Präventions- und Demokratiearbeit 
in Deutschland. So fördert beispielsweise das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung mit dem Wettbewerb „Demokratisch Handeln“ bereits seit 1990 Pro-
jekte von Schülerinnen und Schülern, die „das eigenständige, demokratische 
Handeln stärken“ (Bundesministerium für Bildung und Forschung 2019). Abge-
sehen von der Förderung demokratischer Handlungskompetenzen werden im 
Rahmen des Programmes auch die Leistungen für die Demokratie und das Ge-
meinwesen anerkannt, die Schülerinnen und Schüler sowie ihre Lehrerinnen und 
Lehrer erbringen. 
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Das Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ des BMI, welches 
durch die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) umgesetzt wird, startete be-
reits 2010 und fördert Projekte, Modellprojekte sowie die Ausbildung von De-
mokratieberaterinnen und -beratern (Bundeszentrale für Politische Bildung 
2019). Das Bundesprogramm „Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremis-
mus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit“ des BMFSFJ läuft seit 2015. Im Rah-
men des Bundesprogramms werden u. a. auch Modellprojekte zu ausgewählten 
Phänomenen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und zur Demokra-
tiestärkung im ländlichen Raum gefördert. Angebote, die sich stärker an Schul-
kinder oder Jugendliche richten, werden neuerdings auch auf die frühe Kindheit 
übertragen oder neu entwickelt. So finden sich unter den Modellprojekten sol-
che, die explizit im frühpädagogischen Bereich agieren; in dieser Bestandsauf-
nahme geben wir einen Überblick darüber (s. Kapitel 6.2). 

Der Begriff Extremismusprävention wird aber zunehmend kritisch gesehen. 
So warnt u. a. der Bundesausschuss Politische Bildung davor, Demokratieförde-
rung durch Anwendung des Extremismusbegriffs zu verkürzen: „Genau in dieser 
Verengung stehen wir gegenwärtig, da erhebliche Mittel für die Extremis-
musprävention zur Verfügung stehen, die politische Bildung aber im Allgemei-
nen stiefmütterlich behandelt wird. ‚Demokratieförderung‘ kann gerade nicht 
heißen: Das Schlimmste bekämpfen. Vielmehr geht es um die Beförderung de-
mokratischer Haltungen, gleichviel durch was unsere zivilgesellschaftlich vielfäl-
tige Demokratie in Frage gestellt wird“ (Bundesausschuss Politische Bildung e. 
V. 2018). 

Die Anwendung der Begriffe Radikalisierungs- bzw. Extremismusprävention auf 
das Feld der frühen Bildung muss besonders kritisch gesehen werden. Zwar kann 
die praktische Umsetzung präventiver Maßnahmen, wie sie in unterschiedlichen 
Bundesprogrammen zu finden sind, zu einer Förderung demokratischer Einstel-
lungen und zur Vermittlung demokratischer Werte führen. Allerdings muss 
sorgsam damit umgegangen werden, dass dem Präventionsbegriff eine Misstrau-
ensorientierung und die Verhinderung von Unerwünschtem vorausgesetzt wird 
(vgl. Lüders u. a. 2016; Lindner/Freund 2001). 

Benedikt Sturzenhecker hat bereits vor gut 20 Jahren vor einer „Präven-
tionsideologie“ gewarnt, welche sich ausschließlich auf potenziell negative Ent-
wicklungsverläufe im Leben junger Kinder und Erwachsener fokussiere, wäh-
rend diese eigentlich über ein „Recht auf Förderung positiver Entwicklung als 
zentrales Ziel“ verfügen (Sturzenhecker 2000, S. 15). Diese Defizitzuschreibung 
kritisiert auch Alexander Wohnig, da sie suggeriere, dass Jugendliche „potenziell 
antidemokratisch [seien], weshalb erzieherisch interveniert werden müsse“ (Ha-
feneger 2019, S. 15). Vielmehr sollten Jugendliche in ihren Vorstellungen be-
stärkt, sollte Vertrauen in ihr Handeln gesetzt werden. 

Schließlich forderten die Landeszentralen für politische Bildung Anfang 2018 
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dazu auf, Demokratieförderung nicht als Methode zur Gefahrenabwehr einzu-
setzen, sondern sie vielmehr als Angebot an alle Menschen zu verstehen, sich an 
der Gestaltung unserer Gesellschaft zu beteiligen (Landeszentralen für politische 
Bildung 2018). Es gilt besonders junge Kinder, als Teil einer vulnerablen Gruppe 
vor einer solchen Stigmatisierung zu schützen, weshalb Projekte, die im weites-
ten Sinne auch präventive Ziele verfolgen, unter verschiedenen Schlagwörtern 
laufen, wie Partizipation, Inklusion, Demokratiebildung bzw. -erziehung oder 
politische Sozialisation. 

Neben den konzeptionellen Überlegungen müssen auch praktische Konse-
quenzen bedacht werden, die mit einer Übertragung extremismuspräventiver 
Aufgaben in die Kindertagesbetreuung einhergehen. Mit den Forderungen än-
dern sich professionelle Aufgaben, die insbesondere den pädagogischen Fach-
kräften im Kontakt mit Kindern und ihren Familien übergeben werden, weil sie 
ggf. aus ihrem bisherigen Kompetenzbereich herausfallen. So warnen beispiels-
weise Greuel u. a. (2015) im Rahmen der Evaluation des Bundesprogramms „De-
mokratie Leben!“ mit Blick auf die dort erörterten islamistischen Gefahren vor 
einer Zuschreibung von Radikalisierungsprävention als Aufgabe pädagogischer 
Fachkräfte. Dies berge die „Gefahr [der] Überforderung der Pädagoginnen und 
Pädagogen durch an sie gerichtete gesellschaftliche Erwartungen, vor allem (…), 
wenn diese über die klassischen Aufgaben der Pädagogik hinaus in das Hand-
lungsfeld von Sicherheitsbehörden reichen“ (Greuel u. a. 2015, S. 126). 

Dass dieser Einwand ernst zu nehmen ist, zeigt eine explorative Studie von 
Sabina Schutter und Magdalena Braun (2018) zu Rassismus, Menschenfeindlich-
keit und Rechtsextremismus in der Kita. Die Studie konnte aufzeigen, dass im 
Handeln pädagogischer Fachkräfte beträchtliche Unsicherheiten entstehen kön-
nen, wenn diese mit Eltern konfrontiert werden, die durch rechtsextremistische 
oder menschenfeindliche Aussagen in Erscheinung treten. So seien die Fach-
kräfte „unsicher (…), wie sie eine Situation einschätzen sollen“ (Schutter/Braun 
2018, S. 36), was wiederum in einer Sprachlosigkeit der pädagogischen Fach-
kräfte münden kann. Wichtig erscheint daher die Frage, ob und ggf. wie Aufga-
ben zur Extremismusprävention an unterschiedliche gesellschaftliche Akteure 
und Institutionen verteilt werden, insbesondere mit Blick darauf, was diese je-
weils leisten können und welchen Auftrag sie innehaben. 

Institutionen der frühen Kindheit richten sich an alle Kinder der Gesellschaft. 
Die dort angewandte Pädagogik, wie sie in frühpädagogischen Konzepten und 
auch in Bildungsplänen verankert ist, folgt einem Selbstverständnis, das die Ent-
wicklung und Entfaltung individueller Stärken und Kompetenzen zum Ziel hat 
und nicht per se auf die Vermeidung von unerwünschten Entwicklungen abzielt. 
Damit folgt sie auch einem positiven Narrativ und versteht sich als eine Gestal-
tungs- und nicht als eine Verhinderungspädagogik (vgl. Hafeneger 2019). 
Gleichwohl wohnt jedem pädagogischen Handeln „präventives Denken und 
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Handeln inne, von ihm gehen immer auch präventive Wirkungen und Effekte 
aus“ (Hafeneger 2019, S. 25). In diesem Sinne haben Institutionen der frühen Bil-
dung das Potenzial, durch ihre alltägliche pädagogische Arbeit bereits einen Bei-
trag zur Prävention gegen Entwicklungen zu leisten, die dem individuellen oder 
gesellschaftlichen Wohl schaden könnten. 
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3 Politikwissenschaftliche Theorien  
und ihr Beitrag zum 
demokratiepädagogischen Diskurs 

Aktuelle gesellschaftspolitische Herausforderungen führen zu Zweifeln an der Sta-
bilität der Demokratie in der Bevölkerung und werden auch im politikwissen-
schaftlichen Diskurs aufgegriffen. So äußerten in der zuletzt 2018 durchgeführten 
„Mitte-Studie“, die durch die Friedrich-Ebert-Stiftung in Auftrag gegeben wurde 
und bereits seit 2006 Einstellungen zu Demokratie in der deutschen Bevölkerung 
untersucht, rund 59 Prozent der Befragten ihr Misstrauen in die Demokratie als 
solche (Zick u. a. 2019, S. 182). Herausgefunden wurde dies mithilfe von Fragen, 
die sich auf das Vertrauen in die demokratischen Parteien, die Integrität der Poli-
tiker und auf ausgewählte Elemente gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit be-
ziehen. Auch teilten 74,9 Prozent der Befragten die Sorge, dass Rassismus in der 
Gesellschaft zunehmen könnte, während 60,1 Prozent meinten, dass der Rechtspo-
pulismus die Demokratie sogar gefährde (Zick u. a. 2019). 

Die Autorinnen und Autoren der Studie leiten aus der theoretischen Diskus-
sion drei Hauptthesen ab, die im Kontext der Zunahme rechtspopulistischer 
Strömungen als Begründungslinien diskutiert werden: „Neoliberalismus, ökono-
mische oder kulturelle Modernisierungsverlierer und Demokratieverkrustung“ 
(Zick u. a. 2019, S. 197). So habe der Neoliberalismus zu „sozialen und ökonomi-
schen Verwerfungen geführt“ (Zick u. a. 2019, S. 197) an dessen Ende schließlich 
eine unter Konkurrenzdruck leidende Arbeit, Lohnabfall und die Abwanderung 
von Arbeitsplätzen stünden. Die zweite These bezieht sich auf Entwicklungen der 
Moderne, an deren Ende auch Teile der Bevölkerung potenziell zurückgelassen 
werden. Zum einen können sozioökonomische Entwicklungen, beispielsweise 
die Angst vor dem sozialen Abstieg, aber auch kulturelle Entwicklungen, wie eine 
zunehmend offenere und von liberalen Werteverständnissen geprägte Welt, 
hierfür als ursächlich gesehen werden. Die dritte These bezieht sich auf die Fol-
gen einer Verkrustung von Prozessen und Institutionen einer Demokratie, die 
schließlich zu Protesten innerhalb der Bevölkerung führen können (Zick u. a. 
2019, S. 199). 

Um Verkrustung und schließlich auch Populismus vorzubeugen, sind unter-
schiedliche Maßnahmen denkbar, so z. B. „demokratische Reformen, eine stär-
kere Einbindung von Bürger_innen, ggf. auch neue Formen der demokratischen 
Aushandlung“ (Zick u. a. 2019, S. 199). Schließlich konstatieren Zick u. a., dass 
Rechtspopulismus eine Eigendynamik aufweist, die sich, einmal durch Radikali-
sierung in Gang gesetzt nur schwer rückgängig machen lasse. 
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Auch der Politikwissenschaftler und Soziologe Colin Crouch, Begründer des so-
genannten Ansatzes der „Postdemokratie“, sieht Gesellschaft und Politik mit 
ähnlichen Problemlagen konfrontiert (vgl. zum Folgenden: Crouch 2008a, S. 4f.). 
Das von ihm als Postdemokratie deklarierte Konstrukt prognostiziert allerdings 
nicht die Auflösung demokratischer Strukturen oder Institutionen, vielmehr 
wird eine Aushöhlung demokratischer Werte und Normen in der politischen 
Praxis attestiert (Ritzi 2015). Diesen Prozessen kann laut Crouch entgegenge-
wirkt werden, wenn neue kollektive Identitäten entstehen, die eine veränderte 
Form der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an Debatten und Entschei-
dungen implizieren (Crouch 2008b). Dabei setzt Crouch voraus, dass sich eine 
„sehr große Zahl an Menschen lebhaft an ernsthaften politischen Debatten und 
an der Gestaltung der politischen Agenda beteiligt und nicht allein passiv auf 
Meinungsumfragen antwortet; dass diese Menschen ein gewisses Maß an politi-
schem Sachverstand mitbringen und sie sich mit den daraus folgenden politi-
schen Ereignissen und Problemen beschäftigen“ (Crouch 2008b, S. 9). Hierin 
liegt die Forderung nach mehr Partizipation der Bürgerinnen und Bürger be-
gründet, um eine Entwicklung hin zu postdemokratischen Strukturen – die 
Crouch zum Zeitpunkt der Veröffentlichung seiner Theorie noch nicht als poli-
tische Realität ansah (Crouch 2008a) – verhindern zu können. 

Die Forderung nach einer zunehmenden Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern ist nicht neu. Ihre theoretische Verankerung findet sich in den Ansätzen 
der partizipatorischen Demokratietheorie – u. a. vertreten durch Carole Pateman 
im Jahr 1970 und Benjamin Barber (1994) – sowie bei deliberativen wie liberal-
pluralistischen Demokratietheorien, wie beispielsweise durch Jürgen Habermas 
und Robert A. Dahl vertreten. Letzterer räumt der Gleichheit der Bürger eine 
wichtige Rolle ein, da „jeder Bürger dasselbe Recht auf die gleichmäßige Berück-
sichtigung seiner Interessen im demokratischen Prozess besitzt“ (Holthaus/ 
Noetzel 2012, S. 52). 

Die Vertreterinnen und Vertreter partizipatorischer und deliberativer An-
sätze haben zum Ziel die „politische Beteiligung möglichst vieler über möglichst 
vieles, und zwar im Sinne von Teilnehmen, Teilhaben, Seinen-Teil-Geben und 
innere Anteilnahme am Schicksal eines Gemeinwesens“ (Schmidt 2010, S. 236). 
Hier lassen sich also bereits erste Überschneidungen zu einer Theorie frühpäda-
gogischer Demokratiebildung finden, stellt Partizipation doch „eines der grund-
legendsten Prinzipien der Demokratie“ dar (Deutsche Gesellschaft für Demokra-
tiepädagogik e. V. 2018, S. 14). 

Die Reflexion der politikwissenschaftlichen Demokratietheorien zeigt, dass nicht 
alle einem theoretischen Erkenntnisinteresse folgen, viele sind auch an essenzi-
elle praktische Ableitungen geknüpft. So vertrat Kurt Sontheimer bereits 1963 
die Auffassung, dass Politikwissenschaft eine entscheidende Rolle bei der politi-
schen Bildung einnehmen muss. Hintergrund ist, dass sich die Theorie politi-
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scher Bildung vor allem durch die Bemühungen von Pädagoginnen und Pädago-
gen entwickelt hat, sodass „die spezifischen Möglichkeiten politischer Bildung 
(…) vielfach auf der Basis zum Teil ungenauer und unzureichender Vorstellun-
gen über die Demokratie in den Blick gerückt worden sind“ (Sontheimer 1963, 
S. 36). Dennoch sind politikwissenschaftliche Ansätze und Theorien für die Pra-
xis politischer Bildung nahezu irrelevant geworden (Massing 2014; Buchstein 
2004; Honneth 2012). 

Hierfür gibt es unterschiedliche Argumentationslinien: „Expansion und die 
Binnendifferenzierung, die Professionalisierungs- und Spezialisierungsten- 
denzen sowie das zunehmende Selbstverständnis der Politikwissenschaft als For-
schungsdisziplin“ (Massing 2014, S. 78). Auch unterscheiden sich Politikwissen-
schaft und politische Bildung hinsichtlich ihres zugrunde liegenden Demokra-
tiemodells. So ist aus Sicht der politischen Bildung Demokratie als Utopie und 
nicht als Verfassungswirklichkeit aufgefasst worden, was zugleich ein „normativ 
überhöhtes Ideal von Demokratie [beinhaltete], das kaum mit der Realität der 
Demokratie übereinstimmte“ (Massing 2014, S. 77). Wenn sich also Politikwis-
senschaft und politische Bildung zunehmend voneinander entfernen (Massing 
2014), stellt sich die Frage, welche Bezüge die frühe Demokratiebildung zu poli-
tikwissenschaftlichen Demokratietheorien hat bzw. inwiefern Ansätze einer De-
mokratiepädagogik auch demokratietheoretisch verankert sind. 

Demokratietheorien begründen die Existenz von Demokratien und definie-
ren ihre zentralen Maximen. Die politikwissenschaftlichen Strömungen, die den 
Demokratiebegriff maßgeblich prägten und nach wie vor prägen, können auf un-
terschiedliche Art und Weise klassifiziert werden: in moderne Demokratietheo-
rien sowie deren Vorläufer (Schmidt 2010), in liberale, republikanische und  
deliberative Demokratietheorien (Schultze 2015a) oder in normative und realis-
tische (Meyer 2009) bzw. empirische Demokratietheorien (Lembcke u. a. 2012). 
Die folgende Analyse fokussiert normative Demokratietheorien. Hintergrund 
ist, dass normative Demokratietheorien im Gegensatz zu den empirischen mit-
unter weniger die Analyse und Erklärung gesellschaftlicher Ist-Zustände zum 
Ziel haben, sondern sich vielmehr mit idealen Konzepten von Demokratien be-
fassen (Lembcke u. a. 2012): „Demokratie ist die Verfassung der politischen 
Gleichheit. Insofern beruht sie in ausschlaggebendem Maße auf normativen 
Grundlagen, die bei keiner sinnvollen Analyse der Demokratie außer Acht gelas-
sen werden können“ (Meyer 2009, S.69). 

Im Folgenden werden politikwissenschaftliche Ansätze vorgestellt, die Partizipa-
tion explizit fokussieren, und auf ihren möglichen Beitrag für die frühe Kindheit 
hin untersucht (Schmidt 2010; Meyer 2009; Gloe 2017; Habermas 1992; Barber 
1994). Dafür sollen Benjamin Barber als Vertreter der partizipatorischen (Barber 
1994) und Jürgen Habermas als Vertreter der deliberativen Demokratietheorie 
(Habermas 1992) näher betrachtet werden. 
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Da beide Ansätze die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sowie die ge-
meinsame Aushandlung und Willensbildung in das Zentrum ihrer Denkschulen 
stellen, werden sie manchmal auch unter der Bezeichnung „beteiligungs-
zentrierte Demokratietheorien“ zusammengefasst (Schmidt 2000). Diese Zusam-
menführung wird allerdings häufig als vorschnell und oberflächlich kritisiert. 
Denn sie unterscheiden sich bereits bei der Frage, in welchen Bereichen und in 
welchem Maße Partizipation ermöglicht werden soll: Während Barber in seiner 
idealtypischen Darstellung der sogenannten „Starken Demokratie“ eine Auswei-
tung von Beteiligungsmöglichkeiten auf möglichst alle gesellschaftlichen Berei-
che fordert, steht bei Jürgen Habermas eine gesteigerte „Qualität der Entschei-
dung“ im Fokus (Landwehr 2012, S. 358). 

In Ergänzung zu diesen beiden Ansätzen wird mit Robert A. Dahl – welcher 
wahlweise der pluralistischen (Schmidt 2000), der liberal-prozeduralistischen 
(Schaal 2002) oder der liberal-pluralistischen Demokratietheorie (Holthaus/ 
Noetzel 2012) zugeordnet wird – eine dritte Perspektive in die Analyse mitein-
bezogen. Dahls Variante einer gesellschaftszentrierten Theorie hat die Beschrei-
bung der aktuellen Institutionen moderner bzw. repräsentativer Demokratien 
zum Ziel und konzentriert sich hier vor allem auf die Aspekte Partizipation und 
Parteienwettbewerb (Roller 2016; Schmidt 2010). 

Den genannten Demokratietheoretikern wird in der Literatur eine expansive 
Strategie zugeschrieben, die sich besonders in der Annahme einer Selbsttransfor-
mation von Individuen widerspiegelt. Diese These steht der Annahme liberaler 
Demokratietheorien entgegen, die Interessen als vorpolitisch gegeben ansehen 
(Warren 1992). Die Selbsttransformationsthese nimmt hingegen an, dass Bürge-
rinnen und Bürger durch das Erfahren von Demokratie zu Demokraten trans-
formiert werden können: „more public-spirited, more tolerant, more knowledge-
able, more attentive to the interests of others, and more probing of their own 
interests“ (Warren 1992, S. 8). Mit John Dewey wird einer der bekanntesten Ver-
treter des amerikanischen Pragmatismus in die Analyse aufgenommen. Als Pä-
dagoge und Philosoph ist Dewey nicht der politikwissenschaftlichen Wissen-
schaftsdisziplin zuzuordnen. Durch den von ihm geprägten Ausdruck einer 
„Demokratie als Lebensform“ ist Deweys Ansatz aber anschlussfähig an die vo-
rangestellten Ansätze. Zudem wird dieser aktuell besonders mit Blick auf die 
Weiterentwicklung der Politikdidaktik diskutiert. Dewey gilt daher als „Vorden-
ker bzw. Wegbereiter“ beteiligungszentrierter Demokratien (Retzl 2014, S. 14). 

  



39 

3.1 Die partizipatorische Demokratietheorie (Benjamin Barber) 

Bereits Theoretiker wie Aristoteles oder Rousseau haben Partizipation in ihren 
Theorien diskutiert. So war nach Aristoteles’ Auffassung Partizipation zwar ein 
wichtiges Kennzeichen von Demokratien, diese sollte sich aber auf die „beraten-
den und richtenden Institutionen beschränken“ (Weber 2012, S. 225). Darüber 
hinaus war die grundsätzliche Befähigung zur Partizipation abhängig von dem 
jeweiligen Status und dem Geschlecht der Bürgerinnen und Bürger (ebd.). Im 
Gegensatz dazu sind nach Rousseau grundsätzlich alle dazu berechtigt, politisch 
zu partizipieren. Es ist schließlich erst eine egalitäre Partizipation, die eine Trans-
formation in Gang setzt, an deren Ende die Bürgerinnen und Bürger Teil eines 
Ganzen werden und Entscheidungen im Staat den Willen aller widerspiegeln 
(Weber 2012). So ist es folgerichtig, Rousseau als den „Ahnherren der modernen 
Theorie der partizipativen Demokratie“ zu bezeichnen (Weber 2012, S. 227). 

Partizipation wurde schließlich durch Ansätze moderner partizipatorischer 
Demokratietheorien zu einem normativen Ideal und einer zentralen Vorausset-
zung für Demokratie bzw. einem „Heilmittel für die Übel von Herrschaft und 
Entfremdung“ stilisiert (Weber 2012, S. 228). Dieser Fokus auf die Inputseite des 
demokratischen Prozesses – also auf die erforderlichen Voraussetzungen einer 
Demokratie – sorgt auch dafür, dass es nicht die Frage von Relevanz ist, ob be-
stimmte Ergebnisse in einer Demokratie erreicht werden, sondern auf welche 
Weise es zu diesen kam (Schaal/Ritzi 2009; Tremmel 2016). 

Benjamin Barber, einer der bekanntesten Vertreter dieser Theorie, führte die Be-
zeichnung „Starke Demokratie“ ein (Barber 1994). Ihr zugrunde liegt die An-
nahme, dass Bürgerinnen und Bürger „durch staatsbürgerliche Erziehung (…) 
die Fähigkeit erworben haben, einen gemeinsamen Zweck zu verfolgen und nach 
dem Gegenseitigkeitsprinzip zu handeln“ (Barber 1994, S. 99). Die Zukunft der 
Demokratie sieht Barber nur durch die „Wiederbelebung einer Form von Ge-
meinschaft“ (Barber 1994, S. 146) im Rahmen einer starken Demokratie gesi-
chert und betont hier besonders den Aspekt der Selbstregierung durch die Bür-
gerinnen und Bürger. Zwar sei diese nicht zu jederzeit und bezogen auf alle 
politischen Ebenen in gleichem Maße möglich, es gehe vielmehr darum, dass 
Bürgerinnen und Bürger „ausreichend häufig“ dazu befähigt sind und es um 
„grundlegende Maßnahmen“ geht, die zur Entfaltung „bedeutende[r] Macht“ 
führen (Barber 1994, S. 146). 

Dabei ist in der starken Demokratie, beispielsweise bei Interessenkonflikten 
und weiteren Streitfragen, ein bestimmter Modus der Konfliktregulierung vor-
gesehen, welcher einen Beratungs-, einen Entscheidungs- und einen Handlungs-
prozess beinhaltet. Hier wird in der starken Demokratie auf die Gemeinschaft 
gesetzt, die in der Lage ist, sich weiterzuentwickeln, Probleme zu lösen und öf-
fentliche Zwecke – gegebenenfalls auch neu – zu schaffen. Diese öffentlichen 
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Zwecke werden Barber zufolge „im Akt der öffentlichen Partizipation geformt 
und durch gemeinsame Beratung wie gemeinsames Handeln geschaffen; eine be-
sondere Rolle spielt dabei, dass sich der Gehalt und die Richtung von Interessen 
ändert, sobald sie [die Demokratie] partizipatorischen Prozessen dieser Art aus-
gesetzt ist“ (Barber 1994, S. 148). 

Die immense Bedeutung der Gemeinschaft wird in Barbers Ansatz deutlich. 
Eine Gemeinschaft kann nur durch Bürgerbeteiligung entstehen und steht zu 
dieser in einem entsprechend engen Verhältnis, sodass zugleich Raum für Parti-
zipation und Freiheit geschaffen wird. Elementar ist auch, dass alle in den Prozess 
der Bürgerbeteiligung involviert werden, da nur so „Individuen sich als Bürger 
neu definieren und unmittelbar zusammenkommen, um Uneinigkeit zu behe-
ben, einen Zweck zu verfolgen oder eine Entscheidung durchzusetzen“ (Barber 
1994, S. 149). Barber kritisiert in diesem Zusammenhang die Pseudo-Partizipa-
tion und spricht von Heuchelei, wenn „dem Volk Referenda vor [-gelegt wer-
den], ohne dafür zu sorgen, daß es hinreichend informiert ist [oder] eine aus-
führliche Debatte stattfindet“ (Barber 1994, S. 151). Es geht ihm nicht darum, 
eine Regierung durch das Volk zu etablieren; dieses sei dazu noch nicht in der 
Lage und müsste sich zunächst im Zuge einer Transformation zu einer Bürger-
schaft entwickeln: „Bürger zu sein heißt, auf eine bestimmte, bewußte Weise an 
etwas teilzunehmen, auf eine Weise, die voraussetzt, daß man andere wahr-
nimmt und gemeinsam mit ihnen handelt“ (Barber 1994, S. 152). 

Diese Notwendigkeit der Transformation begründet Barber aus der An-
nahme, dass „politische Apathie“ nicht notwendigerweise auf ein grundlegendes 
Desinteresse der Bürgerinnen und Bürger zurückgeführt werden kann, sondern 
auch dem „Gefühl der eigenen Machtlosigkeit geschuldet ist“ (Weber 2012, 
S. 236). Florian Weber spricht hier von „Spill-over-Effekten“, die Barbers Theo-
rie zugrunde liegen und sich einstellen, wenn Bürgerinnen und Bürger Selbst-
wirksamkeit in ihrem Alltag erleben, beispielsweise bei Nachbarschaftsversamm-
lungen oder durch demokratische Strukturen am Arbeitsplatz (Barber 2003, 
S. 307): „The taste for participation is whetted by participation: democracy 
breeds democracy. In each of the great American movements of political reform 
(…), a little experience with self-government and political action inspired a de-
sire for a great deal more“(Barber 2003, S. 265f.). Die Frage, inwiefern sich durch 
das Erfahren von Demokratie Spill-over-Effekte von der Mikroebene (z. B. Kin-
dergarten, Familie, Schule) auf die Makroebene (z. B. Gesellschaft) einstellen, ist 
zwar vielfach diskutiert worden, konnte bislang allerdings nicht überzeugend be-
antwortet werden (Widmaier 2019). 

Der vorgestellte partizipatorische Ansatz Benjamin Barbers fokussiert auf den demokratischen 

Prozess und weniger darauf, welche Ergebnisse an dessen Ende stehen. Barber berücksichtigt 

die heterogenen Interessen der Bürgerinnen und Bürger, die nach einer gemeinsamen Beratung 
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und Konfliktlösung schließlich in Entscheidungs- und Handlungsprozesse einfließen. Die Mög-

lichkeit, an diesen Prozessen zu partizipieren, muss grundsätzlich gegeben sein, damit eine Ge-

meinschaft entstehen kann. Wenn Barber voraussetzt, dass die Bürgerinnen und Bürger prinzi-

piell in der Lage sind zu partizipieren, dann liegt das auch an seiner Überzeugung, dass diese 

durch partizipative Strukturen in ihrem Alltag (beispielsweise durch partizipativ ausgerichtete In-

stitutionen) Demokratie und entsprechend ein Gefühl von Selbstwirksamkeit erleben. 

Auch Kitas können in diesem Sinne als Schlüsselstellen gesehen werden, die – ebenso wie die 

Familie – für diese „Befähigung“ zuständig sind. Machen Kinder in ihrem Alltag bereits früh 

Selbstwirksamkeitserfahrungen, kann dies, so Barbers Annahme, zu einem Spill-over-Effekt füh-

ren, der sich auf unterschiedliche Bereiche des privaten und öffentlichen Lebens auswirkt. In der 

Folge könnte eine frühe demokratische Erfahrung entsprechend dazu führen, dass Kinder das 

Erlebte auch auf weitere Lebensbereiche – wie beispielsweise ihr familiäres Umfeld, ihren 

Freundeskreis, die Schule und in diesem Sinne folgerichtig auf das Leben in der demokratischen 

Gesellschaft – übertragen. 

3.2 Die deliberative Demokratietheorie (Jürgen Habermas) 

Die deliberative Demokratietheorie tritt die Nachfolge der partizipatorischen 
Demokratietheorie an und gilt als eine der wichtigsten zeitgenössischen Demo-
kratietheorien (Schaal/Ritzi 2009). Jürgen Habermas, einer ihrer bekanntesten 
Vertreter, fokussiert in seinem Ansatz weniger den Umfang der Partizipation als 
vielmehr ihre Qualität. Als „Kernstück des demokratischen Prozesses“ bezeich-
net er hierbei das Verfahren deliberativer Politik, welche er unter Bezugnahme 
von liberalen und republikanischen Auffassungen entwickelt und in einen „Be-
griff einer idealen Prozedur für Beratung und Beschlußfassung“ integriert (Ha-
bermas 1992, S. 359). 

Die Perspektiven des Liberalismus und Republikanismus werden in ihrer Ur-
form von Habermas aus unterschiedlichen Gründen abgelehnt: So bediene im Li-
beralismus die demokratische Willensbildung ausschließlich die Funktion der Le-
gitimation zur Ausübung politischer Macht, was eine Reduzierung der vom Volke 
ausgehenden und im Grundgesetz verankerten Staatsgewalt auf Wahlen und Ab-
stimmungen sowie durch „besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden 
Gewalt und der Rechtsprechung“ nach sich ziehe (Habermas 1992, S. 365; GG Art. 
20, Abs. 2). Der Republikanismus hingegen fasst die politische Meinungs- bzw. 
Willensbildung als das Medium auf, „über das sich die Gesellschaft als ein politisch 
verfaßtes Ganzes konstituiert“ (Habermas 1992, S. 360) und sich hier besonders am 
Output in Gestalt einer Leistungsbilanz von Regierungen orientiert. Habermas zu-
folge führt dies zu einem Politikverständnis, welches sich konsequent und pole-
misch gegen den Staat als solchen richtet (Habermas 1992). 

Als Mittelweg bietet die deliberative Demokratietheorie eine Auffassung, die 
dem demokratischen Prozess eine stärkere normative Bedeutung zuschreibt als 
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die liberale Theorie und zugleich eine schwächere als die republikanische Demo-
kratietheorie. Wie im Republikanismus steht der Meinungs- und Willensbil-
dungsprozess im Vordergrund, die Prinzipien des Rechtsstaats werden aber 
nicht außer Acht gelassen: „vielmehr begreift sie [die deliberative Demokra-
tietheorie] (…), wie die anspruchsvollen Kommunikationsformen einer demo-
kratischen Meinungs- und Willensbildung institutionalisiert werden können“ 
(Habermas 1992, S. 361). Es bedarf also einer entsprechenden Institutionalisie-
rung solcher Verfahren. Auch kann eine deliberative Politik nur dann als legitim 
gelten, wenn die Qualität ihrer Ergebnisse sichergestellt wurde. 

Dass Kommunikation in Habermas’ Theorie eine große Bedeutung hat, scheint 
angesichts seiner bereits Jahre zuvor entwickelten „Theorie des kommunikativen 
Handelns“ kaum verwunderlich. Hier klassifiziert Habermas Handlungen ent-
weder als kommunikativ bzw. verständigungsorientiert (Lebensweltorientie-
rung) oder als strategisch (Systemorientierung) (Habermas 1985; Landwehr 
2012). Diese kommunikativen Handlungen werden nicht über „egozentrische 
Erfolgskalküle, sondern über den Akt der Verständigung koordiniert“ (Haber-
mas 1985, S. 385), wobei Verständigung hier einen „Prozeß der Einigung unter 
sprach- und handlungsfähigen Subjekten“ meint (Habermas 1985, S. 386) und 
auf gemeinsamen Überzeugungen beruht. 

Die deliberative Demokratietheorie ist sowohl input- als auch outputorientiert 
(Tremmel 2016). Ziel ist es nicht nur, „den Charakter der Bürgerinnen und Bürger 
zu verbessern“ (Tremmel 2016, S. 225), sondern zudem wünschenswerte Ergeb-
nisse für alle zu erreichen (Schaal/Ritzi 2009). Partizipation stellt bei den Delibera-
tionisten keinen Selbstzweck dar, wie es bei partizipatorischen Ansätzen der Fall 
ist. So bezeichnete Habermas bereits 1961 in „Student und Politik“ politische Be-
teiligung als „Produkt (…) und doch auch selber ein Bedingendes“ (Habermas u. a. 
1961, S. 15), welches nicht bloß auf politische Teilnahme reduziert werden darf. 
Durch Deliberation, also durch Begründung, Abwägung und Anerkennung des 
besten Argumentes, und unter Beteiligung möglichst vieler Bürgerinnen und Bür-
ger soll im Idealfall ein Konsens erreicht werden, welcher zuvor allen gleiche Chan-
cen der Teilnahme an Verhandlungen, der Einflussnahme darauf sowie der Durch-
setzung dabei sicherstellte (Tremmel 2016; Habermas 1992; Landwehr 2012). 
Zudem führe Deliberation zu „einem höheren Maß kollektiver Selbstbestimmung“ 
(Landwehr 2012, S. 366), da eine möglichst umfangreiche Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger angestrebt werde. Der oft zitierte „zwanglose Zwang“ des bes-
seren Argumentes (Habermas 1983, S. 99) führe weiter dazu, dass Bürgerinnen 
und Bürger nicht bloß überredet werden oder aufgrund von äußeren Zwängen von 
ihrer Position abkommen. Vielmehr habe man sich „von der Richtigkeit der Sache 
bzw. der Argumente (…) überzeugen lassen“ (Tremmel 2016, S. 225). 
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Habermas’ Ansatz einer deliberativen Demokratie stellt hohe Anforderungen an eine gelungene 

Partizipation. Seine Ansprüche hinsichtlich des Diskurses bzw. der Deliberation scheinen von 

jungen Kindern kaum erfüllbar zu sein, sodass sich hier nur wenige Anknüpfungspunkte für die 

Frühpädagogik zeigen (Tremmel 2016). Darüber hinaus misst Habermas dem Input des politi-

schen Prozesses zwar eine gewisse Bedeutung zu, „aber den Charakter der Bürger und Bürge-

rinnen zu verbessern, ist hier nicht der einzige Zweck, sondern auch – oder sogar ‚nur‘ – ein 

Mittel, um wünschenswerte Ergebnisse für alle (‚for the people‘) zu erzielen“ (Tremmel 2016, 

S. 255). 

Nichtsdestoweniger wird durch die deliberative Demokratietheorie und die Theorie des kommu-

nikativen Handelns die Bedeutung einer Konsensfindung unter Beteiligung aller betont, die nicht 

zu einer bestimmten Meinung gedrängt werden, sondern im Rahmen kommunikativer, verständ-

nisorientierter Prozesse und unter gleichen und freien Bedingungen zu dieser gelangen. Auch 

wenn nicht alle Anforderungen der von Habermas entwickelten Gesellschaftstheorie erfüllt wer-

den können, kann zumindest dieser Grundsatz auf den frühpädagogischen Kontext übertragen 

werden. 

3.3 Die liberal-pluralistische Demokratietheorie (Robert A. Dahl) 

Robert A. Dahl befasst sich u. a. in seinem Buch „On Democracy“ grundlegend 
mit der Frage, was Demokratie ist, warum wir sie brauchen und welche Voraus-
setzungen Demokratien benötigen, um bestehen zu bleiben. Die Frage nach der 
Natur von Demokratien („What is Democracy?“) beschreibt Dahl als ausschließ-
lich wertbasiert und entsprechend normativ. Die Frage nach der Begründung 
von Demokratie („Why Democracy?“) ist Dahls Auffassung nach schon etwas 
empirischer angelegt: „[O]ur judgements still strongly depend on ideal values, 
but they also depend on our beliefs about causal connections, limits, and possi-
bilities in the actual world around us“ (Dahl 2000, S. 32). 

Dahls Überlegungen zu den Voraussetzungen für Demokratien basieren 
überwiegend auf empirischen Belegen und Beurteilungen. Aus diesem Grund 
wird sein Ansatz einerseits als normativ beschrieben; andererseits ermöglichen 
es die von ihm formulierten normativen Ideale, die Qualität von Demokratien an 
diesen zu messen und so ihre Anwendbarkeit in der Empirie zu überprüfen (Rol-
ler 2016; Schaal 2002). So erlangte Dahl nicht nur im Kontext der theoretischen 
Demokratieforschung, sondern auch im Kontext der Demokratiemessung1 gro-
ßes Ansehen (Holthaus/Noetzel 2012; Roller 2016). 

Ähnlich wie bereits Barber bezieht sich auch Dahl auf den Input des politi-

                                                                                 

1  Unter „Demokratiemessung“ wird die wissenschaftliche Untersuchung politischer Sys-
teme hinsichtlich ihres Demokratiegehalts verstanden. Beispiele für Instrumente zur De-
mokratiemessung sind der „Freedom House Index“, „Vanhanen Index“ oder der „Bertels-
mann Transformations Index“ (Schmidt 2000). 
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schen Prozesses (Schmidt 2000). Bei der Frage, welche Kriterien eine „ideale“, 
eine vollkommene Demokratie erfüllen muss, fokussiert er sich auf effektive Par-
tizipation („effective participation“), gleiches Stimmrecht („voting equality“), 
Zugang zu Informationen („enlightened understanding“), Kontrolle der politi-
schen Agenda („control of the agenda“) und die Inklusion aller Bürgerinnen und 
Bürger („inclusion of adults“) (Dahl 2000, S. 38). Jedes dieser Kriterien sieht er 
als notwendig an, damit die Mitglieder bei der politischen Steuerung einer de-
mokratischen Gesellschaft oder Vereinigung politisch gleichgestellt sind. 

Die Frage, warum es überhaupt einer Demokratie bedarf, beantwortet Dahl 
mit der Nennung von zehn Vorteilen, die mit einer demokratischen Regierung 
einhergehen (z. B. könnten mit dieser grundlegende Rechte realisiert und Tyran-
nei vermieden werden) (Dahl 2000). Jedes einzelne Kriterium sei zwar notwen-
dig, meint Dahl, aus seiner Perspektive ist es jedoch äußerst unwahrscheinlich, 
dass die Regierung eines Staates jemals in der Lage sein wird, alle Kriterien zu 
erfüllen. Aus diesem Grund konstruiert er den Begriff der „Polyarchie“: Demo-
kratie ist ein „regulativer Musterfall“ (Holthaus/Noetzel 2012, S. 53) und ihre 
Umsetzung in real existierenden politischen Systemen gleiche eher einer Polyar-
chie, also einer Herrschaft der Vielen. 

Dahl befasst sich außerdem mit der Frage, welche Institutionen in großen und 
modernen Staaten existieren müssen, damit sich diese Systeme als demokratisch 
bezeichnen können. In Anlehnung an Dahl (2006) haben Holthaus und Noetzel 
diese Institutionen mit den eingangs vorgestellten Demokratieidealen verknüpft 
und tabellarisch aufbereitet, welche Ideale durch welche politischen Institutio-
nen umgesetzt werden (siehe folgende Tabelle). 

Tabelle 1: Verknüpfung der politischen Institutionen mit den Demokratiemodellen  
nach Dahl (2006) (Holthaus/Noetzel 2012) 

Politische Institutionen Demokratieideale 

1. gewählte Repräsentanten Kontrolle der politischen Agenda

2. freie, gerechte und regelmäßige Wahlen gleiches Stimmrecht; effektive Partizipation

3. Meinungsfreiheit  effektive Partizipation; Zugang zu Informatio-
nen; Kontrolle der politischen Agenda 

4. unabhängige Informationsquellen effektive Partizipation; Zugang zu Informatio-
nen; Kontrolle der politischen Agenda 

5. Versammlungsfreiheit effektive Partizipation; Zugang zu Informatio-
nen; Kontrolle der politischen Agenda 

6. Einbeziehung aller Mitglieder des politischen 
Systems 

effektive Partizipation; gleiches Stimmrecht; 
Zugang zu Informationen 

Aus der Darstellung in Tabelle 1 wird ersichtlich, dass – mit Ausnahme der ge-
wählten Repräsentanten – alle Institutionen effektive Partizipation sicherstellen 
müssen. Partizipation definiert Dahl (2000) als die Möglichkeit aller Bürgerinnen 
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und Bürger, ihre individuellen Standpunkte bezüglich eines Sachverhalts in 
gleichberechtigter und effektiver Weise vor anderen vertreten zu können. Dahl 
lehnt die „Vormundschaft“ durch Politiker ab, da unter erwachsenen Menschen 
keiner so viel besser als andere qualifiziert sein kann, dass er mit vollständiger 
Kontrolle über die Regierung eines Staates ausgestattet werden sollte (vgl. zum 
Folgenden: Dahl 2000, S. 75, 78ff.). Stattdessen müssten die Erwachsenen – Kin-
der werden hier explizit ausgeschlossen, da deren Interessen durch die Eltern o-
der den Staat vertreten werden – hierzu befähigt werden. 

Erwachsene werden generell als ausreichend gut qualifiziert für die Teil-
nahme am demokratischen Prozess des Regierens angesehen. Das bedeutet aber 
nicht, dass Experten nicht weiter benötigt würden, im Gegenteil: Die Komplexi-
tät einiger politischer Sachverhalte mache es schlicht nicht möglich, ohne das 
Wissen von Experten auszukommen, besonders da keiner vor Fehlern gefeit sei. 
In diesem Zusammenhang betont Dahl auch die Bedeutung des gleichberechtig-
ten Zugangs zu Informationen (Dahl 2000, S. 38). Um alle Bürgerinnen und Bür-
ger dazu zu befähigen, nimmt Dahl politische und soziale Institutionen und ih-
ren Bildungsauftrag in den Blick. Wenn diese Einrichtungen zu schwach seien, 
ihrem politischen Bildungsauftrag nachzukommen, so müssten sie gestärkt wer-
den: „We who believe in democratic goals are obliged to search for ways by which 
citizens can acquire the competence they need“ (Dahl 2000, S. 80). Darüber hin-
aus sei es zwar zweifelsfrei notwendig, aber nicht ausreichend, politische Bildung 
formal in Schulen zu vermitteln. Politische Bildung brauche auch öffentliche Dis-
kussion, Deliberation, Debatten, Kontroversen, die unmittelbare Verfügbarkeit 
von zuverlässigen Informationen und weitere Einrichtungen einer freien Gesell-
schaft (Dahl 2000, S. 79). 

Obwohl Dahl in seiner „Theorie des demokratischen Prozesses“ (Schaal 2002, S. 257f.) Kinder 

explizit ausschließt, finden sich hier anschlussfähige Überlegungen für die frühpädagogische 

Demokratiebildung. Auch er misst dem Input in Form eines partizipativen Prozesses eine große 

Bedeutung bei. Einige der genannten Institutionen gehören auch zum Anspruch der Kitas heute: 

Besonders die Meinungsfreiheit und der Einbezug aller gehören zu den Anforderungen an päda-

gogische Fachkräfte und Kitas, wenn sie demokratische Strukturen und Prozesse in den Alltag 

der Kinder integrieren möchten, wie auch besonders das Demokratieideal „effektive Partizipa-

tion“ (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2018). Schließlich betont Dahl die Not-

wendigkeit politischer Bildung in unterschiedlichen Bereichen des Lebens und die Notwendigkeit 

der Stärkung jener Institutionen, die für ihre Vermittlung zuständig sind. 
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3.4 Die pragmatistische Demokratietheorie (John Dewey) 

Demokratie als eine solidarische und kooperative Form des gemeinsamen Zu-
sammenlebens, die auf eine „umfassende Demokratisierung der gesellschaftli-
chen Lebensverhältnisse“ (Selk/Jörke 2012, S. 255) und auf die Betonung der Be-
deutung demokratischen Handelns zielt, ist Grundlage der sogenannten 
„pragmatistischen Demokratietheorie“ (Selk/Jörke 2012). Im Zentrum steht 
hierbei die Frage nach demokratieförderlichem Verhalten und entsprechenden 
Rahmenbedingungen. Die hier beschriebene Auffassung von Demokratie als die 
dafür notwendige Art des Zusammenlebens und der anerkennenden Interaktion 
spiegelt sich demokratietheoretisch insbesondere in den Ansätzen John Deweys 
wider. Er, der den Begriff der Demokratie als „Lebensform“ maßgeblich prägte, 
sah diese als Conditio sine qua non des demokratischen Ordnungsmodells an 
(Pohl 2004). Dabei war Dewey selbst kein Politikwissenschaftler oder Demokra-
tietheoretiker, sondern Philosoph und Pädagoge. Trotzdem wird Dewey im po-
litikwissenschaftlichen und politikdidaktischen Kontext besonders in den letzten 
Jahrzehnten wieder verstärkt rezipiert – auch, weil sein Ansatz der Förderung 
demokratischer Kompetenzen aktueller denn je erscheint (Selk/Jörke 2012; Jörke 
2007; Pohl 2004). 

Dewey konkretisiert sein Demokratiemodell vor allem in den Werken „Die 
Öffentlichkeit und ihre Probleme“ (1996) und „Demokratie und Erziehung“ 
(2000). Darin bezeichnet er Demokratie als etwas, das in unterschiedlichen Le-
bensbereichen wie Schule, Wirtschaft, Religion sowie Familie stattfinden muss 
und auf eine umfassende Partizipation aller Bürgerinnen und Bürger an demo-
kratischen Prozessen abzielt (Reich 2005). Politische Strukturen bzw. „Regie-
rungseinrichtungen“ stellen dabei nur „Mechanismen [dar], die einer Idee Ka-
näle für effektvolles Wirken bereitstellen“ (Dewey 1996, S. 125). Und auch 
weitere Merkmale von Demokratie, wie das allgemeine Wahlrecht oder das 
Mehrheitsprinzip, hätten nichts „Heiliges an sich“ (Dewey 1996, S. 126), sondern 
seien zweckmäßige Instrumente, deren Zustandekommen unvermeidlich war. 

Das verdeutlicht das zentrale Element von Deweys Theorie: Die Unterschei-
dung zwischen Demokratie als Lebensform und Demokratie als Herrschaftsform 
(Dewey 1996; 2000). Obwohl laut Dewey beide Formen miteinander zusammen-
hängen und in einem dynamischen Wechselverhältnis stehen (Selk/Jörke 2012), 
ist Demokratie mehr als nur eine Art zu regieren. Vielmehr steckt in ihrem Fun-
dament „eine Form des Zusammenlebens, der gemeinsamen und miteinander 
geteilten Erfahrung“ (Dewey 2000, S. 121), die eine möglichst umfassende Parti-
zipation aller Bürgerinnen und Bürger anstrebt. Hier zeichnet sich, wie auch be-
reits in den vorangestellten Theorien, ein normatives Demokratieverständnis ab, 
welches den demokratischen Staat als eine Art „gesellschaftliches Problemlö-
sungsorgan bestimmt“ (Selk/Jörke 2012, S. 260). 
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Demokratie selbst stellt aus Deweys Perspektive den Inbegriff des Gemein-
schaftslebens dar. Eine von Zwängen befreite Entwicklung der Menschen in einer 
Gemeinschaft ist die Grundlage jeder Form der Bildung und des Lernens 
(Pape/Kehrbaum 2019; Weber 2012). Ihn beschäftigt daher die Frage, wie eine 
Gesellschaft, die aus kleinen Gruppen besteht, zu einer Gemeinschaft transfor-
miert werden kann. 

Dewey greift hier die aus seiner Sicht gegebene Natur der demokratischen 
Idee auf: Menschen streben danach, „einen verantwortlichen Beitrag zur Bildung 
und Lenkung der Tätigkeiten derjenigen Gruppen zu leisten, denen man ange-
hört, und nach Bedarf an den Werten teilzuhaben, welche die Gruppe tragen“ 
(Dewey 1996, S. 128). Jedes Gruppenmitglied gehört aber nicht nur einer, son-
dern mehreren Gruppen an. Gemeinschaftliche Interessen können entsprechend 
nur dann realisiert werden, wenn die Gruppen miteinander in freiem und gleich-
berechtigtem Austausch interagieren (Selk/Jörke 2012). Zur Problemlösung zwi-
schen den Individuen ist zudem eine „gemeinschaftsbildende Kommunikation“ 
unabdingbar (Selk/Jörke 2012, S. 264). Im Zuge einer erfolgreichen Auflösung 
von Konflikten sammeln Individuen Erfahrungen, brechen Routinen auf und 
eruieren neue Wege (Jörke 2007). Diese Art und Weise, Probleme gemeinschaft-
lich zu regeln, soll auch auf die Ebene des Zusammenlebens der Menschen über-
tragen werden und sie wird umso intelligenter, je demokratischer sie ausgestaltet 
ist (Jörke 2007, S. 90). Politische Entscheidungen können darüber hinaus an Ra-
tionalität hinzugewinnen, wenn möglichst viele an den Prozessen beteiligt wer-
den (Jörke 2003). 

Dewey hat sich als Pädagoge auch mit Fragen der Erziehung beschäftigt. So 
sollen Problemlösungskompetenzen bereits im Unterricht umgesetzt werden, in-
dem Schülerinnen und Schüler mit Problemen konfrontiert werden, die sie ei-
genständig und ohne Zutun des Lehrpersonals lösen: „Dahinter steht die Auffas-
sung, daß Erziehung weniger der bloßen Reproduktion von Wissen und Formen 
des Zusammenlebens dienen soll, als vielmehr dem Wachstum der individuellen 
wie kollektiven Erfahrung“ (Jörke 2003, S. 193). Der Begriff „Erfahrung“ ist für 
Dewey die Basis seiner Demokratietheorie und er ist eng mit Kommunikations-
prozessen verknüpft (vgl. zum Folgenden: Jörke 2003, 150ff.). Prozesse der 
Selbstentfaltung sind auf unterstützende Kommunikationsverhältnisse angewie-
sen, die Dewey wiederum ausschließlich unter demokratischen Verhältnissen – 
wenn also die Demokratie als Lebensform realisiert wurde – als gegeben ansieht. 
Dirk Jörke formuliert diese Überlegung folgendermaßen: Demokratie stellt eine 
„notwendige Bedingung individueller Selbstentfaltung“ dar (Jörke 2003, S. 157), 
da demokratische Strukturen zu einem vielfältigeren und anregenderen sozialen 
Leben führen und in dieser Konsequenz zum Entstehen individueller und kol-
lektiver Erfahrung beitragen. 

Im Gegensatz zu den bisher dargestellten Ansätzen widmet sich Dewey ex-
plizit auch Kindern und der Institution Schule. Kindern sollen Lerngelegenhei-
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ten und Lernerfahrungen in gleichem Maße zur Verfügung stehen, da es andern-
falls zu einer Beschädigung der Demokratie käme (Dewey 1915, S. 3). Die Schule 
müsse zudem zu einem Ort werden, an dem Kinder durch ihre eigentätige Be-
schäftigung produktive Ergebnisse hervorbringen und Erfahrungen sammeln. 
Nur so kann sich die Schule zu einer „embryonic society“ (Dewey 1915, S. 15) 
entwickeln: „When the school introduces and trains each child of society into 
membership within such a little community, (…) we shall have the deepest and 
best guaranty of a larger society which is worthy, lovely, and harmonious” 
(Dewey 1915, S. 27f.). 

Dem umfangreichen Wirken Deweys gerecht zu werden, ist im Rahmen dieser 
Bestandsaufnahme nicht möglich und angesichts der vielen, ausführlichen und 
hier teilweise bereits rezipierten Werke auch nicht notwendig. Deweys Ansatz 
einer Demokratie als Lebensform wurde und wird nach wie vor in einer Vielzahl 
von Publikationen, die sich mit Bildung und Demokratie bzw. demokratiepäda-
gogischen Projekten und Studien befassen, als theoretische Argumentations-
grundlage genutzt. Ähnlich zahlreich sind allerdings auch die Artikel, die seinen 
Ansatz kritisch betrachten (u. a. Pohl 2004; Oelkers 2000). 

Die Anschlussfähigkeit seiner Demokratietheorie an den schulischen Bereich hat Dewey selbst 

bewiesen (vgl. u. a. Retzl 2014). So diskutiert er bereits Anfang des 20. Jahrhunderts die Rolle 

der Schule bei der Erziehung der Kinder und die Notwendigkeit ihrer Transformation hin zu einer 

„Gesellschaft im Werden“ (embryonic society). Da Dewey seinen Fokus weniger auf die Demo-

kratie als eine Art des Regierens, sondern vielmehr auf ihre zwischenmenschliche, soziale Kom-

ponente legt, ist der Ansatz auch anschlussfähig zum frühpädagogischen Bereich. Ähnlich wie 

Barber betont Dewey hier die Notwendigkeit der Bildung einer Gemeinschaft, welche die „Idee 

der Demokratie“ konstituiert (Dewey 1996, S. 129). Zudem können Selbstentfaltungsprozesse 

laut Dewey nur unter den Bedingungen einer demokratischen Lebensweise und förderlicher 

Kommunikationsverhältnisse stattfinden. 

3.5 Überlegungen zu Demokratiebildung in Kitas 

Zwar wurden Kinder als eigenständige Subjekte in der Politikwissenschaft im 
Allgemeinen und in den Demokratietheorien im Speziellen bisher kaum berück-
sichtigt (Blöcker/Melchert 2014), die dargestellten Demokratietheorien lassen 
aber durchaus Ableitungen für die Notwendigkeit einer frühen demokratischen 
Bildung und Erziehung von Kindern zu. Auch wenn Kinder kaum explizit ge-
nannt werden, weisen die dargestellten Theorien z. T. auf die Notwendigkeit der 
politischen Bildung aller Bürgerinnen und Bürger durch öffentliche Institutio-
nen hin. 
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In der vorliegenden Bestandsaufnahme wurden insgesamt drei politikwissen-
schaftliche Ansätze sowie ein pädagogisch-philosophischer Ansatz vorgestellt, 
die im Kontext von politischer Bildung und Demokratiepädagogik immer wieder 
diskutiert werden. Die formulierten Ziele und Kriterien stellen dabei Idealvor-
stellungen von Partizipation dar; dass diese in demokratischen Systemen aktuell 
nicht in dem anvisierten Maße umgesetzt werden, ist kaum abzustreiten (Bett-
mer 2008, S. 214; Habermas 1992, S. 395f.). Zurückführen lässt sich dieser Um-
stand unter anderem auf die Ressourcen, die für eine umfassende Partizipation 
seitens der Bürgerinnen und Bürger investiert werden müssen. Da Partizipation 
das zentrale Instrument der politischen Bildung bzw. der Demokratiebildung 
darstellt, wird diese Erkenntnis auch in diesem Kontext aufgegriffen. 

So plädierte beispielsweise Kurt Sontheimer bereits 1963 für eine moderatere 
Sicht auf die Leistung einer politischen Bildung: „Die vielfach utopischen Anfor-
derungen an die politische Bildung müssen zurückgeschraubt werden. Nur eine 
politische Bildung, die realistisch-kritisch ihre Möglichkeiten und Chancen sieht, 
kann einigermaßen effektiv sein“ (Sontheimer 1963, S. 180). 

Deweys Demokratietheorie basiert, im Gegensatz zu den anderen, nicht auf 
politikwissenschaftlichen, sondern auf pädagogischen bzw. philosophischen 
Überlegungen. Dennoch lassen sich Gemeinsamkeiten zu den politikwissen-
schaftlichen Theorien feststellen, u. a. in der Betonung der zwischenmenschli-
chen Kommunikation. Darüber hinaus wird in allen Ansätzen deutlich, dass es 
Institutionen und Strukturen braucht, die die (zukünftigen) Erwachsenen zum 
Partizipieren befähigen. In diesem Kontext zeigen sich dann auch die disziplinä-
ren Unterschiede: Dewey beschreibt Bildungsinstitutionen als wichtige Akteure 
bei der Abmilderung von wirtschaftlichen Ungleichheiten und Zugangsbarrie-
ren, und er berücksichtigt Kinder explizit als Akteure. Bildungsinstitutionen wie 
Schulen oder Kindergärten werden bei Dewey zu bedeutsamen Orten für den 
Erhalt und die Weiterentwicklung der Demokratie, und sie müssen deswegen für 
alle Kinder die Möglichkeiten schaffen, die diese für ihre individuelle Selbstver-
wirklichung benötigen (Dewey 2000). 

Abschließend kann festgehalten werden, dass aus allen hier dargestellten Theo-
rien u. a. die Betonung des Gleichheitsanspruchs, die Meinungsfreiheit, die Un-
terstützung der (kindlichen) Selbstwirksamkeit und Selbstentfaltung sowie die 
Möglichkeit zur Partizipation an allen (die Kinder) betreffenden Angelegenhei-
ten als verbindende und für eine Demokratiepädagogik relevante Elemente ab-
geleitet werden – die so überwiegend auch bereits in rechtlichen Grundlagen (vgl. 
Kapitel 4) sowie in frühpädagogischen Ansätzen (vgl. Kapitel 6) aufgegriffen 
werden. 
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4 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die moderne Demokratie ist ein äußerst voraussetzungsvolles politisches Ord-
nungsarrangement. Sie beruht nicht allein auf den Institutionen der Exekutive, 
Legislative und Judikative, sondern ebenso auf einem von Anerkennung, Beteili-
gung und Konsensbereitschaft getragenem Wertesystem. Letzteres allerdings ist 
nicht leicht herzustellen. Es muss erlernt, erprobt und gelebt werden – und das, 
darüber herrscht in der Forschung Einigkeit (Levitsky/Ziblatt 2018; Straßenber-
ger/Münkler 2016; Böckenförde 2007), so umfassend und früh wie möglich. 

Bildung und Wertevermittlung sind daher für die Demokratie unerlässlich 
und im Sinne einer Conditio sine qua non auch rechtlich festgeschrieben. Wie 
sich nun genau das rechtliche Fundament frühkindlicher Demokratiebildung zu-
sammensetzt, welche Ebenen und Aspekte es umfasst, erläutert das folgende Ka-
pitel. Ausgangspunkt ist dabei die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“2. 
Sie wurde 1948 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen mit dem 
Postulat verabschiedet, dass jeder Mensch über subjektive, nicht zu suspendie-
rende Rechte verfügt und Staaten, genauso wie transnationale Institutionen diese 
zu gewährleisten haben (Martinsen 2019). 

Die allgemeinen Menschenrechte, so wie sie die Vereinten Nationen nach dem 
Zweiten Weltkrieg festgeschrieben haben, stehen aufgrund ihres weltweiten  
Geltungsanspruchs also am Anfang dieses Kapitels. Sie sind Bestandteil des Völ-
kerrechts und bilden zugleich das entscheidende politische Referenzwerk für the-
men- und gruppenspezifische Erweiterungen wie die im Jahr 1989 verabschie-
dete „UN-Kinderrechtskonvention“. Anschließend richtet sich der Blick auf die 
europäische Ebene und die dort verankerten rechtsnormativen Vorgaben hin-
sichtlich frühkindlicher Demokratiebildung. Sie sind jüngeren Datums bzw. im 
Aufbau, unterstreichen aber den politischen Willen der europäischen Institutio-
nen, nach „innen“ wie nach „außen“ für Menschenrechte im Allgemeinen und 
Kinderrechte im Besonderen einzutreten. Abschließend wird das in der Bundes-
republik seit 1990 gültige Kinder- und Jugendhilfegesetz – das Kinder als eigen-
ständige Rechtssubjekte ausweist und ihnen ein unveräußerliches Bildungs- und 
Mitspracherecht zuspricht – erläutert. Aufgrund des föderalen Aufbaus der Bun-
desrepublik und der daraus folgenden Bildungshoheit der Länder wird in diesem 

                                                                                 

2  A/RES/217 A (III), Resolution der Generalversammlung, Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, verfügbar unter: https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr. 
pdf (17.12.2020) 

https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf


51 

Abschnitt ebenfalls geklärt, was der Bund im Hinblick auf frühkindliche Demo-
kratiebildung vorgibt und wie die Länder in diesem Themenfeld handeln. Das 
Kapitel endet mit einer Darstellung der Bildungspläne der Länder, also einem 
Überblick über die demokratiepädagogischen Rahmensetzungen, die die Länder 
in den Kindertageseinrichtungen aktuell geben. 

4.1 Abkommen auf globaler Ebene 

In der Demokratie sind bestimmte Rechte nicht verhandelbar oder widerrufbar. 
Das heißt: Grundlegende Rechte wie Meinungs-, Versammlungs- oder Organi-
sationsfreiheit stehen im demokratischen Prozess nicht zur Disposition, sondern 
machen diesen überhaupt erst möglich (Cheneval 2015). Dass ein demokratisch 
verfasster Staat sich eines bestimmten Rechtsrahmens bedienen und diesen als 
gesetzt behandeln kann, ist aber wiederum nur möglich, weil es eine global gül-
tige Institution wie die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ gibt. Diese 
wurde nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges mit dem Ziel verabschiedet, dass 
künftig jedes Individuum in Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden leben kann. Je-
der Mensch verfügt demnach über Rechte, die unveräußerlich und universell 
sind. 

Allerdings stellt die in Paris verkündete Erklärung keinen völkerrechtlich 
bindenden Vertrag dar. Sie ist vielmehr eine Resolution, die als völkerrechtliche 
Norm zu begreifen ist und auf diesem Wege ihre Wirkung entfaltet. Denn auch 
wenn ihre Umsetzung nicht einklagbar ist, sind dennoch alle Staaten, die den 
Vereinten Nationen angehören, dazu angehalten, die Umsetzung und Einhaltung 
der Menschenrechte zu gewährleisten. Die Vertragsstaaten und ihre Organe 
müssen im Sinne einer völkerrechtlichen Selbstverpflichtung selbst die Men-
schenrechte achten (Achtungspflicht), sie müssen gesetzliche Maßnahmen er-
greifen, um ihre Bürger_innen vor Menschenrechtsverletzungen durch Dritte zu 
schützen (Schutzpflicht) und sie müssen die Implementierung von Menschen-
rechten durch eigene positive Leistungen sicherstellen (Gewährleistungspflicht) 
(Krennerich 2009). 

Neben den Staaten, die in einer Welt von Nationalstaaten zuvorderst für die Um-
setzung und Achtung der Menschenrechte verantwortlich sind, haben zusätzlich 
auch transnationale Institutionen dafür Sorge zu tragen, dass die Menschen-
rechte Beachtung finden. Auch sie haben in ihren zahlreichen Abkommen und 
Verträgen die allgemeinen Menschenrechte stets zu berücksichtigen – was zu-
sammengenommen dazu führt, dass die Wirkung, die von der „Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte“ ausgeht, mehr als eine „grundrechtliche Verbür-
gung“ darstellt (Martinsen 2019, S. 12). Diese formuliert im Namen der 
Vereinten Nationen einen normativen Geltungsanspruch, dem alle Staaten und 
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Einrichtungen der Vereinten Nationen Folge zu leisten haben. Dadurch gründet 
sich auf ihr das, was als „modernes Menschenrechtsregime“ bezeichnet wird und 
so unterschiedliche Errungenschaften umfasst wie den „Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (UN-Zivilpakt), den „Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte“ (UN-Sozialpakt), den 
UN-Hochkommissar für Menschenrechte, den Internationalen Strafgerichtshof 
oder die regionalen Schutzsysteme, die für Amerika, Afrika und Europa entwi-
ckelt wurden (Krennerich 2009). 

Was nun ebenfalls zu den wesentlichen Bestandteilen des modernen Men-
schenrechtsregimes gehört, sind die Rechte des Kindes. Auch sie sind aufs Engste 
mit der Entstehung und Entwicklung der allgemeinen Menschenrechte in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts verbunden. Ohne die „Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte“, so die in der Forschung unumstrittene Feststellung, gäbe 
es weder die „UN-Kinderrechtskonvention“ noch das 1990 in der Bundesrepub-
lik in Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfegesetz (Martinsen 2019; Kerber-
Ganse 2009). Die Dynamik, die 1945 nach der Gründung der Vereinten Nationen 
und 1948 nach der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ entstand, war 
demzufolge nicht nur maßgeblich für die Implementierung des Menschenrechts-
systems im Allgemeinen, sondern ganz konkret auch für die Entwicklung der 
Kinderrechte. 

Und trotzdem war die Entstehung eigenständiger Kinderrechte in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts alles andere als ein Selbstläufer. Sie mussten vielmehr 
in vielen kleinen Etappen erkämpft und erarbeitet werden – und das paradoxer-
weise nicht nur unter Zuhilfenahme der „Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte“, sondern auch gegen sie. Denn so bedeutend diese Erklärung auf der ei-
nen Seite für das gesamte moderne Menschenrechtsregime war und ist, so 
schwierig war es auf der anderen Seite für die Verfechter separater Kinderrechte, 
sich von den allgemeinen Menschenrechten zu lösen und auf universale Kinder-
rechte hinzuwirken. 

Kinder, so der von Kritikern vorgebrachte Einwand, bräuchten nämlich kein 
eigenständiges Schutzabkommen, da sie ja bereits unter dem Schutz der „Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte“ stünden (Maywald 2012; Kerber-Ganse 
2009). Die allgemeinen Menschenrechte wären für alle Menschen gültig, alle 
Menschen seien sowohl frei als auch „gleich an Würde und Rechten geboren“3. 
Doch eigenständige Kinderrechte als symbolpolitische Imitation der allgemeinen 
Menschenrechte zu werten, verkennt die nicht zu überwindenden Unterschiede 

                                                                                 

3  A/RES/217 A (III), Resolution der Generalversammlung, Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, Artikel 1, verfügbar unter: https://www.un.org/depts/german/menschen-
rechte/aemr.pdf (17.12.2020) 

https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschen-rechte/aemr.pdf
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zwischen Kindern und Erwachsenen. Was die Kritik an der Kinderrechtskonven-
tion nämlich übersieht, verkennt oder ausblendet, ist, dass Erwachsene und Kin-
der zwar gleichwertige Menschen, aber nicht gleich sind. Anders als Erwachsene 
können Kinder aufgrund ihrer spezifischen sozialen Situation nicht allein als 
„Seiende“ betrachtet werden, ihr Status ist vielmehr unaufhebbar auch einer von 
„Werdenden“, was in den Augen der Kinderrechtsbefürworter wiederum bedeu-
tet, dass Kinder eine Schutzgruppe ausmachen, die zwingend eine separate Aus-
legung der allgemeinen Menschenrechte benötigt. Die Menschenrechte des Kin-
des, so wie sie sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts etabliert haben, 
sind also keine Reformulierung oder Kopie der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“, sondern widmen sich gezielt aus dem „Zentrum des men-
schenrechtlichen Denkens“ heraus der speziellen Situation von Kindern (Kerber-
Ganse 2009, S. 71). Sie spezifizieren und erweitern die allgemeinen Menschen-
rechte mit Blick auf die konkreten Belange von Kindern und müssen so explizit 
auch als „Menschenrechte für Kinder“ verstanden werden (Maywald 2012, 
S. 17). 

Was demzufolge das Verhältnis von Menschenrechten und Kinderrechten 
betrifft, ist aus Sicht der Forschung eindeutig: Dass Letztere aufgrund der beson-
deren Schutzbedürftigkeit von Kindern einen eigenständigen Bereich abdecken, 
sie trotzdem aber mit den allgemeinen Menschenrechten verbunden bleiben, 
sich auf diese beziehen und sie ergänzen (Kittel 2020). 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Die Idee universeller Menschenrechte ist keine Erfindung der Moderne. Das 
heißt: Nicht erst seit dem Zeitalter der Weltkriege werden für Menschen auf-
grund ihres Menschseins unveräußerliche Schutzrechte gefordert. Bereits seit der 
Aufklärung im 16./17. Jahrhundert ist im euro-atlantischen Raum die Forderung 
virulent, Menschen aufgrund ihrer „Natur“ mit herrschafts- und gewaltbegren-
zenden Rechten auszustatten (Hoffmann 2010). Doch so früh der menschen-
rechtsphilosophische Diskurs auch eingesetzt hat, zum festen Bestandteil na- 
tionaler wie internationaler Politik wird die Idee einer dem Individuum zu-
stehenden Schutzwürdigkeit erst Mitte des 20. Jahrhunderts mit der „Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte“. Diese markiert hinsichtlich der grenzüber-
schreitenden Anerkennung unveräußerlicher Grundrechte den entscheidenden 
Durchbruch und steht daher am Anfang dessen, was der italienische Politikthe-
oretiker Norberto Bobbio als das „Zeitalter der Menschenrechte“ bezeichnet 
(Bobbio 1998). 

Insgesamt 30 Artikel umfasst die „Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte“, wobei es darunter inhaltliche Maxima und Minima gibt. Als Maxima 
gelten gemeinhin existenzielle Rechte wie das Recht auf Leben, auf Sicherheit, 
Freiheit oder Eigentum; Minima, wie beispielsweise das Recht auf Arbeit oder 
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Freizeit, werden als nachgeordnet betrachtet (Köhler 1999). Was aus demokra-
tiepädagogischer Sicht zu den Maxima der Erklärung gezählt werden muss, ist 
zweierlei: Zum einen das in der Erklärung festgeschriebene Recht auf Bildung 
zum anderen das Recht auf soziale und kulturelle Teilhabe. Konkret heißt das: 
Die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ proklamiert in Artikel 26, dass 
jeder Mensch ein Recht auf Bildung hat; diese muss unentgeltlich sein und jedem 
Menschen helfen, grundlegende Fähigkeiten zu erlangen. 

Aber nicht nur die Erlangung von praktischem Grund- und Fachwissen zählt 
nach Artikel 26 der allgemeinen Menschenrechte zum Katalog der unveräußer-
lichen Grundrechte. Was ebenfalls zum Recht auf Bildung gehört, ist, dass  
Menschen die elementaren Bestandteile eines im Wesentlichen demokratischen 
Miteinanders vermittelt wird. Neben der generellen Stärkung des Menschen-
rechtsbewusstseins ist hier dementsprechend von demokratischen Grundwerten 
wie Toleranz, Empathie und Freundschaft im Sinne von Anerkennung Dritter 
die Rede. Bildung „muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlich-
keit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grund-
freiheiten gerichtet sein. Sie muss zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft 
zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen 
und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förder-
lich sein“4. 

Welchen Stellenwert das an demokratischen Grundgedanken orientierte soziale 
Miteinander hat, verdeutlicht in der „Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte“ auch das dort proklamierte Recht auf Teilhabe. Dieses beginnt in einer 
engen Auslegung zunächst mit dem in Artikel 15 festgeschriebenen Recht auf 
Staatszugehörigkeit5. Jeder Mensch hat hierauf einen unveräußerlichen An-
spruch. Die Zugehörigkeit zu einem staatlichen Gemeinwesen darf niemandem 
in willkürlicher Art und Weise aberkannt werden ebenso wie keinem Menschen 
das Recht verwehrt werden darf, seine Staatszugehörigkeit zu wechseln. 

Aber nicht nur in formaler Hinsicht hat laut der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ jeder Mensch das Recht auf Zugehörigkeit; auch bezüglich der 
innergesellschaftlichen Teilhabe verfügt jeder Mensch über unveräußerliche 
Rechte. So heißt es in Artikel 22, dass jedes Mitglied einer Gesellschaft über das 
Recht auf soziale Sicherheit verfügt und dass ein Staat die Mittel zur Wahrneh-
mung dieses Rechts sicherzustellen hat. Ziel ist ein würdevolles und autarkes Le-

                                                                                 

4  A/RES/217 A (III), Resolution der Generalversammlung, Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, Artikel 26, verfügbar unter: https://www.un.org/depts/german/menschen-
rechte/aemr.pdf (18.12.2020) 

5  Dass politische Partizipation ohne das Prinzip der Staatsbürgerschaft ausdrücklich nicht 
zu den grundlegenden Menschenrechten gezählt wird, hat jüngst Franziska Martinsen ver-
deutlicht (vgl.: Martinsen 2019, S. 13ff.) 

https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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ben – und das in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht. Denn nur auf 
dieser Basis, so die hinter diesem Artikel stehende Idee, ist ein innergesellschaft-
liches Miteinander ebenso wie ein internationaler Frieden möglich. 

Dass Teilhabe ein unveräußerliches Menschenrecht ist, welches den ökono-
mischen genauso wie den soziokulturellen Zugang zur Gesellschaft ermöglicht, 
macht abschließend auch Artikel 27 der „Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte“ deutlich. In ihm, der das Kulturleben zum Gegenstand hat, heißt es, dass 
jeder Mensch – ebenfalls als eine Art Voraussetzung von Sozialität – das Recht 
hat, am „kulturellen Leben der Gemeinschaft teilzunehmen“6, er am wissen-
schaftlichen Fortschritt partizipieren und sich an den Künsten erfreuen können 
muss. 

Das Recht auf Bildung und das Recht auf Teilhabe gehören also zu den Wesens-
merkmalen der allgemeinen Menschenrechte. Sie verteilen sich auf mehrere Ar-
tikel und schreiben dem Einzelnen das Recht auf ein sicheres, selbstbestimmtes 
und würdevolles Leben zu. Ihr Ziel liegt darin, es jedem Menschen zu ermögli-
chen, eine Persönlichkeit zu entwickeln, bestimmte Fertigkeiten zu erwerben 
und eigenständig sein Leben zu bestreiten. Darüber hinaus wird Bildung und 
Teilhabe in der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ auch explizit eine 
über das Individuum hinausgehende Funktion attestiert. Indem beide nämlich 
dem Menschen einen inklusiven und kooperativen Erfahrungsraum ermögli-
chen, bereiten sie einem gemeinschaftlichen Miteinander den Boden. 

Dass sich all diese demokratiestärkenden Elemente schließlich im Wesentli-
chen auch in der 40 Jahre später verabschiedeten „UN-Kinderrechtskonvention“ 
wiederfinden und dort speziell auf Kinder zugeschnitten werden, ist also das Er-
gebnis eines jahrzehntelangen menschenrechtlichen Diskurses, dessen Anfang 
die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ markiert. Ohne sie gäbe es we-
der den völkerrechtlichen Bezugsrahmen für weltweite Kinderrechte noch ein 
gefestigtes politisch-moralisches Bewusstsein, Menschen in ihrem Leben zu 
schützen, zu fördern und zu beteiligen. 

Kinderrechtskonvention 

Am 20. November 1989 ist es den Vereinten Nationen mit dem „Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes“ gelungen, einen weiteren Meilenstein des in-
ternationalen Menschenrechtssystems zu implementieren. Die sogenannte „UN-
Kinderrechtskonvention“ wird einstimmig verabschiedet und hat zum Ziel, erst-

                                                                                 

6  A/RES/217 A (III), Resolution der Generalversammlung, Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, Artikel 27, verfügbar unter: https://www.un.org/depts/german/menschen-
rechte/aemr.pdf (18.12.2020) 

https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschen-rechte/55
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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mals in der Geschichte der Menschheit Kindern grundlegende Schutzrechte, 
Förder- und Beteiligungsrechte zu garantieren. 196 Staaten haben die Konven-
tion bis heute ratifiziert und damit zugesichert, Kinderrechte als „self executing 
rights“, also als völkerrechtlich verbindliche Rechte zu behandeln (Olk/Roth 
2007; Kerber-Ganse 2009). 

Dass die Konvention innerhalb des internationalen Menschenrechtssystems 
einen besonderen Stellenwert hat, liegt aber nicht nur an dem breiten, sie tragen-
den Konsens, sondern insbesondere an ihrem Inhalt. Sie vereine nämlich, so Jörg 
Maywald, „die bisher größte Bandbreite fundamentaler Menschenrechte – öko-
nomische, soziale, kulturelle, zivile und politische – in einem einzigen Vertrags-
werk“ und müsse deshalb als etwas Einmaliges betrachtet werden (Maywald 
2012, S. 24). Auch Waltraut Kerber-Ganse (2009) wertet die Konvention als ei-
nen wesentlichen rechtspolitischen Fortschritt und hebt, in Ergänzung zu Ma-
ywald, insbesondere die durch sie geschaffene Subjektsetzung von Kindern her-
vor. Kinder werden in der Konvention nicht nur zu Trägern eigenständiger 
Rechte, die Konvention geht sogar so weit, dass Kinder im Hinblick auf ihren 
Schutz selbst „ein Wort mitzureden haben“ (Kerber-Ganse 2009, S. 234). 

Entstanden ist die „UN-Kinderrechtskonvention“ – ebenso wie die „Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte“ – prozesshaft. Es ist zunächst der Initiative des 
Völkerbundes, der Vorläuferorganisation der 1945 gegründeten Vereinten Nati-
onen zuzuschreiben, dass mit der Genfer Deklaration die Staaten der Welt 1924 
erstmals aufgefordert wurden, der besonderen Schutzbedürftigkeit von Kindern 
Rechnung zu tragen. Die Staaten, so heißt es im Text der Deklaration, müssten 
Bedingungen schaffen, sodass jedes Kind über die Möglichkeit verfügt, „sich so-
wohl in materieller wie in geistiger Hinsicht in natürlicher Weise zu entwi-
ckeln“7. 

Nun war die Genfer Deklaration im Kern freilich nicht mehr als ein auf das 
Elend des Ersten Weltkrieges reagierender, unverbindlicher Appell. Dennoch ist 
sie für die Entwicklung der Kinderrechte von immenser Bedeutung, da sie als 
erstes internationales Dokument die gesonderte Schutzbedürftigkeit von Kin-
dern anerkannte und damit ein Ziel umriss, das die Politik künftig nicht mehr 
umgehen konnte. Anders als es angesichts derartiger Erfolge zu erwarten gewe-
sen wäre, verstärkte sich in den folgenden Jahren nun aber die kinderrechtspoli-
tische Dynamik zunächst nicht weiter, sondern ebbte trotz einzelner Bemühun-
gen eher wieder ab. Erst 55 Jahre später (anlässlich des „Internationalen Jahres 
des Kindes“ 1979) begann die nächste Etappe, um weltweit verbindliche Kinder-
rechte zu implementieren. 

                                                                                 

7  Genfer Erklärung des Völkerbundes vom 26.09.1924; verfügbar unter: https://www.kinder-
rechtskonvention.info/die-genfer-erklaerung-3336 (18.12.2020) 

https://www.kinderrechtskonvention.info/die-genfer-erklaerung-3336
https://www.kinderrechtskonvention.info/die-genfer-erklaerung-3336
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Es war die polnische Regierung, die sich im Februar 1978 in Sorge um das 
weltweite Wohlergehen von Kindern an die Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen wandte und dort einen Antrag zur Erarbeitung einer ver-
bindlichen Kinderrechtskonvention einreichte (Maywald 2010; Kittel 2020). 
Zehn Jahre dauerten im Anschluss die Beratungen, bis die heutige „UN-Kinder-
rechtskonvention“ stand8. Sie wurde einstimmig angenommen und stellt mehr 
als nur einen kinderrechtspolitischen Durchbruch dar: Denn während die Gen-
fer Deklaration von 1924 und ihre Erweiterung, die Erklärung über die Rechte 
des Kindes aus dem Jahr 1959, Leitsätze, Bekenntnisse oder Absichtserklärungen 
waren, ist die „UN-Kinderrechtskonvention“ rechtlich bindend. Die Vertrags-
staaten, die der Konvention als völkerrechtlichem Vertrag beigetreten sind, er-
klären sich durch den Beitritt dazu bereit, die vertraglichen Vorgaben in gelten-
des nationales Recht umzusetzen (Dederer 2019). Sie verpflichten sich durch 
Artikel 4 der Konvention, alle „geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und 
sonstige[n] Maßnahmen zur Verwirklichung der in diesem Übereinkommen an-
erkannten Rechte“9 zu treffen. 

Formal rechtlich ist die Konvention also der Durchbruch für die Implemen-
tierung weltweiter Kinderrechte. Und auch aus inhaltlicher Sicht steht die Kon-
vention für eine beträchtliche Weiterentwicklung. Es sind nicht mehr einige we-
nige Artikel, die, wie ihre Vorgängerdeklarationen den Inhalt bündeln. Der 
Konvention stehen vielmehr vier allgemeine Prinzipien eingeschrieben: das 
Prinzip zur Nicht-Diskriminierung, zum Kindeswohl, zum Recht auf Leben und 
Entwicklung sowie zur Berücksichtigung der Meinung des Kindes in den es be-
treffenden Angelegenheiten. Diese Prinzipien sind den Artikeln der Konvention 
vorangestellt, leiten deren Gesamtinterpretation an und strukturieren, wie die 
Konvention in nationale Programme zu übertragen ist. Alle 54 Artikel der Kon-
vention sind dementsprechend mit diesen vier zentralen Leitlinien verbunden, 
tragen ihnen Rechnung und entfalten nur mit ihnen Wirkung (Kerber-Ganse 
2009). 

Was nun den Stellenwert von Bildung und Beteiligung in der Konvention betrifft, 
zeigt sich, dass diese sich – wie in der „Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte“ – auf mehrere Artikel erstrecken. Dass Bildung und Entwicklung für die 
Konvention fundamentale Kinderrechte bilden, offenbart zunächst Artikel 6 und 
das darin festgeschriebene Recht auf Leben. Dies spricht Kindern existenziellen 
Schutz zu, macht aber auch deutlich, dass ein Recht auf Leben bei Kindern 

                                                                                 

8  44/25 Übereinkommen über die Rechte des Kindes. 20. November 1989; verfügbar unter: 
https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf (18.12.2020)  

9  44/25 Übereinkommen über die Rechte des Kindes. 20. November 1989, Artikel 4; verfüg-
bar unter: https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf (18.12.2020) 
 

https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf
https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf
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ebenso ein Recht auf Entwicklung bedeutet. „Die Vertragsstaaten gewährleisten 
in größtmöglichem Umfang das Überleben und die Entwicklung des Kindes“, 
heißt es dementsprechend in Artikel 6 Absatz 210. Was diesen Artikel nun aber 
so besonders macht, ist nicht nur die hier festgehaltene Anerkennung des exis-
tenziellen Schutzbedürfnisses von Kindern, sondern auch, dass ihm ein erweiter-
tes Verständnis von Entwicklung zugrunde liegt. Denn eine umfassende Kindes-
entwicklung basiert einerseits auf den dafür erforderlichen unmittelbaren 
materiellen Voraussetzungen; andererseits gehören zu ihr immer auch immate-
rielle Faktoren wie die Vermittlung von Fertigkeiten, Handlungs- und Erfah-
rungswissen. 

Dass Entwicklung ein Zusammenspiel aus materiellen und immateriellen 
Faktoren ist, wird ferner in Artikel 28 der Konvention ersichtlich. Hier nämlich 
ist explizit vom Recht auf Bildung die Rede. „Die Vertragsstaaten“, heißt es in 
ihm in kurzer und prägnanter Form, „erkennen das Recht des Kindes auf Bildung 
an“11. Um Chancengleichheit herzustellen, sei es Aufgabe der Vertragsstaaten, 
den Besuch einer Grundschule zur Pflicht und kostenfrei zu machen12. Anschlie-
ßend müssten Kinder ferner die Möglichkeit haben, eine weiterführende Schule 
oder Ausbildungsstätte zu besuchen, die sie auf ein späteres Arbeits- und Er-
werbsleben vorbereitet. 

Zusätzlich zu diesem formulierten Recht auf Schulbildung macht die Kon-
vention aber auch klar, dass zur Bildung von Kindern mehr als nur die unmittel-
bare Vorbereitung für ein Arbeits- und Erwerbsleben gehört: Bildung hat, wie es 
in Artikel 29 heißt, eine Persönlichkeit zur Entfaltung zu bringen und Kindern 
eine Wertschätzung gegenüber ihren Mitmenschen, der sie umgebenden Kultur 
und Umwelt zu vermitteln. Dass die Konvention über die Entfaltung individuel-
ler Fähigkeit hinausblickt und mit ihrem Bildungsverständnis zugleich das sozi-
ale Miteinander im Auge hat, wird des Weiteren an ihrer Forderung deutlich, die 
Vertragsstaaten müssen soziale Werte wie Gleichberechtigung, Toleranz oder 
Kompromissbereitschaft aktiv vermitteln. Ein Kind hat „auf ein verantwortungs-
bewusstes Leben in einer freien Gesellschaft im Geist der Verständigung, des 
Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der 

                                                                                 

10  44/25 Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 20. November 1989, Artikel 6; verfüg-
bar unter: https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf (18.12.2020) 

11  44/25 Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 20. November 1989, Artikel 28; ver-
fügbar unter: https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf  

 (18.12.2020) 
12  Die UN-Kinderrechtskonvention benennt die frühkindliche Bildung allerdings nicht ex-

plizit, was sich laut Lothar Krappmann dadurch erklärt, dass eine hegemoniale Gruppe im 
Ausarbeitungsprozess der Konvention die Auffassung vertrat, frühkindliche Bildung sei 
zuvorderst mit der Familie verbunden. Um die politische Zustimmung zur Konvention 
nicht zu gefährden, wurde daher die frühe Kindheit hier ausgeklammert (vgl. Krappmann 
2011, S. 6) 
 

https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf
https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf


59 

Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen 
Gruppen sowie zu Ureinwohnern“13 vorbereitet zu werden. Kurzum: Nur wenn 
Kindern frühzeitig derartige soziokulturelle Werte vermittelt werden, ist ein von 
Gleichheit und gegenseitiger Anerkennung geprägtes Miteinander möglich. 

Aber laut Konvention ist es nicht allein Bildung, die zu Kooperation, Sozialität 
und Zusammenhalt führt. Auch soziale und kulturelle Partizipation sei eine Art 
Voraussetzung für eine funktionierende Gesellschaft, weshalb die Kinderrechts-
konvention von den Vertragsstaaten umfassende Maßnahmen zur Sicherstellung 
dieser Form von Beteiligung fordert. So muss zunächst die Gedanken- und Mei-
nungsfreiheit von Kindern, aber auch ihr Recht auf Mitsprache in allen sie be-
treffenden Angelegenheiten garantiert werden. Erst wenn diese Rahmenbedin-
gungen geschaffen sind, können sich Kinder einbringen und beteiligen. 

Von ähnlicher Bedeutung ist laut Konvention auch das in Artikel 31 festge-
schriebene Recht des Kindes auf Beteiligung am kulturellen Leben. Die Vertrags-
staaten haben nämlich im Sinne eines funktionierenden Miteinanders die Pflicht, 
Kinder in künstlerischen Bereichen zu fördern und hierfür die Mittel bereitzu-
stellen. Nicht nur das Miteinander selbst sei ein durch das Feld der Kunst und 
Musik geschaffener gesellschaftlicher Wert, sondern ebenso die dadurch entste-
hende inhaltliche Kontroverse. 

4.2 Abkommen auf europäischer Ebene 

Das europäische Menschen- und Kinderrechtesystem, so wie es sich gegenwärtig 
darstellt, basiert im Kern auf zwei zentralen Säulen: Einerseits wird es von der „Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention“ getragen, andererseits von der „Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union“. Zunächst war es allerdings lange Zeit 
allein die „Europäische Menschenrechtskonvention“, die die Implementierung 
und Einhaltung der Menschenrechte in Europa vorantrieb. Sie wurde 1950 von 
dem nur ein Jahr zuvor gegründeten Europarat mit dem Ziel verabschiedet, alle 
seine Mitgliedstaaten dazu zu verpflichten, auf ihrem Territorium die Kinder- und 
Menschenrechte anzuerkennen. 47 Staaten, einschließlich Russland und Türkei, 
sind Teil des Europarats – was bedeutet, dass sie alle die Umsetzung der „Europäi-
schen Menschenrechtskonvention“ in ihrer nationalen Rechts- und Verwaltungs-
ordnung zugesichert haben. Dass die Mitgliedsstaaten die in der Konvention nie-
dergelegten Rechte auch in ihrer Rechts- und Verwaltungspraxis berücksichtigen, 

                                                                                 

13  44/25 Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 20. November 1989, Artikel 29; ver-
fügbar unter: https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf  

 (18.12.2020) 

https://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar44025.pdf
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wird vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte überwacht. Dieser wurde 
wenige Jahre nach der Ratifizierung der „Europäischen Menschenrechtskonven-
tion“ mit Sitz im französischen Straßburg eingerichtet und spricht, was in der in-
ternationalen Rechtsordnung eine Ausnahme darstellt, Urteile, die von den Staaten 
zwingend anerkannt und nachvollzogen werden müssen. 

Die „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“, die zweite Säule des eu-
ropäischen Menschenrechtssystems, wurde demgegenüber erst im Jahr 2000 auf 
dem Gipfel von Nizza verabschiedet. Vorausgegangen war ihr eine lange Debatte 
darüber, ob die Europäische Union ein eigenes Abkommen benötigt oder ob sie 
sich der „Europäischen Menschenrechtskonvention“ anschließen soll. Die Ent-
scheidung für einen eigenen Menschenrechtsschutz wurde 1999 vom Europäi-
schen Rat getroffen und mündete in eine Charta, die in ihren Standards stark an 
die „Europäische Menschenrechtskonvention“ angelehnt ist. Nichtsdestoweni-
ger ist die Charta für den europäischen Menschenrechtsschutz ein Fortschritt, da 
sie – wie die allgemeinen Menschenrechte – „nicht nur zivile und politische, son-
dern auch soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte umfasst“ (Tretter 2009). 

Und auch hinsichtlich ihrer Geltung stellt die Menschenrechtscharta der Euro-
päischen Union einen Fortschritt dar: Denn, wie Hans-Georg Dederer mit Blick 
auf die in ihr referierten Kinderrechte hervorhebt, bindet die EU-Grund-
rechtecharta sowohl Unionsorgane als auch die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union (Dederer 2019). Letztere sind aufgrund zweier wegweisender Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs dazu verpflichtet, dem Unionsrecht Vorrang zu gewäh-
ren, was im Fall der EU-Grundrechtecharta wiederum nichts anderes bedeutet, als 
dass auch diese über nationalem Recht steht und Berücksichtigung finden muss 
(Dederer 2019; Grimm 2016). Der Menschenrechtsschutz in Europa verfügt mit 
der EU-Grundrechtecharta und der Menschenrechtskonvention des Europarats 
demnach über zwei separate, starke Pfeiler, die zwar nicht frei von Defiziten sind, 
aber die Umsetzung der Menschenrechte effizient fördern und fordern. 

Europäische Menschenrechtskonvention 

Inhaltlich wie formal ist die „Europäische Menschenrechtskonvention“ an der 
„Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ ausgerichtet. Sie benennt einen 
Katalog unveräußerlicher Grundrechte wie das Recht auf Leben, das Recht auf 
Freiheit und Sicherheit oder die Freiheit auf Meinungsäußerung und ebenso das 
Diskriminierungsverbot, ohne dabei allerdings speziell auf Kinder einzugehen14. 

                                                                                 

14  Die Europäische Menschenrechtskonvention in der Fassung der Protokolle Nr. 11 und 14 
samt Zusatzprotokoll und Protokolle Nr. 4, 6, 7, 12, 13 und 16, S. 6ff.; verfügbar unter: 
https://www.echr.coe.int/Documents/Convention_DEU.pdf (18.12.2020) 

https://www.echr.coe.int/Documents/Convention_DEU.pdf


61 

Wie in der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ sind also auch in der 
Menschenrechtskonvention des Europarats keine eigenständigen Kinderrechte 
ausgewiesen. 

Im April 2016 hat der Europarat erklärt, diese „Lücke“ überwinden zu wollen 
und an einer eigenen Umsetzung der „UN-Kinderrechtskonvention“ zu arbeiten. 
Er hat deshalb die sogenannte „Strategie des Europarats für die Rechte des Kin-
des“ verabschiedet. Diese identifiziert zentrale Gegenwartsherausforderungen 
wie Armut, soziale Ungleichheit, Gewalt, Diskriminierung und ein in Teilen lü-
ckenhaftes Rechtssystem, um darin nicht nur ein allgemeines Menschenrechts-
problem, sondern auch konkret Defizite im Schutz von Kinderrechten auszu-
machen. „Ungeachtet der erzielten Fortschritte“, heißt es in dem Strategiepapier 
des Europarats, „werden die Rechte von Kindern täglich verletzt. Nach wie vor 
bestehen Lücken im gesetzlichen Schutz von Kindern und erst recht zwischen 
Recht und Anwendung.“15 

Um dem entgegenzuwirken und Kinder als faktische Rechtssubjekte zu stär-
ken, sollen in den 47 Mitgliedsstaaten, so der Europarat, bis 2021 insbesondere 
fünf kinderrechtspolitische „Prioritätsbereiche“ bearbeitet werden: Chancen-
gleichheit für alle Kinder, Partizipation aller Kinder, ein gewaltfreies Leben für 
alle Kinder, eine kindgerechte Justiz und die Implementierung von Kinderrech-
ten in der digitalen Welt16. All diese Felder sind als kinderrechtspolitische Schlüs-
selfelder zu begreifen und müssen im Sinne eines zukunftsfähigen Europas drin-
gend angegangen werden. Damit das auch gelingt, sollen bestehende Standards 
wie die „UN-Kinderrechtskonvention“, die „Europäische Menschenrechtskon-
vention“ oder die „Europäische Sozialcharta“ besser umgesetzt, neue Partner-
schaften zwischen staatlichen und nicht staatlichen Akteuren geschaffen werden, 
die kinderrechtspolitische Aufklärung gestärkt und die Implementierung recht-
licher Standards in allen Mitgliedsländern kritisch evaluiert werden. 

Was aus demokratiepädagogischer Sicht das Strategiepapier des Europarats 
nun aber besonders macht, sind im Kern zwei Aspekte: Zum einen greift das Pa-
pier die Digitalisierung auf, die nach Überzeugung des Europarats auch für den 
Kinderrechtsschutz eine immense, nicht länger zu übergehende Herausforde-
rung darstellt; zum anderen betont es, wie wichtig die Partizipation von Kindern 
für ein demokratisches Miteinander ist. Mit dem Punkt „Rechte des Kindes in 
einer digitalen Welt“ wird also einer technischen, medialen und sozialen Ent-
wicklung Rechnung getragen, die sich seit mittlerweile mehr als drei Jahrzehnten 

                                                                                 

15  Strategie des Europarats für die Rechte des Kindes (2016-2021), März 2016, S. 7.; verfügbar 
unter: https://rm.coe.int/strategie-des-europarats-fur-die-rechte-des-kindes-2016-2021-
/1680931c78 (18.12.2020) 

16  Strategie des Europarats für die Rechte des Kindes (2016-2021), März 2016, S. 10ff.; ver-
fügbar unter: https://rm.coe.int/strategie-des-europarats-fur-die-rechte-des-kindes-2016-
2021-/1680931c78 (18.12.2020) 
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auf nahezu alle Lebensbereiche auswirkt und daher dringend auch neue grund-
rechtliche Regelungen erforderlich macht (Nassehi 2019). 

Insbesondere Kinder sind hinsichtlich ihrer Sicherheit, Meinungsfreiheit und 
Privatsphäre mit erheblichen neuen Gefahren und Risiken konfrontiert und be-
nötigen folglich angepasste Schutzmaßnahmen17. Sie in der digitalen Welt zu 
schützen, ihnen dort Raum zuzusichern und sie in die dortige demokratische Le-
bensform einzuführen, sei eine zukunftsweisende Aufgabe, die sich im Hinblick 
auf das Wohl des Kindes, aber auch im Hinblick auf die Gesellschaft als Ganzes 
stellt. Die digitale Demokratiebildung des Europarates soll daher Kinder zur kre-
ativen, kritischen und kompetenten Nutzung digitaler Medien befähigen und zu-
gleich die demokratische Kultur stärken. 

Auch im Hinblick auf alle anderen Lebensbereiche von Kindern sei es drin-
gend erforderlich, deren Recht auf Beteiligung zu stärken. Eine beträchtliche 
Zahl von Kindern ist laut einer Erhebung des Europarats aus dem Jahr 2016 aus-
gegrenzt, erfährt Diskriminierungen und ist hinsichtlich eigener Rechte kennt-
nislos (Daly/Ruxton/Schuurman 2016, S. 21ff.). Unter Verweis auf die „Euro- 
päische Menschenrechtskonvention“ einerseits und die „UN-Kinderrechtskon-
vention“ andererseits fordert der Europarat, dass das Recht des Kindes auf Mit-
sprache und Beteiligung in allen es betreffenden Angelegenheiten gebührend be-
rücksichtigt wird. Er beabsichtigt in diesem Sinne, seine Mitgliedsstaaten bei der 
Umsetzung der Partizipationsaufgabe aktiv zu unterstützen, die Weiterentwick-
lung kinderbezogener Rechtsstandards voranzutreiben und in Schulen Demo-
kratie- und Menschenrechtsbildung auszubauen18. 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

Neben dem Europarat gibt es mit der Europäischen Union noch einen weiteren 
zentralen menschenrechtspolitischen und kinderrechtspolitischen Akteur in Eu-
ropa. Denn auch die Europäische Union, die gegenwärtig aus 27 Mitgliedsstaaten 
besteht, bemüht sich um die Menschenrechte im Allgemeinen und die Grund-
rechte der EU-Bürgerinnen und -Bürger im Konkreten. Verbrieft sind Letztere 
in der „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“, die im Jahr 2000 ver-
abschiedet wurde und am 1. Dezember 2009 im Rahmen des EU-Reformvertra-
ges von Lissabon in Kraft trat. 

Die Charta verpflichtet alle EU-Einrichtungen dazu, die festgeschriebenen 
Grundrechte zu verankern und verlangt von allen nationalen Regierungen, bei 

                                                                                 

17  VN-Ausschuss für die Rechte des Kindes: Bericht über den Tag der allgemeinen Diskussion 
2014 „Digitale Medien und Kinderrechte“, Mai 2015 

18  Strategie des Europarats für die Rechte des Kindes (2016–2021), März 2016, S. 14; verfüg-
bar unter: https://rm.coe.int/strategie-des-europarats-fur-die-rechte-des-kindes-2016-
2021-/1680931c78 (18.12.2020)  

https://rm.coe.int/strategie-des-europarats-fur-die-rechte-des-kindes-2016-2021-/1680931c78
https://rm.coe.int/strategie-des-europarats-fur-die-rechte-des-kindes-2016-2021-/1680931c78
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der Umsetzung von EU-Recht stets das hier Proklamierte zu berücksichtigen 
(Dederer 2019). Sechs Leitkategorien rahmen die Charta – die Würde des Men-
schen, Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle Rechte – und 
strukturieren deren Inhalt, zu welchem mit Artikel 24 explizit auch ein eigen-
ständiger Kinderrechtsartikel gehört. In ihm wird der unveräußerliche Anspruch 
von Kindern auf Schutz und Fürsorge fixiert, deren Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung betont und der Anspruch von Kindern auf „regelmäßige persönliche Be-
ziehungen“ festgehalten19. Des Weiteren bestimmen auch die Artikel 32 und 21 
die Rechte von Kindern. Letzterer konstatiert ein allgemeines Diskriminierungs-
verbot, wozu laut Charta ausdrücklich auch altersbedingte Diskriminierung 
zählt. Artikel 32 blickt auf den Schutzstatus von Kindern und betont, dass Kin-
derarbeit grundsätzlich verboten ist (Maywald 2012). 

Wie sich nun aber schon der Europarat nicht allein auf die „Europäische Men-
schenrechtskonvention“ stützt, sondern sich konstant um politische Ergänzun-
gen und Zusatzvereinbarungen bemüht, beschränkt sich auch die EU in ihrer 
kinderrechtspolitischen Arbeit nicht auf die Charta der Grundrechte. Vielmehr 
hat sie 2006, also noch vor dem Inkrafttreten der Charta im Dezember 2009, er-
klärt, Kinderrechte separat in der Union ausbauen und verankern zu wollen20. In 
der „EU-Agenda für die Rechte des Kindes“ aus dem Jahr 2011 heißt es demzu-
folge, dass sowohl der Vertrag von Lissabon als auch die Grundrechtecharta der 
EU Kinderrechten einen hohen Stellenwert einräumen und diese mithilfe „kon-
kreter Maßnahmen“ dringend weiter gestärkt werden müssen21. 

Inhaltlich geht es der Kommission um drei zentrale Punkte: Die Entwicklung 
eines kindgerechten Justizsystems, die Förderung von Kinderrechten in Dritt-
staaten und der Ausbau partizipatorischer Elemente für Kinder. All dies gilt es 
aus Sicht der Kommission für das 21. Jahrhundert zu bearbeiten und so voran-
zutreiben, dass das kinderrechtspolitische Handeln der EU-Organe und der EU-
Mitgliedsstaaten stets als „beispielhaft“ gewertet wird. Rechtliche Grundlagen 
hierfür sind die „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“ und die 
„UN-Kinderrechtskonvention“, die die EU-Einrichtungen und Mitgliedsstaaten 

                                                                                 

19  Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2012/C 326/02), Titel III, Artikel 24; 
verfügbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX: 
12012P/TXT&from=EN (18.12.2020) 

20  Vgl. Communication from the Commission, Towards an EU Strategy on the Rights of the 
Child, Com (2006) 367, 2006, verfügbar unter: 

 https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2006:0367:FIN:EN:PDF 
(18.12.2020) 

21  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Eine EU-Agenda für 
die Rechte des Kindes, Kom (2011) 60, S. 3., verfügbar unter: https://eur-lex.europa.eu/le-
gal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011DC0060&from=DE (18.12.2020) 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012P/TXT&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2006:0367:FIN:EN:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011DC0060&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011DC0060&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012P/TXT&from=EN
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in die Pflicht nehmen, Kinderrechte in allen relevanten Politikbereichen umzu-
setzen. Dass die EU-Kommission dies mit einer weiteren eigenen Agenda bekräf-
tigt, ist ein wichtiges kinderrechtspolitisches Signal – wenngleich primär mit 
symbolpolitischer Kraft. 

4.3 Nationale und länderbezogene Ebene 

„Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst 
nicht garantieren kann“ (Böckenförde 2007, S. 71). Mit diesem Diktum hat 
Ernst-Wolfgang Böckenförde in einer bis heute einmaligen Prägnanz auf ein 
grundlegendes Problem der Demokratie hingewiesen. Denn, um zu funktionie-
ren, zu bestehen und dem Anspruch einer freiheitlich egalitären Ordnung ge-
recht zu werden, benötigt diese nicht nur die Institutionen der Exekutive, Legis-
lative und Judikative, sondern auch eine demokratische Kultur. In ihr nämlich 
liegen all jene Werte und (Alltags-)Praktiken, ohne die das demokratisch ver-
fasste Gemeinwesen nicht funktioniert. Anerkennung, Toleranz, die Bereit-
schaft, sich aktiv in die öffentlichen Belange einzubringen oder die Fähigkeit zum 
Kompromiss sind wesentliche Voraussetzungen für den demokratischen Verfas-
sungsstaat – und das nicht trotz, sondern genau wegen ihrer Alltagsnähe. Sie 
werden in einer funktionierenden Demokratie Tag für Tag gelebt, erprobt und 
eingeübt und bilden im Zusammenspiel mit den bürokratischen Institutionen 
das Fundament, auf dem das gesamte Gemeinwesen steht. 

Was dem Staatstheoretiker Böckenförde also essenziell erscheint, ist der Hin-
weis, dass demokratisch verfasste Gemeinwesen auf bestimmten soziomorali-
schen Kompetenzen basieren, der Staat diese aber nicht sichern, reproduzieren 
oder erzwingen kann. Er, der Staat, könne seine inneren Regulierungskräfte 
„nicht von sich aus, das heißt mit den Mitteln des Rechtszwanges und autorita-
tiven Gebots, zu garantieren suchen“, sondern sei darauf angewiesen, dass sich 
das freiheitlich-demokratische Miteinander „aus der moralischen Substanz des 
einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft reguliert“ (Böckenförde 2007, 
S. 71). Folgt man Böckenförde und dem sich darauf beziehenden staatstheoreti-
schen Diskurs, so wird ersichtlich, dass der demokratische Verfassungsstaat 
Werte nicht verordnen darf, da er sonst sein eigenes Fundament der Liberalität, 
Vielfalt und Offenheit untergraben und aus einer pluralen eine formierte Gesell-
schaft machen würde (Münkler 2010; Schild 2019). 

Doch so wegweisend das Böckenförde-Theorem auf der einen Seite für das 
theoretische Verständnis moderner Demokratie ist, es kollidiert auf der anderen 
Seite mit der Praxis. Denn selbstverständlich nehmen auch demokratische Staa-
ten auf das Wertesystem ihrer Bürgerinnen und Bürger Einfluss (Honneth 2012). 
Sie sind in Kultur- und Weltanschauungsfragen nicht zurückhaltend und neut-
ral, sondern bemühen sich, im Wissen um die für sie existenzielle Bedeutung de-
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mokratischer Haltungen, Überzeugungen und Praktiken aktiv um deren Ver-
breitung und Vermittlung. Und das ist auch in der Bundesrepublik so. Der Staat 
hat hier, ebenfalls im Einklang mit dem Grundgesetz, Wege, Ansätze und Hebel 
entwickelt, um bei seinen Bürgerinnen und Bürgern demokratische Werte,  
Einstellungen und Sichtweisen zu verankern (Brumlik 2018). Er weiß um die es-
senzielle Bedeutung einer demokratischen Öffentlichkeit, betreibt eigene Medi-
enanstalten (wie den öffentlich-rechtlichen Rundfunk), unterhält vielfältige In-
formationsdienste, Akademien und Bildungseinrichtungen (Krüger 2019). 

Wem innerhalb dieses Wertevermittlungskomplexes selbstverständlich be-
sondere Aufmerksamkeit zuteil wird, sind die zukünftigen Generationen. Gerade 
sie stehen im Fokus des Staates – und das nicht erst, wenn sie unter die staatliche 
Schulpflicht fallen, sondern bereits früher. Doch damit Kleinkinder demokrati-
sche Verhaltensweisen nachempfinden können und um diese für sie erlebbar zu 
machen, hat der deutsche Staat einen komplexen, dem föderalen Aufbau der 
Bundesrepublik Rechnung tragenden Zugang gewählt. 

Kinder- und Jugendhilfegesetz 

Im Unterschied zu anderen europäischen Staaten, in denen frühkindliche För-
derung unmittelbarer Bestandteil des staatlichen Bildungswesens ist, ist die Kin-
dertagesbetreuung in Deutschland ordnungspolitisch der Kinder- und Jugend-
hilfe zugeordnet. Über diese, so die Begründung, lasse sich Hilfe für Familien, 
bedarfsorientierte Flexibilität, kindergerechte Methodik und Didaktik, eine Le-
bensweltorientierung und die Beteiligungsmöglichkeiten für Eltern besser her-
stellen als über die direkte Einbindung in das staatliche Bildungssystem auf Län-
derebene (Lakies/Beckmann 2019). 

Doch so eindeutig und ausgewogen diese bis in die Weimarer Republik zu-
rückreichende Entscheidung (Berger 2016) nun auf der einen Seite ist, sie bedeu-
tet nicht, dass die Kindertagesbetreuung in Deutschland nicht auch einen Bil-
dungsauftrag hat. Denn wie das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) 
hervorhebt, haben Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege nicht nur 
die Betreuung und Erziehung der Kinder sicherzustellen, sondern explizit auch 
deren Bildung: „(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Be-
treuung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und 
geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender 
Werte und Regeln ein“ (SGB VIII, § 22 Abs. 3). 

Bildung in öffentlich verantworteter Kindertagesbetreuung obliegt demzu-
folge nicht der Entscheidung einzelner Träger, Fachkräfte oder Kindertages-
pflegepersonen, sondern ergibt sich aus einem klaren Auftrag durch den Ge-
setzgeber. Dieser hat zuvorderst die soziale, emotionale, körperliche und 
geistige Entwicklung des Kindes im Blick, betont aber auch, dass der Förde-
rungsauftrag werteorientiert ist, dass also Kindertagesbetreuung Kindern all-
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gemeine, das soziale Zusammenleben prägende Werte, Normen und Regeln 
vermitteln müssen. 

Nicht nur die individuelle Förderung des Kindes ist daher eine zentrale ge-
setzliche Vorgabe, sondern ebenso das Aufzeigen grundlegender Sozialregeln. 
Auch sie sollen den Kindern in Abhängigkeit ihres konkreten Alters, Entwick-
lungstandes, ihrer Lebenssituation, ethnischer Herkunft, Interessen und Bedürf-
nisse beigebracht werden. Wie das allerdings im Konkreten geschehen soll, lässt 
das Kinder- und Jugendhilfegesetz offen (Franke-Meyer/Reyer 2015). Da der 
Bund hinsichtlich der Kinder- und Jugendbildung nur über eingeschränkte 
Kompetenzen verfügt, verzichtet er hier mit Rücksichtnahme auf das Verfas-
sungsprinzip des Föderalismus auf weitere Vorgaben und überlässt es den Län-
dern, für die unmittelbare Ausgestaltung des frühkindlichen Bildungsauftrages 
zu sorgen (Reuter 2003). 

Neben dem generellen Auftrag, Kindern in der Kindertagesbetreuung Bildung 
zuteilwerden zu lassen, verfügt das Kinder- und Jugendhilfegesetz über einen 
weiteren demokratiepädagogisch bedeutsamen Passus. Trotz des hohen Stellen-
werts, den es grundsätzlich den Eltern im Erziehungs- und Bildungsprozess zu-
schreibt, sichert das Gesetz in aller Deutlichkeit auch Kindern und Jugendlichen 
unveräußerliche Beteiligungsrechte zu. So heißt es gleich zu Beginn in Paragraf 
8, dass Kinder und Jugendliche entsprechend ihrem Entwicklungsstand in allen 
sie betreffenden Entscheidungen zu beteiligen seien (SGB VIII § 8). Träger müs-
sen sicherstellen, dass die Fachkräfte in Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungs-
fragen mit den Kindern zusammenarbeiten und sich unmittelbar an den Vorstel-
lungen, Wünschen und Bedürfnissen der Kinder orientieren (SGB VIII § 22a). 

Mit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes 2012 (ein mehrere Gesetze 
vereinendes Mantelgesetz) wurde die Beteiligung und aktive Einbeziehung von 
Kindern noch einmal gestärkt. Denn wie das SGB VIII in Paragraf 45 Absatz 2 
klarstellt, erhält eine Kindertageseinrichtung mittlerweile nur noch eine Be-
triebserlaubnis, wenn Kindern auch tatsächlich die Möglichkeit gegeben wird, 
sich in einer persönlichen Angelegenheit zu beschweren. 

Dienste und pädagogische Konzepte haben also all diesen Aspekten Rechnung 
zu tragen und müssen gegebenenfalls mit den Anhörungs- und Beteiligungsrech-
ten der Kinder in Einklang gebracht werden. Rechtlich sichert das Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz damit Kindern bereits in einem frühen Abschnitt ihres Lebens ei-
nen Subjektstatus zu, der seinerseits wiederum Voraussetzung für eine lebenslange 
aktive Mitwirkung im demokratisch verfassten Gemeinwesen ist. 

Bildungspläne der Länder 

Da das Grundgesetz die Regelungskompetenz für das Schul-, Hochschul- und 
Bildungswesen nicht dem Bund, sondern den Ländern zuschreibt (Artikel 30), 
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sind Letztere für die Bildung in Kindertageseinrichtungen zuständig. Seit dem 
sogenannten „PISA-Schock“ und der daraufhin einsetzenden öffentlichen De-
batte über die Qualität des deutschen Bildungswesens zu Beginn der 2000er-
Jahre ist der Leistungsdruck bei der Umsetzung dieser Aufgabe besonders groß 
(Beinzger/Diehm 2007). Zwar bezogen sich die Resultate der ersten PISA-Studie 
aus dem Jahr 2001 auf das deutsche Schulsystem, dennoch wurde angesichts der 
äußerst ernüchternden Ergebnisse anschließend nicht nur dieses, sondern mit 
ihm das gesamte Bildungssystem, einschließlich der frühkindlichen Bildung auf 
den Prüfstand gestellt. 

Die elementarpädagogische Arbeit in Deutschland wurde seitdem in jedem 
Bundesland mit einem eigenen Plan für die frühe Bildung in Kindertageseinrich-
tungen gestärkt. Die Kultus- und Jugendministerkonferenz betonte in ihrer weg-
weisenden Verständigung über die „Ausformung und Umsetzung des Bildungs-
auftrags der Kindertageseinrichtungen“ aus dem Jahr 2004 daher nicht nur den 
Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen ganz allgemein, sondern konkret 
auch die Notwendigkeit, auf Landesebene Vorgaben und Orientierungshilfen für 
die pädagogische Arbeit im Elementarbereich zu schaffen. „Bildungspläne im 
Elementarbereich“, heißt es im gemeinsamen Rahmen der Kultus- und Jugend-
ministerkonferenz vom 13./14. Mai und 03./04. Juni 2004, „präzisieren den zu 
Grunde gelegten Bildungsbegriff und beschreiben den eigenständigen Bildungs-
auftrag der Kindertageseinrichtungen, der in unmittelbarer Beziehung zu den 
weiteren Aufgaben der Erziehung und Betreuung steht. Sie verleihen den Bil-
dungsprozessen in den Kindertageseinrichtungen Transparenz und bieten Ori-
entierung für die Fachkräfte, Eltern und Lehrkräfte gleichermaßen. Bildungs-
pläne haben aber insbesondere die Aufgabe, die Grundlagen für eine frühe und 
individuelle Förderung der Kinder zu schaffen“ (Gemeinsamer Rahmen der Län-
der für die frühe Bildung in Kindertageseinrichtungen 2004, S. 30). 

Für die Kultus- und Jugendminister sind demnach im Hinblick auf die früh-
kindliche Bildung klar definierte Ziele, Aufgaben und Methoden in Form von 
allgemeinen Bildungsplänen unerlässlich22. Um dabei nun aber nicht in 16 
grundverschiedene Richtungen auseinanderzufallen, ist es für die Kultus- und 
Jugendministerkonferenz entscheidend, einen gemeinsamen „Orientierungsrah-
men“ für diese Bildungspläne zur Verfügung zu stellen. Dieser soll Vergleichbar-

                                                                                 

22  Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG/SGB VII § 4) gibt vor, dass die Länder bei der 
Gestaltung der Bildungspläne die inhaltliche Gestaltungsfreiheit der Träger zu berücksich-
tigen haben. Nicht das jeweilige Bundesland, sondern der einzelne Träger legt die inhalt-
lich-konzeptionelle Ausrichtung der Kindertageseinrichtungen fest, mit dem Effekt, dass 
dank dieser garantierten Trägerautonomie oder Trägerhoheit die Kita-Landschaft in 
Deutschland eine breite konzeptionelle Vielfalt aufweist. Einen Eindruck dieser Bandbreite 
vermitteln u.a. die in Kapitel 6 gesammelten Projekte und Initiativen zur Demokratiebil-
dung.  
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keit schaffen, der Verständigung zwischen den Ländern dienen und die kon-
sensualen Ziele der in Kindertageseinrichtungen praktizierten Bildungsarbeit 
skizzieren, ohne dabei den Ländern ihren bildungspolitischen Handlungsspiel-
raum zu nehmen (Gemeinsamer Rahmen der Länder für die frühe Bildung in 
Kindertageseinrichtungen 2004, S. 30). Inhaltlich sind es daher im Wesentlichen 
zwei Punkte, die der gemeinsame Rahmen der Kultus- und Jugendministerkon-
ferenz für die Bildungsarbeit im Elementarbereich hervorhebt, und zwar die Stär-
kung der persönlichen Fähigkeiten der Kinder sowie die Vermittlung grundle-
gender sozialer Kompetenzen23. „Der Schwerpunkt des Bildungsauftrags der 
Kindertageseinrichtungen liegt in der frühzeitigen Stärkung individueller Kom-
petenzen und Lerndispositionen, der Erweiterung, Unterstützung sowie Heraus-
forderung des kindlichen Forscherdranges, in der Werteerziehung, in der Förde-
rung, das Lernen zu lernen, und in der Weltaneignung in sozialen Kontexten“ 
(Gemeinsamer Rahmen der Länder für die frühe Bildung in Kindertageseinrich-
tungen 2004, S. 30). Die individuellen Fähigkeiten der Kinder, aber genauso ihre 
Sozialkompetenzen sind also für die Kultus- und Jugendministerkonferenz die 
entscheidenden Ziele der frühen Bildung. 

Angesichts dieser Verständigung auf der Ebene der Kultus- und Jugendminister 
ist es nicht weiter überraschend, dass die im gemeinsamen Rahmen formulierten 
allgemeinen Ziele auch in den einzelnen Bildungsplänen der Länder auftauchen. 
Die Bildungspläne haben nämlich, wie ein vergleichender Blick auf sie zeigt, trotz 
ihrer länderspezifischen Besonderheiten ähnliche Inhalte (Textor 2008). Sie be-
ginnen in der Regel mit grundlegenden Ausführungen zu Bildung, Erziehung 
und Betreuung im Elementarbereich und skizzieren bildungspolitische Leitideen 
sowie die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen innerhalb derer sich die früh-
pädagogische Arbeit bewegt (Gemeinsamer Rahmen der Länder für die frühe 
Bildung in Kindertageseinrichtungen 2004; Beinzger/Diehm 2007). 

Aus inhaltlicher Sicht ist sodann das Ziel nicht die Stärkung eines einzelnen 
Fachs, sondern die generelle Befähigung des Kindes. So heißt es beispielsweise in 
den Hamburger Bildungsempfehlungen: „Jedes Kind hat das Recht darauf im 
Verlauf seines ‚Kita-Lebens‘ mit Inhalten vertraut zu werden, die es in die Lage 
versetzen, sein gegenwärtiges und künftiges Leben aktiv, selbst bestimmt und 
verantwortungsvoll im Umgang mit natürlichen Ressourcen und anderen Men-

                                                                                 

23  Eine inhaltliche Bestätigung fand der Beschluss aus dem Jahr 2004 jüngst durch die Jugend- 
und Familienministerkonferenz vom 18./19. Mai 2017. Fachlich sei der gemeinsame Rah-
men im Kern nicht überholt, nichtsdestoweniger seien aber Überarbeitungen und Ergän-
zungen erforderlich; siehe hierzu: Jugend- und Familienministerkonferenz am 18./19. Mai 
2017, S. 16.; verfügbar unter:  

 https://www.bmfsfj.de/blob/136092/87443188114d2e5faccd0365ebac844e/jfmk-proto-
koll--quedlinburg-2019-data.pdf (19.12.2020) 

https://www.bmfsfj.de/blob/136092/87443188114d2e5faccd0365ebac844e/jfmk-proto-koll--quedlinburg-2019-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/136092/87443188114d2e5faccd0365ebac844e/jfmk-proto-koll--quedlinburg-2019-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/136092/87443188114d2e5faccd0365ebac844e/jfmk-proto-koll--quedlinburg-2019-data.pdf
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schen zu gestalten. Die Bildungsempfehlungen geben eine Orientierung, welche 
Inhalte zum Repertoire zeitgemäßer Kita-Pädagogik gehören“ (Freie und Han-
sestadt Hamburg 2012, S. 12). 

Was nun aber die Hamburger Bildungsempfehlungen, genauso wie die Bildungs-
pläne der anderen Bundesländer zusätzlich zu diesen von den Kindern zu erwer-
benden persönlichen Kompetenzen zum Gegenstand haben, ist der Bereich des 
sozialen Miteinanders, der demokratischen Teilhabe und Partizipation. Jeder 
Plan greift demnach – wenngleich natürlich in unterschiedlicher Form und in 
unterschiedlichem Ausmaß – den von der Kultus- und Jugendministerkonferenz 
beschlossenen Grundsatz der „Werteerziehung“ auf und verdeutlicht hierbei 
auch die Bedeutung, die das Prinzip der Demokratie für die elementarpädagogi-
sche Arbeit darstellt. 

So heißt es unter anderem im Bildungsplan des Landes Schleswig-Holstein, 
dass frühkindliche Bildungseinrichtungen demokratische Werte sowohl ver-
mitteln als auch selbst danach handeln sollen: „In Kindertageseinrichtungen er-
leben Kinder in der Regel das erste Mal außerhalb der Familie, wie eine Gemein-
schaft zwischen Kindern und Erwachsenen geregelt ist, wie Entscheidungen 
gefällt werden und welchen Einfluss sie auf diese Prozesse haben. Sie erleben, ob 
alle Entscheidungen von anderen gefällt werden oder ob ihre Stimme gehört 
wird und sie Einfluss auf die Gestaltung ihres unmittelbaren Alltags in der Ein-
richtung haben. Wenn Demokratie als Leitprinzip angewendet wird, sind Kin-
dertageseinrichtungen ein Lern- und Übungsfeld für demokratische politische 
Bildung und wirken als ‘Kinderstube der Demokratie‘ “ (Ministerium für Sozi-
ales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein 
2012, S. 14). 

Dass „gelebte Alltagsdemokratie“ in Kindertageseinrichtungen für die indi-
viduelle und soziale Entwicklung eines Kindes essenziell ist, auf Anerkennung 
und Pluralität ausgerichtete Kindertageseinrichtungen aber auch wichtige Orte 
dafür sind, das Wesen der Demokratie zu erlernen, heben ferner in besonderem 
Umfang die Bildungspläne Hessens und Bayerns hervor. So betont beispielsweise 
der Bayerische Bildungsplan, dass ein sozial und kooperativ ausgerichtetes Bil-
dungsgeschehen – also, ein von Abstimmung, Gespräch, Konsens- und Entschei-
dungsfindung geprägter Alltag in Kindertageseinrichtungen – essenziell für das 
Leben in einer demokratischen Gesellschaft ist (Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 2016, S. 53). Und im Bil-
dungsplan von Hessen heißt es in diesem Zusammenhang, dass die Beteiligung 
von Kindern an der Alltagsorganisation und -bewältigung in der Tageseinrich-
tung von zentraler Bedeutung für den Fortbestand der Demokratie sei. Die „ge-
schützte Öffentlichkeit“ der Kindertageseinrichtung stelle einen idealen Ort dar, 
um gemeinsames und gemeinschaftliches Handeln zu erproben. Kinderbeteili-
gung im Alltag sei daher „politische Bildung“, weil durch sie „Kinder erfahren, 
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wie öffentliches Leben in einer Demokratie funktioniert“ (Hessisches Ministe-
rium für Soziales und Integration 2016, S. 106). 

Was für das Erleben und Erlernen demokratischer Grundmechanismen in Kin-
dertageseinrichtungen des Weiteren von grundlegender Bedeutung ist – und sich 
dementsprechend auch in den Bildungsplänen der Länder findet –, ist der Hin-
weis auf ein partnerschaftliches Verhältnis zwischen Erwachsenen und Kind. Er-
fahren nämlich Kinder in ihrem Alltag das Prinzip der Gleichwertigkeit, werden 
sie also von Erwachsenen in ihrer Meinung, Haltung oder Sichtweise in den sie 
betreffenden Angelegenheiten berücksichtigt, lernen sie ein Verhaltensmuster, 
das Unterschiede anerkennt, diese erörtert und abschließend in Entscheidungen 
überführt. 

Das „Berliner Bildungsprogramm“ geht hier voran und hebt den Stellenwert 
einer Bildungs- und Erziehungspartnerschaft in besonderem Umfang hervor. 
„Eine vorgelebte demokratische, auf Beteiligung basierende Alltagskultur lässt 
Kinder wie Erwachsene spüren und erleben, dass man sie als Persönlichkeit wert-
schätzt und ihre Bedürfnisse, Interessen und Sichtweisen respektiert. In einer sol-
chen Umgebung können Kinder erfahren, wie es ist, in den Angelegenheiten, die 
einen selbst betreffen, mitentscheiden und mitbestimmen zu können“ (Senats-
verwaltung für Bildung 2014, S. 169). 

Aber nicht nur in Berlin, auch in den Bildungsempfehlungen für Kinderta-
gesstätten in Rheinland-Pfalz wird ausdrücklich empfohlen, Kinder zu selbst-
ständigem Handeln anzuregen und in Entscheidungen miteinzubeziehen: „Die 
Kinder sollen lernen, eigene Entscheidungen zu treffen und zu verantworten. 
Durch Partizipation im Alltag der Kindertagesstätte erleben Kinder zentrale 
Prinzipien von Demokratie. Partizipation setzt eine entsprechende Haltung von 
Erzieherinnen und Erziehern voraus, die sich in alltäglichen Handlungen und in 
besonderen Methoden wie z. B. der Kinderkonferenz widerspiegeln. Vorausset-
zungen hierzu sind, dass: die Beteiligung der Kinder als Planungs- und Hand-
lungsgrundsatz gilt, (…) die Kinder über Art und Dauer einzelner Aktivitäten in 
der Regel frei entscheiden können, (…) die Erzieherinnen und Erzieher die 
Wünsche und Interessen der Kinder ernst nehmen und mit ihnen zusammen 
planen, (…) Regeln mit Kindern gemeinsam ausgehandelt werden“ (Ministe-
rium für Bildung, Rheinland-Pfalz 2018, S. 98f.). 

Die Auffassung, dass der Dialog zwischen Kind und Erwachsenem nicht nur für 
die Organisation des Alltags bedeutsam ist, sondern auch auf das Leben in einer 
demokratischen Gesellschaft vorbereitet, wird nicht nur in Rheinland-Pfalz be-
tont. Auch in den Bildungsplänen der anderen Länder wird darauf hingewiesen, 
dass Kinder ein Recht auf Mitbestimmung haben und in Organisationsfragen di-
alogisch eingebunden werden müssen; ebenso, dass Mitsprache, Respekt und 
Partnerschaft eine demokratische Alltagskultur hervorbringen. Alle Bundeslän-
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der betonen daher explizit die Bedeutung der Meinungsvielfalt und erklären ihr 
Bestreben, Kinder bereits in Kindertageseinrichtungen zum Verbalisieren der ei-
genen Sichtweise zu befähigen. Der im gemeinsamen Rahmen der Kultus- und 
Jugendminister aus dem Jahr 2004 festgehaltene Anspruch, demokratische 
Werte in Kindertageseinrichtungen zu vermitteln und zu leben, wird in den Bil-
dungsplänen der Länder zwar unterschiedlich ausgelegt, doch in keinem einzel-
nen Plan übergangen. Ausgehend vom gemeinsamen Orientierungsrahmen ist 
damit die Grundlage gegeben, die pädagogische Arbeit in Kindertageseinrich-
tungen an wesentlichen Grundpfeilern des demokratischen Wertesystems aus-
zurichten. 

4.4 Überlegungen zu Demokratiebildung in Kitas 

Dass Kinder in der Bundesrepublik bereits im Elementarbereich mit den Grund-
lagen des demokratischen Wertesystems in Kontakt gelangen sollen, ist – anders 
als es auf den ersten Blick zu vermuten wäre – nicht allein das Ergebnis eines von 
Bund und Ländern erarbeiteten bildungspolitischen Arrangements, sondern 
gleichfalls die Umsetzung menschen- und kinderrechtlicher Vorgaben. Diese 
wurden sukzessiv seit dem Ende des Ersten Weltkrieges erkämpft, erstritten und 
erarbeitet – bis 1989 mit der „UN-Kinderrechtskonvention“ auf globaler Ebene 
und 1990 mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz auf nationaler Ebene jener ver-
bindliche Rahmen geschaffen war, der die Demokratiebildung in öffentlich ver-
antworteter Kindertagesbetreuung normativ absichert. Dass dieser rechtliche 
Rahmen existiert, kann aus demokratietheoretischer Sicht dementsprechend 
kaum hoch genug bewertet werden. 

Eine Demokratie funktioniert nur, wenn in ihr bestimmte unveräußerliche 
Grundrechte gelten. Diese müssen als eine Art demokratische Lebensbedingung 
existieren. Zudem müssen sie als gesetzt behandelt werden und dürfen im demo-
kratischen Prozess nicht suspendiert werden, da die Demokratie aufgrund ihres 
Strukturmerkmals, das Politische nach dem Willen der Mehrheit zu organisie-
ren, bestimmte „Sicherheitsschranken“ benötigt, unter die sie ihrer selbst willen 
nicht fallen darf. In anderen Worten: Grundlegende Rechte für Erwachsene und 
Kinder wie Personenschutz, Organisations- und Vereinsfreiheit, Meinungsäuße-
rungsfreiheit oder der Modus freier Wahlen stehen in der Demokratie nicht zur 
Disposition, da es sich hierbei unter anderem um die für die Demokratie erfor-
derlichen Voraussetzungen handelt (Cheneval 2015). 

Zu diesen wesentlichen Voraussetzungen zählt auch Bildung – und zwar bei 
Erwachsenen wie bei Kindern. Ohne sie kann sich ein Individuum nicht einbrin-
gen und partizipieren, kann kein freies und ökonomisch unabhängiges Leben 
führen; ohne sie kann aber eben auch eine Demokratie nicht funktionieren, wes-
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halb sich eine demokratisch verfasste Allgemeinheit zwingend um die (Werte-) 
Bildung der Jüngsten kümmern muss. 

Die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“, die „UN-Kinderrechts-
konvention“, die „Europäische Menschenrechtskonvention“, die „Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union“ und die nationale Gesetzgebung sind 
deshalb allesamt keine abstrakten Referenzen, sondern essenzielle Garantien für 
einen umfassenden und komplexen Demokratiebildungsprozess. Sie fordern – 
in unterschiedlichem Ausmaß und mit unterschiedlicher Wirkung – eine in der 
frühen Kindheit einsetzende Demokratie- und Wertebildung und fungieren da-
mit als eine Art „frühes Schutzschild“ gegenüber all jenen Kräften und Akteuren, 
die der Demokratie samt ihrer Werte kritisch bis feindlich gegenüberstehen. 

Dass demokratiepädagogische Maßnahmen weiter geschützt, gestärkt und 
ausgebaut werden müssen, ist demzufolge aus demokratietheoretischer Sicht un-
strittig. Forderungen, die auf eine Aufnahme von Kinderrechten in das Grund-
gesetz oder auf ein eigenständiges europäisches Kinderrechtsabkommen hinwir-
ken, unterstützen damit letzten Endes nicht nur das Wohl und den Schutz der 
Kinder, sondern auch das demokratische Gemeinwesen als Ganzes. 
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5 (Demokratische) Sozialisation  
und Werteentwicklung 

In den ersten Lebensjahren machen Kinder elementare Erfahrungen mit sich, 
mit anderen Menschen und den Dingen in der Welt. Sie bauen Beziehungen auf, 
entwickeln ihre Persönlichkeit weiter und werden Schritt für Schritt Teil eines 
sozialen Gefüges. Dieser Prozess der Aneignung von Selbst- und Weltverständ-
nis ist sozial, kommunikativ und damit auch normativ gerahmt. Dabei entwi-
ckeln Kinder soziale Kompetenzen, die durch das Werte- und Normensystem 
der jeweiligen Gesellschaft mit beeinflusst sind. Inwiefern Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene in der Lage sind, eine demokratische Gesellschaft mitzugestal-
ten, wird unter anderem von ihren Erfahrungen in der frühen Kindheit beein-
flusst. Institutionen der frühkindlichen Bildung haben daran einen Anteil. Im 
Folgenden werden wesentliche Aspekte für die Werteentwicklung und die (de-
mokratische) Sozialisation aufgezeigt und ihre Relevanz für die Institutionen frü-
her Bildung, Erziehung und Betreuung diskutiert. 

5.1 (Demokratische) Sozialisation 

Kinder wachsen in einer kulturell vorstrukturierten Welt auf, die sie maßgeblich 
in ihrer Entwicklung beeinflusst und auf die sie wiederum Einfluss nehmen. Die-
ser Vorgang der wechselseitigen Anpassung und Weiterentwicklung des Men-
schen in seiner Umwelt wird als Sozialisation bezeichnet. Damit gemeint ist der 
„Prozess, in dessen Verlauf sich der menschliche Organismus zu einer sozial 
handlungsfähigen Persönlichkeit bildet, die sich über den Lebenslauf hinweg  
in Auseinandersetzung mit den Lebensbedingungen weiterentwickelt“ (Hurrel-
mann/Ulich 1980, S. 78). 

Die Art und Weise, wie eine Gesellschaft das Zusammenleben in allen Berei-
chen des privaten und öffentlichen Lebens organisiert und welche normativen 
Richtlinien dabei für wichtig erachtet werden, bilden wesentliche Teile der kul-
turellen Umwelt. „Mit Kultur wird heute ein vielschichtiges Konglomerat von 
Wert- und Normvorstellungen sowie Konventionen im menschlichen Zusam-
menleben bezeichnet, die sich in Religion, Ethik, Recht, Technologie, Bildungs-
system, Wissenschaft und Kunst widerspiegelt“ (Ahnert 2008, S. 28). 

Kultur umfasst deutlich mehr als sprachliche oder schriftliche Übereinkünfte, sie 
beinhaltet alle nonverbalen kulturellen Praktiken, die über Symbole sowie Sinn- 
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und Handlungszusammenhänge in der Interaktion hergestellt werden. Auch die 
Gestaltung von Beziehungen sowie der Ausdruck von Gefühlen und der Umgang 
damit sind darin einbezogen (vgl. Ahnert 2008, S. 28). Kulturelle Wert- und 
Normvorstellungen werden in allen Kontexten deutlich und in einer individuel-
len Interpretation performativ hervorgebracht – so auch in der Familie oder in 
Institutionen der frühen Bildung, Betreuung und Erziehung. Wie das Zusam-
menleben in der Familie und in außerfamiliären Institutionen gestaltet ist, be-
stimmt deshalb mit, welche Vorstellungen Kinder von sich selbst und dem sozi-
alen Miteinander entwickeln. Dabei werden grundlegende Werte und Normen 
weitergetragen, miteinander ausgehandelt und verändert. 

Kultur ist veränderlich und in beständiger Entwicklung. Nachwachsende Ge-
nerationen übernehmen mimetisch das Regelwerk des sozialen Handelns und 
kulturellen Wissens vorhergehender Generationen. Rituale haben eine bedeu-
tende Funktion für Kontinuität und Veränderung der sozialen Organisation ei-
ner Kultur (Wulf 2005). Durch die performative Interpretation, Wiederholung 
und Nachahmung sozialer Regeln und die gleichzeitige Neuinterpretation wer-
den kulturelle Praktiken tradiert und parallel ständig weiterentwickelt. „Unter 
Wahrung der Kontinuität bietet sie [die Mimesis] Raum für Diskontinuität“ 
(ebd., S. 9). Dies umfasst soziale Werte, Rollenerwartungen, Formen des Um-
gangs in verschiedenen sozialen Gruppen gleichermaßen wie den Umgang mit 
der dinglichen Umwelt. Das Individuum mit seinen Voraussetzungen wird Teil 
einer sozialen Gemeinschaft und gestaltet diese aktiv mit. Es identifiziert sich mit 
sozialen Normen und Werten, entwickelt in Anlehnung daran sein eigenes Wert-
system und wird gleichzeitig sozial handlungsfähig innerhalb dieser spezifischen 
Gesellschaft (Gudjons 2012, S. 129). 

Familie und Orte der Kindertagesbetreuung als erste Sozialisationsinstanzen in 
der frühen Kindheit haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Sozialisation von 
Kindern. Dabei wirken nicht nur Werte und Normen des direkten familiären o-
der institutionellen Umfeldes, sondern die aller gesellschaftlichen Teilsysteme 
(Mikrosystem, Mesosystem, Exo- und Makrosystem) wechselseitig, als ineinan-
der verschachteltes dynamisches System auf die Sozialisationsbedingungen eines 
Individuums ein (Bronfenbrenner 1981). So beeinflussen beispielsweise gesell-
schaftliche Kommunikationssysteme, Rechte und Gesetze, kulturelle Werte, 
Normen und Konventionen oder die Regierungsformen indirekt die Sozialisa-
tion von jungen Kindern. 
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5.2 Entwicklung von (demokratischen) Werten und Moral 

Bereits in der frühen Kindheit werden wichtige Grundlagen für die Persönlich-
keitsentwicklung gelegt. Voraussetzung für eine gelingende soziale Entwicklung 
und für die Bereitschaft selbsttätig zu Lernen ist, dass Kinder sich wohlfühlen, in 
ihren Grundbedürfnissen anerkannt werden und sich als Teil der sozialen 
Gruppe erfahren (Laevers 2017; Ryan/Deci 2017). „All this indicates that their 
emotional well-being is in order and that their basic needs are satisfied: their 
physical needs, the need for tenderness and affection, for safety and clarity and 
for social recognition, the need to feel competent and the need for meaning in 
life (including moral values)” (Laevers 2017, S. 181). 

Die Entwicklung eines Werte- und Normensystems und von moralischem 
Handeln beginnt mit der Geburt (Keller 2008). Maßgeblich dafür sind genetische 
Anlagen und Erfahrungen, die Kinder in ihrem direkten Umfeld machen: in der 
Familie mit den zentralen Bezugspersonen und Geschwistern, im erweiterten fa-
miliären Umfeld und wenig später in den ersten außerfamiliären Institutionen. 

In der Interaktion mit erwachsenen Bindungspersonen erwerben Kleinkin-
der die nötigen Emotions- und Stressregulationskompetenzen, die Sicherheit 
bieten und Grundlagen für Exploration, Lernen und Partizipation legen (Gross-
mann u. a. 2017). Im Umgang mit Gleichaltrigen entwickeln Kinder Sozialkom-
petenzen und Ambiguitätstoleranz, lernen Spielregeln des sozialen Miteinanders 
und entwickeln ein Bild von sich selbst als Teil des sozialen Gefüges (Ittel u. a. 
2014). 

Entgegen früherer Annahmen – wie beispielsweise jenen, die den moralpsycho-
logischen Konzepten von Piaget und Kohlberg zugrunde liegen – zeigen aktuelle 
Forschungserkenntnisse, dass die Entwicklung von Empathie, prosozialem Ver-
halten und Moral schon in der frühen Kindheit einsetzt (Keller 2008; Siegler u. a. 
2016b). Moralische Urteile sind bei Handlungsentscheidungen beteiligt, wie das 
Abwägen, ob soziale Regeln und Konventionen eingehalten werden oder zum 
eigenen Vorteil gehandelt wird. Die Entwicklung vollzieht sich relativ systema-
tisch von früher Kindheit an und ist allgemeingültig über verschiedene Kulturen 
hinweg zu beobachten, sie wird allerdings in der Ausprägung durch kulturelle 
Wertvorstellungen beeinflusst. 

Kinder entwickeln zunächst eine Vorstellung von einfachen moralischen Re-
geln, Werten und Normen und im weiteren Verlauf ihrer Entwicklung eine in-
dividuelle moralische Motivation (Keller 2008). Sie unterscheiden schon im frü-
hen Kindergartenalter zwischen Angelegenheiten, die sie selbst betreffen (eigene 
Präferenzen), sozialen Konventionen (wie Sitten und Regeln der sozialen Ge-
meinschaft) oder moralischen Fragestellungen (Fragen von richtig und falsch o-
der eine Vorstellung von Gerechtigkeit). Schon mit zwei Jahren zeigen Kinder 
Schuldgefühle, was ein Zeichen für die Internalisierung von Regeln und Normen 
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sowie für die Ausbildung eines „Gewissens“ ist (Siegler u. a. 2016b, S. 561). Stu-
dien zeigen, dass bereits jüngere Kinder Überlegungen zu den Absichten von Be-
teiligten bei der Einschätzung von moralischen Fragen einbeziehen (Keller 2008). 
Sie können unterschiedliche soziale Regeln differenzieren und erkennen nicht 
unhinterfragt die Autorität von Erwachsenen oder Strafen als Grund für die Ein-
haltung von Regeln an. Außerdem haben sie Vorstellungen von Bereichen, über 
die sie persönlich entscheiden (Keller 2008). 

Für die Entwicklung von Moral sind neben der kognitiven Entwicklung die 
Ausbildung von Empathiefähigkeit und prosozialem Verhalten zentral. Empa-
thie, verstanden „als gefühlsmäßige Reaktion auf den Zustand anderer“ (Keller 
2007, S. 41) entwickelt sich von den undifferenzierten empathischen Reaktionen 
bei Säuglingen hin zu einer komplexen Fähigkeit, interpersonale und moralische 
Emotionen nachzuvollziehen und diese auch auf über den Moment hinaus exis-
tierende abstrakte gesellschaftliche Gruppen zu beziehen. Dabei entsteht zuneh-
mend die Fähigkeit zur Perspektivendezentrierung und zu prosozialem Verhal-
ten (Keller 2007). Eine wichtige Voraussetzung für Empathiefähigkeit und 
prosozialem Verhalten ist es, die Gefühle anderer zu erkennen und sich in deren 
Perspektive einzufühlen. Dafür sind Peer-to-Peer-Begegnungen bedeutsam. 

Empathische und prosoziale Handlungen zeigen bereits Kinder unter einem 
Jahr. So nehmen sie beispielsweise wahr, wenn jemand Hilfe braucht und versu-
chen zu trösten. Emotionen kommen bei der Entwicklung und Weiterentwick-
lung von individuellen und kollektiven Normen, Werten und Moral eine bedeut-
same Funktion zu (vgl. Huber 2019). Denn sie alle werden über Emotionen in 
der zwischenmenschlichen Interaktion vermittelt, transportiert und gesichert. 
Das heißt, „Emotionen und emotionale Markierungen – in Form der Wahrneh-
mung und Spiegelung eigener und fremder Emotionen sowie der Reflexion die-
ses Zusammenspiels in Abhängigkeit der situativen Bedingungen – ermöglichen 
erst die Ausbildung und Internalisierung von Wertvorstellungen und Normen 
im Kontext der individuellen Entwicklung“ (Huber 2019, S. 199). 

Normen werden weniger über die verbale Kommunikation als vielmehr über 
die emotionale Zustimmung oder Ablehnung eines sozial (un-)erwünschten 
Verhaltens innerhalb einer sozialen Gruppe gesteuert. Regelverletzendes Verhal-
ten wird beispielsweise kollektiv emotional negativ bewertet, sozial erwünschtes 
Verhalten über positive Emotionen und Zustimmung verstärkt. Über diese emo-
tionalen Steuerungsmechanismen werden auch soziale und normative Ordnun-
gen wie Zugehörigkeit oder Exklusion hergestellt (vgl. Huber 2019). 
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5.3 Demokratiebildung und soziale Ordnungen 

Frühpädagogische Settings sind für die individuelle Entwicklung jedes einzelnen 
Kindes von Bedeutung. Konstituiert sind sie durch soziale Ordnungen, die neben 
der Beziehung zu den pädagogischen Fachkräften in Gruppenbeziehungen zwi-
schen den Kindern sichtbar werden können. In der Gruppe ist jedes Kind Teil 
eines sozialen Gefüges, einer intragenerationalen Ordnung. Die Voraussetzun-
gen, die alle mitbringen, haben Einfluss darauf, ob sie sich in der Kindergruppe 
wohlfühlen, Freundschaften knüpfen, Spielinhalte und Abläufe mitgestalten und 
zugestandene Beteiligungsräume nutzen können. Alter, Entwicklungsstand, 
Temperament, Behinderung, sozialer Status und Bildungszugänge können dazu 
führen, dass sich Kinder mehr oder weniger einbringen, engagieren und beteili-
gen können. Schon bei Einjährigen sind Gruppenbildungen zu beobachten. Ei-
nige von ihnen treten hierbei dominanter auf und sind häufiger an Entscheidun-
gen für die Aktivitäten der Gruppe beteiligt. Im Kindergartenalter sind bereits 
klare Dominanzhierarchien zu beobachten (Siegler u. a. 2016a). 

Soziale Ordnungen gehen meist mit Hierarchien einher, in denen sich Rol-
lenzuschreibungen entwickeln können. Soziale Hierarchien können über Domi-
nanzkonzepte (Durchsetzungsvermögen wird mit Status verknüpft) erklärt  
werden oder über Aufmerksamkeitskonzepte (Häufigkeit der Aufmerksamkeits-
gewinnung wird mit Status verknüpft). Beide Erklärungsansätze verweisen da-
rauf, dass Kinder auf unterschiedliche Strategien zurückgreifen, um innerhalb 
einer Gruppe Aufmerksamkeit zu erhalten, Kontakt aufzunehmen, eigene Inte-
ressen durchzusetzen oder Spielvorschläge einzubringen. Empathie, Perspekti-
venübernahme und prosoziales Verhalten tragen positiv zur Akzeptanz in der 
Gruppe bei und erhöhen langfristig den Status in der Gruppe (Siegler 2016a). 

Freundschaften haben bereits für junge Kinder eine hohe Bedeutung, weil sie 
bessere Entwicklungsbedingungen für soziale und kognitive Fähigkeiten bieten. 
So entwickeln Kinder mit Freunden komplexere Spielabläufe, erproben häufiger 
Kooperation und Verhandlung und erhalten mehr Gelegenheiten, um Gefühle 
zu thematisieren. Dadurch können Kinder, die Freundschaften mit Gleichaltri-
gen erfahren, früher Kompetenzen für Perspektivwechsel und prosoziales Ver-
halten erlangen. Im Umkehrschluss erhalten Kinder, die weniger eng in Peer-
Beziehungen eingebunden sind oder die gar ausgegrenzt werden, weniger Gele-
genheiten, um die notwendigen Sozialkompetenzen auszubilden, Beziehungen 
zu anderen positiv zu gestalten und akzeptierte Mitglieder der Gruppe zu sein 
(Siegler u. a. 2016a). 

Forschungsbefunde belegen einen Zusammenhang zwischen der Bindungs-
qualität zu ersten Bezugspersonen und den Sozialkompetenzen, die Kinder ent-
wickeln und wiederum nutzen können, um Peer-Beziehungen zu gestalten. Auch 
Auswirkungen von Stress und Armut auf die Erziehungskompetenz der Eltern 
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können sich in den Sozialkompetenzen der Kinder niederschlagen (Siegler u. a. 
2016a). Darin liegt die Gefahr, dass Kinder mit weniger guten Startchancen dop-
pelt abgehängt werden: Sie tun sich tendenziell schwerer damit, Freundschaften 
zu schließen, wodurch sie wiederum seltener Gelegenheiten erhalten, dieses De-
fizit auszugleichen. 

Die Erfahrungen, die Kinder für ihre persönliche Entwicklung und für das Zu-
sammenleben mit der Gruppe in Kindertageseinrichtungen machen, haben po-
tenziell auch Einfluss darauf, wie sie mit Vielfalt und unterschiedlichen Wertvor-
stellungen umgehen. In den Sozialwissenschaften, in der Psychologie und auch 
in der Migrationsforschung wird dies seit den 1950er-Jahren unter dem Begriff 
Kontakthypothese diskutiert. Vorurteile und Diskriminierung werden demnach 
durch fehlenden Kontakt und die Wahrnehmung von Andersartigkeit befördert, 
während das Erleben und Herausstellen von Gemeinsamkeiten und Ähnlichkei-
ten Akzeptanz und Zugehörigkeit begründen kann (ursprünglich besprochen 
von Gordon Allport 1954). 

Neuere Literatur deutet jedoch darauf hin, dass Kontakt allein nicht ausrei-
chend ist. Positive Interaktion und gemeinsame Aktivitäten haben das Potenzial, 
nachhaltige Verständigung zu ermöglichen, während negativ gefärbter Kontakt 
Animositäten und Vorurteile verstärkt (z. B. Barlow u. a. 2012; Binder u. a. 
2009). Die Institutionen der Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege wer-
den in diesem Zusammenhang als wichtige Orte gesehen, die aktive, positive  
Begegnungen sowie Erfahrungen der vielschichtigen Inklusion und frühen, um-
fassenden Partizipation ermöglichen können (Becker-Stoll u. a. 2015). Den pä-
dagogischen Umgang mit – von Kindern ebenso wie von Erwachsenen vorge-
nommenen – Rollenzuschreibungen, die mit Diskriminierungen und einseitigen 
Sichtweisen einhergehen, machen beispielsweise der „Anti-Bias-Ansatz“ 
(Derman-Sparks 2013) sowie die deutsche Adaption der „Vorurteilsbewussten 
Bildung und Erziehung “ (Wagner u. a. 2013) zum Gegenstand (siehe Kapitel 6). 

5.4 Überlegungen zur Demokratiebildung in Kitas 

Frühkindliche Institutionen nehmen eine bedeutsame Funktion bei der kindli-
chen Entwicklung von Normen, Werten und moralischem Handeln ein. „Als 
erste wertebildende pädagogische Instanz“ (Schubarth 2016, S. 266) beeinflussen 
und ermöglichen Institutionen der frühkindlichen Bildung auf unterschiedliche 
Weise die Werteentwicklung. Die Kindertagesbetreuung bietet schon sehr jun-
gen Kindern ein außerfamiliäres Lernfeld, in dem sie soziomoralische Kompe-
tenzen ausprobieren und ausdifferenzieren können. So müssen Kinder in der 
Gruppe Interessen aushandeln, aufeinander Rücksicht nehmen oder Kompro-
misse schließen. Hier erhalten sie zahlreiche Möglichkeiten, Perspektivüber-
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nahme mit Gleichaltrigen zu üben und eine Vielfalt an kulturellen Normen ken-
nenzulernen. 

Abgesehen von dem Fokus auf die individuelle kindliche Entwicklung ist es für 
Fachkräfte in pädagogischen Kontexten wichtig wahrzunehmen, wie die Kinder 
untereinander agieren, welche Werte und Normen sie implizit oder explizit ver-
treten. Dadurch können auch Vorurteile anderen gegenüber oder Ausgrenzun-
gen proaktiv thematisiert werden. 

Pädagogische Fachkräfte gestalten auf implizite und explizite Weise das Zu-
sammenleben in der Kindertageseinrichtung. Sie müssen dementsprechend ein 
Bewusstsein dafür haben, dass auch ihre Interaktionen im Team und mit den 
Kindern, die Interaktionen der Kinder untereinander ebenso wie die alltäglich 
wiederkehrenden Situationen und Rituale (Morgenkreis, Mittagessen, Begrü-
ßung, Verabschiedung von Kindern und Familien) bereits Werte und Normen 
transportieren. Fachkräfte können durch die Gestaltung des Alltags bewusst 
Lerngelegenheiten für alle Kinder schaffen und somit Einfluss auf das soziale 
Miteinander nehmen. Wilfried Schubarth (2016) regt an, Fachkräfte bei dieser 
anspruchsvollen Aufgabe zu unterstützen, indem in der Ausbildung ebenso wie 
in Fort- und Weiterbildungen beispielsweise deren selbstreflexive Kompetenzen 
gestärkt werden, um eigene handlungsleitende Normen, Werte und Erziehungs-
ziele zu reflektieren. 

Bei der Gestaltung pädagogischer Situationen muss bedacht werden, dass nicht 
alle Kinder zu jedem Zeitpunkt in jedem Kontext und in gleicher Weise über 
Kompetenzen und Fähigkeiten verfügen, um sich aktiv zu beteiligen. Beteili-
gungsformate wie Kinderkonferenzen oder Abstimmungsformen führen daher 
nicht notwendigerweise dazu, dass sich (alle) Kinder als selbstwirksam erleben. 
So kann u. a. aus der PINKS-Studie (Neumann u. a. 2019) abgeleitet werden, dass 
Beteiligungsformate bestimmte Kompetenzen voraussetzen – wie die verbale 
Ausdrucksweise, das Verstehen von Regelwerken oder soziales Aushandeln – 
über die Kinder u. a. aufgrund ihrer sozialen Herkunft unterschiedlich verfügen 
(Lokhande 2016). Beteiligungsformen können so die Akteurschaft von Kindern 
begrenzen und für eine Teilgruppe herausfordernde Rahmenbedingungen setzen 
(Neumann u. a. 2019). Da „eine Verbesserung der Möglichkeiten für alle meist 
diejenigen begünstigen wird, die fähiger sind, sie auszunützen, und oft zunächst 
die Ungleichheiten vergrößern wird“ (Hayek nach Oelkers 2000, S. 342), stellen 
sich die Fragen, unter welchen Umständen auch Beteiligungsverfahren dazu bei-
tragen, bestehende Ungleichheiten zu verstärken und unter welchen Bedingun-
gen diese abgefedert oder gar ausgeglichen werden können. Hierzu bedarf es wei-
terer Forschung. 

Insgesamt wird jedoch bestätigt, dass die Gestaltung des Zusammenlebens in 
Institutionen der Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege in der Gegen-
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wart einen wichtigen Grundstein für eine Kultur des Miteinanders in der Zu-
kunft legt (Hurrelmann 2003). Und nachdem die Kultur des Umgangs miteinan-
der, der Werte und Normen des Miteinanders innerhalb der Kindergruppe und 
der Institution Kita Einfluss auf die soziale Entwicklung von Kindern hat, ist jede 
Gesellschaft, die das Zusammenleben an demokratischen Grundwerten weiter 
orientieren, diese erhalten und erneuern will, darauf angewiesen, dass auch das 
Zusammenleben in Institutionen der Kindertagesbetreuung von demokrati-
schen Werten getragen ist. 
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6 Demokratiebildung in frühpädagogischen 
Konzepten, Initiativen und Praxisprojekten 

Die Geschichte der Theorie und Praxis der Betreuung, Bildung und Erziehung in 
der frühen Kindheit ist eng an unterschiedliche Entwicklungsstränge der postin-
dustriellen und industriellen Gesellschaft Ende des 18. und Anfang des 19. Jahr-
hunderts gekoppelt1 – z. B. an dem Aufweichen der großfamiliären „Wirtschafts-
einheit“ oder an der großflächigen Verarmung, mit der Familien quer durch die 
Gesellschaft zu kämpfen hatten. Insbesondere die Tatsache, dass Kinder durch 
den Pauperismus in unzureichenden Erziehungs- und Betreuungsverhältnissen 
aufwuchsen, beförderte die Entstehung von „Kinderbewahranstalten“, Kleinkin-
derschulen oder Kindergärten (Franke-Meyer/Reyer 2015). In Folge übernah-
men öffentliche Institutionen aus unterschiedlichen historischen Kontexten her-
aus mehr und mehr Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsaufgaben (Grell 
2018). 

Aktuell kann in der frühen Kindheit von einer Normalisierung der Instituti-
onalisierung gesprochen werden (Baader u. a. 2014), da nahezu alle Kinder in 
Deutschland bis zum Schuleintritt eine Kita besuchen (Rauschenbach 2016). Mit 
der Herausbildung und dem zunehmenden Bedeutungszuwachs, den Institutio-
nen der frühkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung erfahren haben, hat 
sich auch die Entwicklung frühpädagogischer Theorien, Konzepte und Ansätze 
in ihrem Bezug zu gesellschaftlichen und gesellschaftspolitischen Aufgaben aus-
differenziert. 

Pädagogische Konzepte halten elementardidaktische Überlegungen zur „Orga-
nisation, Konzeption und praktische[n] Umsetzung von Lernprozesse[n] in 
Kitas und Krippen“ fest (Neuß 2018, S. 12). Als Handlungskonzepte enthalten 
sie immer implizit oder explizit Überlegungen (ein Bild vom Kind) zu anthropo-
logischen Annahmen und der Art und Weise, wie Kinder lernen, und implizieren 
„eine Einheit von Wissen (über das Kind), von normierten Bewertungen (seines 

                                                                                 

1  Laut Jürgen Kocka setzt die Industrialisierung der europäischen Gesellschaften im 18. Jahr-
hundert in England ein und erreicht von dort in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
weite Teile des europäischen Kontinents. Deutschland zählt laut Kocka zu jenen Ländern 
Kontinentaleuropas, in denen sich die Industrialisierung bereits früh im 19. Jahrhundert  
bemerkbar macht. Mit dem Begriff der Industrialisierung verweist Kocka auf einen umfas-
senden sozioökonomischen Wandlungsprozess, der technisch-organisatorische Innovati-
onen, die Ausbreitung neuer Energiequellen sowie die Verbreitung der Fabrik als sozialen 
Ort umschließt (vgl. Kocka 2013 S. 80). 
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Soseins und Werdens) und von ethischen Gesinnungen, die wir in die Erziehung 
des Kindes einbringen“ (Schmidt 1991, S. 1). Daraus werden didaktische Ablei-
tungen zur Gestaltung des pädagogischen Settings und zu der Rolle formuliert, 
die Erwachsene dabei einnehmen, ebenso Ziele, die mit der pädagogischen Ar-
beit für das Kind, aber auch für die Gesellschaft erreicht werden sollen. 

Dadurch sind pädagogische Konzepte als ein „definiertes System pädagogi-
scher Überzeugungen“ zu verstehen (Knauf u. a. 2007, S. 13) – ein System, wel-
ches immer im Kontext historisch-gesellschaftlicher Bedingungen zu lesen ist 
und verstanden werden muss als Ausdruck der Vorstellungen über das Aufwach-
sen in der gegebenen gesellschaftlichen Ordnung und damit verknüpften Zu-
kunftsentwürfen. 

Durch die aktuelle Krise der Demokratie (Lammert/Vormann 2017; Levitsky 
u. a. 2018) werden auch pädagogische Konzepte und Praxisprojekte mehr und 
mehr daraufhin hinterfragt, ob sie einen Beitrag zu dem Erhalt und der Erneue-
rung der demokratischen Gesellschaft leisten können – und wenn ja, welchen 
(Molthagen 2017; Bundesjugendkuratorium 2017). Im Folgenden (6.1) werden 
deshalb bedeutsame klassische und ausgewählte aktuelle frühpädagogische An-
sätze in den Blick genommen, entlang wesentlicher Charakteristika beschrieben 
(z. B. ihre gesellschaftspolitisch-historische Einbettung, Bildungsziele, das zu-
grunde liegende Bild vom Kind, didaktische Überlegungen, die Rolle von Er-
wachsenen) und mit Blick auf Überlegungen zur Demokratiebildung reflektiert. 
In 6.2 werden exemplarisch aktuelle pädagogische Praxiskonzepte, Initiativen 
und Unterstützungsangebote mit Bezug zur Demokratiebildung im Überblick 
dargestellt und abschließend resümiert. 

6.1 Demokratiebildung in klassischen und neueren  
frühpädagogischen Ansätzen 

Die theoretischen Überlegungen und praktischen Ansätze bedeutender Pädago-
ginnen und Pädagogen der frühen Kindheit werfen Grundfragen der Pädagogik 
auf und weisen auf Antinomien hin, die ihre Gültigkeit nie verlieren, z. B. auf die 
Mündigkeit und pädagogische Einflussnahme, die Zielorientierung und Unplan-
barkeit von Erziehung oder auf die Spontaneität und situative Herausforderung. 
Im Folgenden sollen drei für die Entwicklung der frühen Kindheit bedeutende 
Pädagoginnen und Pädagogen vorgestellt werden – Friedrich Fröbel, Maria 
Montessori und Célestine Freinet. Sie alle haben ihre theoretischen Überlegun-
gen mit pädagogisch-didaktischen Ableitungen verknüpft und können als Weg-
bereiter für aktuelle frühpädagogische Diskurse gerade im Kontext von Demo-
kratiebildung angesehen werden. 

Im Anschluss daran werden zwei aktuelle frühpädagogische Ansätze vorge-
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stellt, die für den Diskurs über die Demokratiebildung in der frühen Kindheit 
besonders ertragreich erscheinen: der Situationsansatz mit seiner Spezifizierung 
in der vorurteilsbewussten Bildung und Erziehung und die Reggio-Pädagogik. 
Diese Vorstellung erhebt nicht den Anspruch, eine vollständige, systematische 
Betrachtung innerhalb der Entwicklung von demokratierelevanten Aspekten der 
Frühpädagogik zu sein. Es ist eine Beleuchtung zweier beispielgebender Zugänge, 
die zentrale Ansätze für den Diskurs um Bildung und Demokratie aufzeigen. 

Zur „Menschwerdung“ des Kindes – Friedrich Fröbel (1782–1852) 

Die erziehungstheoretischen und -praktischen Beiträge Friedrich Fröbels sind 
für die Entwicklung und die Aufgaben der heutigen institutionellen Kindergar-
tengartenbetreuung fundamental. Mit seinem Werk „Die Menscherziehung“ von 
1826 – die erste umfassende pädagogische Anthropologie für die frühen Jahre – 
bereitet Fröbel einer Pädagogik für die frühe Kindheit den Weg, und mit der Be-
zeichnung des „Kinder-Gartens“ legt er eine Spur bis in die Gegenwart. 

Fröbels primäres Anliegen gilt der Spielpflege in der Kindheit. Damit tritt er 
aktiv gegen die „Zerfallserscheinungen seiner Zeit“ ein (Franke-Meyer/Reyer 
2015, S. 212), insbesondere in den Familien, und den daraus folgenden Vernach-
lässigungen von Kindern. Seine pädagogisch-didaktischen Überlegungen sind 
als pädagogisches Prinzip zu verstehen, das nicht explizit für außerfamiliäre Orte 
konzeptioniert ist, sondern vordergründig dort wirken soll, wo sich Kinder auf-
halten. Der „Kinder-Garten“ ist demnach nicht von Anfang an als ein außerfa-
miliärer Ort konzipiert. So hat Fröbel zu Beginn seines Schaffens auch mit seinen 
„Mutter- und Koseliedern“ die Stärkung der Aufgaben der Mutter in der Familie 
im Blick. Erst im späteren Verlauf verlagert sich dies mit der Eröffnung der ersten 
„Kinder-Gärten“ als Modellorte für Mütter und junge Frauen hin zu außerfami-
liären Institutionen, in denen geschulte Kinderpflegerinnen erzieherische Auf-
gaben übernehmen (Franke-Meyer/Reyer 2015). 

Friedrich Fröbels pädagogische Überlegungen sind durch die historische Nähe 
zu den bildungstheoretischen Entwürfen des deutschen Idealismus und Neuhu-
manismus geprägt (Grell 2018). Allem Leben liegt laut Fröbel „ein einheitlicher 
göttlicher Plan“ zugrunde, das sogenannte „sphärische Gesetz“ (Kasüschke 2018, 
S. 32). Dieser Plan kommt über die Einzigartigkeit jedes einzelnen Lebewesens 
und gleichzeitig über dessen Mannigfaltigkeit zum Ausdruck (ebd.). 

Fröbels Verständnis nach beginnt Entwicklung mit der Geburt des Kindes. 
Eine wesentliche Bedeutung für die kindliche Entwicklung spricht er der Sin-
nestätigkeit des Kindes im Spiel zu, der er nicht nur eine mechanische Funktion 
für die kognitive Entwicklung zuschreibt, sondern auch ein eigenes Erkenntnis-
potenzial. Damit schafft Fröbel einen Zusammenhang zwischen leiblich-sinnli-
cher Wahrnehmung und kognitiver Erkenntnis (Franke-Meyer/Reyer 2015, 
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S. 208): „Spielen, Spiel ist die höchste Stufe der Kindesentwicklung, der Men-
schenentwicklung dieser Zeit; denn es ist die freitätige Darstellung des Inneren“ 
(Fröbel nach Franke-Meyer/Reyer 2015, S. 209). 

Den Kern der pädagogischen Überlegungen Fröbels bilden deshalb der Be-
griff und die Praxis der „Spielpflege“. Darunter versteht der Pädagoge eine an 
Kindern im vorschulischen Alter angepasste Form von Unterricht, die deren na-
türlichen Beschäftigungstrieb aufgreift und den Prozess der kindlichen Welt- 
und Selbsterschließung durch eine breite Palette an Spielgaben und Angeboten 
anregt; dafür orientiert er sich an geometrischen Grundformen (Kugel, Würfel, 
Walze). Eine zentrale und vielschichtige Rolle kommt in Fröbels Pädagogik der 
Erzieherin zu. Sie regt die Kinder zum Spielen an, indem sie „sich als Mitspielerin 
behutsam lenkend (‚nachgehend‘ wenn nötig auch ‚vorschreibend‘ und ‚beleh-
rend‘) an den Spielen der Kinder beteiligt und in ihrer Person und zugleich als 
Vorbild und Modell (‚Bildemittel‘) für eine ‚in sich selbst einige‘, d. h. bewusste, 
von Achtung für Gott, Mitmenschen und Natur getragenen Lebensführung, in 
Erscheinung tritt“ (Grell 2018, S. 122). 

Der fundamentale Beitrag von Fröbels Pädagogik ist – auch für heutige Überle-
gungen zur Demokratiebildung – die (inzwischen selbstverständlich erschei-
nende) Bedeutsamkeit, die er der frühkindlichen Entwicklung für die Men-
schwerdung des Kindes und für das Erwachsenenalter beimisst: „Darum ist 
schon diese erste Stufe der Menschenentwicklung für den Menschen, für dessen 
Gegenwart und Zukunft so über alle Beschreibung wichtig. Es ist hochwichtig für 
des Menschen gegenwärtiges und künftiges Leben, dass der Mensch auf dieser 
Stufe nichts Krankes, Niederes, Gemeines, nichts Zweideutiges, ja Schlechtes ein-
sauge. Rein soll darum der Blick, der Gesichtsausdruck der Umgebenden, fest 
und sicher, Vertrauen erweckend und Vertrauen nährend, rein und klar soll jede 
Umgebung selbst sein“ (Fröbel 2013, S. 36f.). 

Erwachsene müssen Verantwortung für die Entwicklung des Kindes über-
nehmen. Mit der Förderung der Selbsttätigkeit des Kindes, die Fröbel in seiner 
Spieltheorie verankert, soll die Basis für eine selbstbestimmte Persönlichkeit ge-
legt werden (ebd., S. 209). So wendet er seine zunächst sozialpädagogische Moti-
vation – die Vermeidung von Leid und Vernachlässigung – in das Ziel der „gu-
ten“ Menschwerdung um, welches das eigene Wohl und das der anderen 
umfasst: „Die Quellen alles Guten ruhen in ihm [dem Spiel], gehen von ihm her-
vor; ein Kind, welches tüchtig, selbsttätig still, ausdauernd, ausdauernd bis zur 
körperlichen Ermüdung spielt, wird gewiss auch ein tüchtiger, stiller, ausdauern-
der, Fremd- und Eigenwohl mit Aufopferung befördernder Mensch“ (Fröbel 
2013, S. 69). 
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Die Kraft der Selbsttätigkeit – Maria Montessori (1870–1952) 

Maria Montessori, die erste im Fach Medizin promovierte Frau Italiens, orien-
tiert sich in der Entwicklung ihrer pädagogischen Arbeiten streng an den wissen-
schaftlichen Prinzipien des Positivismus sowie an einer biologisch orientierten 
Entwicklungstheorie. Ausgehend von der Annahme, dass ein innerer Entwick-
lungsbauplan, der sich über „sensible Perioden“ hin vollzieht (Franke-
Meyer/Reyer 2015, S. 254) und die kindliche Entwicklung maßgeblich struktu-
riert, entwickelt sie eine praktische Pädagogik, die auf dem Prinzip der Selbsttä-
tigkeit des Kindes in einer von Erwachsenen vorbereiteten Umgebung fußt. 

Mit ihrem Fokus auf das Prinzip der Selbsttätigkeit des Kindes bereitet Maria 
Montessori in der pädagogischen Arbeit der frühen Kindheit den Boden für die 
systematische Berücksichtigung der Eigenaktivität von Kindern. Darin liegt ihr 
historischer Beitrag für eine kindorientierte Frühpädagogik, wie sie heute viel-
fach proklamiert wird und die für die Demokratiebildung bedeutend ist. Zeitle-
bens arbeitet sie hoch engagiert an der Weiterentwicklung und Verbesserung ih-
rer Arbeit und hinterlässt damit weltweit ihre Spuren. 

Maria Montessori spezialisiert sich um die Jahrhundertwende auf die Kinder-
heilkunde. Als Assistenzärztin in einer psychiatrischen Klinik nähert sie sich 
mehr und mehr auch pädagogischen Fragen. Auslöser dafür sind ihre Beobach-
tungen, dass Kinder bereits früh zu besonderen Aufmerksamkeitsleistungen fä-
hig sind und Förderung deren Entwicklung positiv beeinflussen kann. Montes-
sori vertritt die Meinung, dass Kinder diese Fähigkeit nur unter bestimmten 
äußeren Bedingungen entwickeln – in einer anregenden Umgebung und in der 
Freiheit, sich hier selbsttätig auszuprobieren. 

In diesem Prozess der Selbsttätigkeit kommt den Phasen hochgradiger kon-
zentrierter Aufmerksamkeit eine große Bedeutung zu. Momente, in denen das 
Kind tiefgreifende und nachhaltig wirksame Transformations- und Verstehens-
prozesse vollzieht, bezeichnet Maria Montessori als „Polarisierung der Aufmerk-
samkeit“ (Montessori 1976 nach Franke-Meyer/Reyer 2015, S. 255). Bildung 
wird in diesen Situationen für Außenstehende sichtbar und beobachtbar. Diese 
Konzentrationsmomente erkennt Montessori zwar als spontan, aber nicht als  
zufällig; sie bemerkt, dass sie im Zusammenhang mit gewissen äußeren Bedin-
gungen stehen, die die Aufmerksamkeitswahrscheinlichkeit erhöhen. Auch diese 
Zusammenhänge sind nach Montessori beobachtbar und wissenschaftlich ermit-
telbar (Franke-Meyer/Reyer 2015). 

Aus ihren Beobachtungen zieht Maria Montessori zwei für ihre späteren päda-
gogischen Überlegungen zentrale Schlussfolgerungen. Sie verknüpft, erstens, die 
sinnliche Wahrnehmung von Kindern mit deren kognitiver Erkenntnis und ver-
bindet sie zu einer Funktionseinheit (Franke-Meyer/Reyer 2015), bei der das 
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Prinzip der Selbsttätigkeit von zentraler Bedeutung ist: „Das Kind bildet von sich 
aus den zukünftigen Menschen, indem es seine Umwelt absorbiert“ (Montessori 
nach Franke-Meyer/Reyer 2015, S. 254). Zweitens betont Montessori die Bedeut-
samkeit der Umgebung für die kindliche Entwicklung. Kinder nehmen die Um-
gebung auf und verarbeiten sie nach ihren biologischen Möglichkeiten (ebd.). 
Demnach brauchen sie Gelegenheiten, um ihre Kräfte selbsttätig zu üben. 

Bei der Transformation der gemachten Beobachtungen in die praktische Pä-
dagogik liegt das Hauptaugenmerk Maria Montessoris deshalb auf dem Prinzip 
der Selbsttätigkeit des Kindes und auf eine vorbereitete Umgebung. Letztere wird 
hauptsächlich von Materialien bestimmt für deren Konstruktion entwicklungs-
psychologische Gesichtspunkte maßgeblich sind. Diese ermöglichen es den Kin-
dern, sich selbsttätig auszuprobieren, ihre „unsortierten, sinnlichen Erfahrungen 
geistig zu ordnen“ (Kasüschke 2018, S. 35) sowie kognitive und soziale Kompe-
tenzen zu entwickeln. Als zentrale Entwicklungsbereiche betrachtet Maria Mon-
tessori die Anregung der Sinne, die Mathematik, die Sprache und Tätigkeiten des 
Alltags (vgl. Franke-Meyer/Reyer 2015). 

Die pädagogischen Fachkräfte nehmen in der Montessori-Pädagogik eine assis-
tierende Rolle ein, sie sollen sich so wenig wie möglich in die Selbsttätigkeit des 
Kindes einmischen, um diese zu fördern. Somit weist Maria Montessori den 
Fachkräften eine zum damaligen Zeitpunkt neue und ungewohnte Rolle zu: De-
ren Hauptaufgaben bestehen darin, die Umgebung vorzubereiten und Übungen 
anzuleiten. Durch systematische Beobachtungen sollen zudem Einflussfaktoren 
identifiziert werden, die die kindliche Konzentration fördern und Bildungsereig-
nisse begünstigen. Aus Montessoris Sicht brauchen Erziehende dazu eine wis-
senschaftlich-experimentelle Grundhaltung, weil sie es ihnen ermöglicht, die 
Wirkungen ihrer Arbeit auf die Kinder zu beobachten, zu beurteilen und ggf. zu 
modifizieren. 

Ein weiterer bedeutender Beitrag Maria Montessoris ist hier zu erwähnen: Sie 
beginnt ihre eigenständige pädagogische Arbeit in einem römischen Elendsvier-
tel, wo sie 1907 ihr erstes „Casa dei Bambini“ für sozial schwache Familien eröff-
net (Kasüschke 2018, S. 35). Außerfamiliäre Bildung sieht sie als eine Möglich-
keit des sozialen Fortschritts für Kinder, Familien und Mütter – nicht als eine 
„Notlösung für eine Aufgabe, die eigentlich in den privaten Raum der Familie 
gehöre“ (Franke-Meyer/Reyer 2015, S. 257). 

Die sozialpolitische Rahmung ihrer Pädagogik ist gleichzeitig als eine „Funda-
mentalkritik an der privaten Kleinfamilie“ (ebd., S. 257) und der Mutterrolle zu 
deuten. Montessori löst damit die Erziehungs- und Bildungsaufgabe nachwachsen-
der Generationen aus der alleinigen Verantwortung der Familie bzw. der Mutter. 
Damit trägt sie dazu bei, diese Aufgabe auch in der Gesellschaft zu verorten und 
die Entwicklung von Kindern als sozialpolitische Frage zu behandeln. 
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Freiheit, Gemeinschaft und Demokratie – Célestine Freinet (1896–1966) 

Der französischer Schulpädagoge Célestine Freinet entwickelt, beeinflusst von 
kommunistischen und reformpädagogischen Bewegungen zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts, eine Pädagogik und Didaktik für die Schule, die konsequent von 
demokratischen Prinzipien geleitet wird. Freinets Pädagogik entwickelt sich aus 
einem starken sozialpolitischen Motiv heraus. Der aus einer kinderreichen, ärm-
lichen Bauernfamilie stammende Pädagoge kann nur mithilfe von Empfehlun-
gen und intensiver Unterstützung durch seinen Lehrer ein Lehramtsstudium 
aufnehmen. Dieser Hintergrund prägt lebenslang seine Arbeit – Freinets theore-
tische und praktische Überlegungen sind von der Idee durchzogen, „allen Kin-
dern aller Volksschichten ohne Unterschiede des Standes die gleichen Ausbil-
dungschancen zu eröffnen“ (Jörg 1999, S. 94). Damit will er dazu beitragen, 
soziale Ungerechtigkeit zu reduzieren und gerechtere gesellschaftliche Verhält-
nisse zu schaffen (Jörg 1999). 

In Deutschland wurde die ursprünglich für die Schule konzipierte Freinet-Päda-
gogik erst in den letzten 30 Jahren über vielfältige praktische Impulse sowie im 
theoretischen Diskurs2 für die Kindertagesbetreuung adaptiert; inzwischen ist sie 
deutschlandweit anerkannt (Neuß 2018). Die herausragende Bedeutung von 
Freinets theoretischen und praktischen Beiträgen liegt in seiner konsequenten 
Berücksichtigung und Anerkennung der kindlichen Individualität und Bedürf-
nisse von Geburt an. Freinet betont in seiner Pädagogik die Bedeutsamkeit der 
Selbstbildungsfähigkeiten sowie der autodidaktischen und gestalterischen Kom-
petenzen für die Entwicklung der Kinder. Es muss berücksichtigt werden, dass 
jedes Kind das Bedürfnis hat, unabhängig, handlungsfähig und gleichzeitig Teil 
einer Gemeinschaft zu sein. 

Für die kindliche Entwicklung sind nach Célestine Freinet drei Entwicklungs-
richtungen maßgeblich: Selbstständigkeit und Kompetenz, Produktivität und 
Selbsttätigkeit, Gemeinsamkeit und Partizipation (Teigeler 1999). In der Konse-
quenz daraus ist eine Pädagogik entstanden, die sich maßgeblich durch freie Ge-
staltungs- und Mitbestimmungsspielräume sowie durch das Zutrauen in die 
Kompetenzen von Kindern definiert. Freinet ermöglicht es Kindern von Anfang 
an, ihre Lernprozesse individuell zu gestalten sowie Mitbestimmung und Mitver-
antwortung in der sozialen Gruppe und in der Bildungseinrichtung zu überneh-
men. Weiter betont er, wie wichtig es ist, Lernen durch Erfahrung in realen Le-
bensbezügen zu ermöglichen. Nur so entwickeln Kinder seiner Ansicht nach die 

                                                                                 

2  u. a. durch Bernhard Vogt und Lothar Klein 
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Kräfte, die sie zur Gestaltung und Bewältigung zukünftiger Aufgaben brauchen 
(Jörg 1999). 

Diese Grundannahmen Freinets finden sich in seinen methodisch-didakti-
schen Ableitungen sowie in der Raumgestaltung und Organisation des Schulall-
tages wieder. Seine pädagogischen Prinzipien wurden inzwischen auch in der 
Frühpädagogik aufgegriffen, weiterentwickelt und auf die Kindertagesbetreuung 
übertragen (Henneberg u. a. 2010). 

Die wesentlichen Charakteristika von Célestine Freinets Pädagogik sind im De-
tail folgende: 
1. eine demokratische und transparente Organisation der Gemeinschaft (bei-

spielsweise durch: eine gemeinsam entwickelte Verfassung, Klassen- und 
Schulräte, Kinderkonferenzen, Ämterverteilung an alle Kinder für alltägliche 
Aufgaben, Wandzeitungen und Tafeln zur Dokumentation, Benutzerhand-
bücher u. a.) 

2. Individualisierung von Lernprozessen (z. B. mithilfe von individuellen Lern-
plänen und Wochenplänen), freie Gestaltung (wer, wann, mit wem und wie 
Themen bearbeitet), Diplome ohne Leistungsvergleich, Präsentationen von 
Themenausarbeitungen zur Erfolgsbestätigung 

3. Verortung des Lernens im Lebensbezug (beispielsweise über einen Schulgar-
ten, fest eingerichtete Werkstätten im Klassenzimmer oder eine Schulbüche-
rei) 

4. Stärkung des schöpferischen Ausdrucks (z. B. in der obligatorischen Schul-
druckerei oder über Theater und Musik) 

Die Aufgabe von Pädagog_innen liegt nach Freinet vorwiegend darin, die Ent-
faltung der kindlichen Entwicklung über die Organisation des Lernmilieus zu er-
möglichen. Erwachsene fungieren als aufmerksame Beobachter, die individuelle 
Impulse geben, aber Kindern weder Vorschriften machen noch Arbeit im Alltag 
abnehmen. Pädagogen müssen demnach darauf vertrauen, dass Kinder über das 
Ausprobieren eigene Lösungen finden. Nur wenn Kinder aktiv die Hilfe von Er-
wachsenen suchen, dürfen diese unterstützend eingreifen, indem sie die Suchbe-
wegung des Kindes ohne Vorgabe von vorschnellen Lösungen unterstützen (Tei-
geler 1999). In der Adaption für die Arbeit in Formen der Kindertagesbetreuung 
wurden vielfältige Prinzipien übertragen und altersgerechte Methoden entwi-
ckelt, wie beispielsweise die Arbeit mit Wandtafeln. 

Freinets Pädagogik ist vor allem eine „selbstbestimmende Pädagogik, eine Päda-
gogik, die das Lernen den Kindern in die Hand gibt“ (Teigeler 1999, S. 48) und 
ihnen umfassend Verantwortung in realen Lebenssituationen überträgt: „Wir 
sind gegen jede Indoktrination. Wir maßen uns nicht an, im Voraus bestimmen 
zu können, was aus dem Kind werden soll, das wir erziehen (…). Wir lehnen es 
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ab, seinem Geist irgendeine unfehlbare und vorher festgelegt Lehre aufzuokt-
royieren“ (Freinet nach Jörg 1999, S. 13). Dementsprechend erhebt Freinet den 
Anspruch, Institutionen der Bildung als Orte der lebendigen Demokratie und 
der Gemeinschaft zu gestalten, an denen Menschen – Kinder und Erwachsene – 
miteinander lernen und leben. 

Célestine Freinet macht auf diese Weise die Ausrichtung seiner Pädagogik an 
demokratischen Grundwerten fest – z. B. Respekt vor der Identität und Indivi-
dualität jedes Kindes sowie die Ermöglichung, Reflexions- und Kritikfähigkeit 
zur Sicherung von Meinungsfreiheit zu entwickeln – und erklärt dieses zur zent-
ralen, unverhandelbaren Aufgabe von Bildung. Damit tritt er, obwohl selbst po-
litisch engagiert, für eine klare Trennung von Politik und Schule sowie von poli-
tischer Ideologie und Erziehung zur Meinungsfreiheit ein. 

Freinet führt einen „lebenslangen Kampf für die freie Entfaltung der kindlichen 
Persönlichkeit, für Kreativität und freien Ausdruck, für freien Text und freien 
Gedankenaustausch“ (Jörg 1999, S. 98). Seine Erziehungsziele fungieren als über-
geordnete Maxime. Dafür stellt der große Pädagoge seine persönlichen Überzeu-
gungen zurück und widersetzt sich zeitlebens einer Vereinnahmung seiner Pä-
dagogik für politische Zwecke (Teigeler 1999). Denn: „wenn die Politik sich der 
Schule bemächtigt, zieht die Pädagogik aus“ (Freinet nach Jörg 1989, S. 16). 

Bildung als Aufgabe der gesamten Gemeinde – die Reggio-Pädagogik  
(seit 1945) 

Anders als bei pädagogischen Ansätzen, die maßgeblich durch Einzelpersonen 
entwickelt wurden (wie die Montessori-Pädagogik), ist die Reggio-Pädagogik Er-
gebnis eines kollektiven Entwicklungsprozesses, der an zahlreiche Akteur_innen 
der Stadt Reggio Emiliana in Italien geknüpft und in (regionale) historische Er-
eignisse eingebettet ist. Dementsprechend kann die Entstehung dieses pädagogi-
schen Ansatzes historisch nachvollzogen, aber der Entstehungszeitpunkt nicht 
eindeutig benannt werden. 

Die wesentlichen Anstöße zur Entwicklung dieser Pädagogik werden meist in 
der Antragstellung mehrerer reggianischer Kindereinrichtungen in kommunaler 
Trägerschaft ab 1962 gesehen sowie in der Besetzung von Loris Malaguzzi im glei-
chen Jahr als pädagogischer Leiter einer Einrichtung sowie in der Leitung des Ko-
ordinationsbüros der kommunalen Kindertageseinrichtungen im Jahre 1970 (vgl. 
u. a. Knauf 2000; Stenger 2010). Anette Dreier (2006) sieht bereits in der Gründung 
des ersten Kindergartens 1945 – als Initiative einer antifaschistischen (Frauen-)Or-
ganisation – die maßgebliche Grundsteinlegung der Reggio-Pädagogik. 

Die Reggio-Pädagogik entwickelt sich aus den Erfahrungen der faschistischen 
Vergangenheit als ein politischer Gegenentwurf, der starke Bezüge zu demokra-
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tischen und partizipativen Werten aufweist. Dies manifestiert sich bereits darin, 
dass der frühpädagogische Ansatz den Namen der Stadt trägt. Kindererziehung 
wird also als gesellschaftliche Aufgabe verstanden, die auch von allen Bürgern 
verhandelt und verantwortet werden muss: „Die Bewertung von Erziehung und 
Bildung darf nicht privatisiert werden. Sie muss vielmehr theoretisch und prak-
tisch im vernünftigen Konsens möglichst vieler Bürger beantwortet werden“ 
(Jank u. a. 1991, S. 247). Die „Kollektivität der Urheberschaft“ (Knauf 2000, 
S. 182) zeigt sich nicht nur darin, dass Erzieher und Erzieherinnen, Eltern, Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, Künstlerinnen und Künstler sowie poli-
tisch Verantwortliche auf Initiative des Grundschullehrers Loris Malaguzzi 
(1920-1994) in die Entwicklung der Reggio-Pädagogik involviert wurden, sie 
wird auch durch den beständigen Einbezug aller Akteure in die Umsetzung und 
Weiterentwicklung der praktischen Pädagogik konzeptionell aufrechterhalten. 
Nicht zuletzt deswegen wird Malaguzzi als maßgebend bei der Entwicklung der 
Reggio-Pädagogik angesehen. 

Neben der geteilten Verantwortung für Erziehungsaufgaben erfahren Kinder 
durch die enge Verknüpfung verschiedener Akteure auch die Verbindung unter-
schiedlicher Lebenswelten, was in der Reggio-Pädagogik als zentrale Vorausset-
zung für eine ganzheitliche Entwicklung verstanden wird (Dreier 2006, S. 72). Bis 
heute ist die Reggio-Pädagogik als „lernende Organisation und als Werk aller 
Beteiligten ständig in Weiterentwicklung“ (Stenger 2010, S. 114). Somit ist sie 
kein in sich geschlossenes Konzept, sondern wird von Grundannahmen und 
Prinzipien (den „regolamento“) geleitet, deren praktische Konkretisierung in 
den individuellen Einrichtungskonzeptionen (den „progettazione“) zu einer 
fortwährenden Veränderung und Anpassung an aktuelle Lebensthemen auffor-
dert. 

Im Zentrum der Reggio-Pädagogik steht also, beeinflusst von sozialkonstruk-
tivistischen Lerntheorien und Erkenntnissen aus der Hirnforschung, ein „reiches 
Bild vom Kind“ (Filipino nach Dreier 2006, S. 80). Kinder werden als „von Ge-
burt an aktive und kreative Gestalter ihrer eigenen Entwicklung und ihrer Bezie-
hungen zur Umwelt“ verstanden (Dreier 2006, 18). Dieser Grundgedanke findet 
sich wieder in dem von Malaguzzi geprägten Sinnbild (ebd.) der „hundert Spra-
chen des Kindes“, den „hundert Weisen, Welt zu verstehen, zu interpretieren 
und den Beziehungen zur Welt und zu anderen Menschen sowie der eigenen 
Identität Ausdruck zu verleihen“ (Stenger 2010, S. 115). 

Für die frühpädagogische Praxis leiten sich daraus unterschiedliche didaktische 
Schlussfolgerungen ab. Zentral ist dabei eine vielfältige, veränderliche Raum- 
und Materialgestaltung in Funktionsräumen, die den Kindern Gelegenheiten zu 
kreativen Auseinandersetzungen bieten sowie dazu, ihre Entwicklungsthemen 
und Interessen verschieden auszudrücken. Die „Piazza“, ein zentraler Ort in der 
Einrichtung, wird explizit zum sozialen Austausch, zum Dialog und zur Doku-
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mentation genutzt und drückt, in Anlehnung an die griechische Polis „den his-
torischen Bezug zur Öffentlichkeit, Demokratie und Lebendigkeit sozialer Be-
züge aus“ (Kerstan 2016, S. 57). 

Pädagogische Fachkräfte werden als Begleiterinnen und Begleiter der kindli-
chen Bildungsprozesse verstanden. Dazu müssen Erwachsene eine „pädagogi-
sche Haltung des Zuhörens“ entwickeln (Schäfer 2009, S. 53), um die Kinder in 
ihren Besonderheiten zu verstehen und ihre Ausdrucksweisen über alle Sinne 
wahrzunehmen. Dabei kommt der Beobachtung und Dokumentation von Bil-
dungsprozessen eine wesentliche Rolle zu, da sie als Ergebnis eines Dialogs der 
Beteiligten und zugleich als Ausgangspunkt für Weiterentwicklungen der Päda-
gogik genutzt werden soll. 

Anknüpfend an dieses Bildungsverständnis werden in der „Erklärung der 
drei Rechte“ (Malaguzzi nach Lingenauber 2002, S. 55) explizit Rechte für Kinder 
festgehalten. Als Ausgangspunkt für diese Rechte – und das ist für die Reggio-
Pädagogik zentral – wird die Annahme gesetzt, „daß Kinder über natürliche Ga-
ben und Potential von ungeheurer Vielfalt und Vitalität verfügen“ (ebd., S. 55). 
Aus dieser Grundannahme heraus werden den Kindern folgende Rechte zuge-
standen: 
1. das Recht auf die Beteiligung an ihrer eigenen Entwicklung und der Gestal-

tung ihrer Beziehungen 
2. das Recht, eigene Lernbedürfnisse zu befriedigen 
3. das Recht auf kreative Problemlösestrategien 

Die Verwirklichung der Rechte ist über strukturelle Formen gesichert – wie in 
einem Kinderparlament, das für den Austausch über Lebensthemen und Interes-
sen ebenso wie für Planungen von Projektthemen genutzt wird (Lingenauber 
2002) – und zudem über das didaktische und dialogische Vorgehen konsequent 
verfolgt. 

Ein herausragendes Charakteristikum der Reggio-Pädagogik zeigt sich im Zu-
sammenspiel der unterschiedlichen Akteure der Gemeinde. Das Prinzip der ge-
teilten Erziehungs- und Bildungsverantwortung von Gemeinde, Familien und 
Einrichtungen wird im „regolamento“ über festgelegte Organisationsstrukturen 
realisiert. So werden Kindertageseinrichtungen der Stadt Reggio grundsätzlich 
kollektiv von einem Leitungsrat („consigli di gestatione“) aus Eltern sowie Erzie-
herinnen und Erziehern geleitet, der alle zwei Jahre neu gewählt wird. Das „re-
golamento“ als übergeordneter konzeptioneller Rahmen hält für den Leitungsrat 
u. a. folgende Aufgaben fest: 

1. regelmäßige Erhebung der soziokulturellen Lebensumstände von Kindern 
und ihren Familien anhand von Gesprächen und Fragebögen sowie Anpas-
sung der Betreuungsangebote 
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2. Diskussion der Inhalte und Ziele der pädagogischen Arbeit und Planung so-
wie Durchführung von Weiterbildungen und kulturellen Aktivitäten 

3. Zusammenstellung von Arbeitsgruppen zu aktuellen und für die Beteiligten 
bedeutenden Themen (Dreier 2006) 

Vertreterinnen und Vertreter aller Leitungsräte der Gemeinde treffen sich regel-
mäßig mit politisch Verantwortlichen in einer übergeordneten Kommission 
(„consigli di circoscrizione“). Orientiert am Prinzip der Dezentralisierung von 
politischen Entscheidungen gründen sich daraus zahlreiche Gremien und Ar-
beitsgruppen, die partizipativ unterschiedliche Themen aufbereiten und verant-
worten. Hierdurch wird erneut deutlich: Bildung und Erziehung von Kindern ist 
in der Reggio-Pädagogik nicht „Sache Einzelner, sondern eine gemeinschaftliche 
Aufgabe (…) [woraus eine] enge Verbindung zwischen den Formen der öffent-
lichen Erziehung und dem sozialen Leben“ der Gemeinde entsteht (Dreier 2006, 
S. 12). Die Zusammenhänge von Politik, Kultur und Erziehung werden zum sys-
tematischen Prinzip in der Pädagogik verankert, in deren Mitte die eigenaktive 
Entwicklung des kompetenten Kindes gestellt wird. Erziehung, so formuliert es 
die Reggio-Pädagogik explizit, soll und kann dadurch zur Weiterentwicklung 
und dem Erhalt der Demokratie beitragen (ebd.). 

Lebensweltbezug, Emanzipation und gegen Diskriminierung –  
der Situationsansatz und die Vorurteilsbewusste Bildung und Erziehung 

Der Situationsansatz entsteht in den 1970er-Jahren in Westdeutschland aus der 
Arbeitsgruppe Vorschulerziehung des Deutschen Jugendinstituts, stark beein-
flusst von Jürgen Zimmer (1938-2019). Mit dem Situationsansatz wird ein päda-
gogischer Ansatz entwickelt, der einerseits die Bildungspotenziale in der Institu-
tion Kindergarten betont, andererseits den Fokus weg von der Förderung 
fächerbezogener Bildungsinhalte hin zu den sozialen Kompetenzen und aktiven 
Gestaltungspotenzialen von Kindern legt. Ausgangspunkt der pädagogischen 
Arbeit sind die Lebenssituationen der Kinder und ihrer Familien sowie die für 
sie relevanten gesellschaftlichen Bedingungen. 

Die Entstehung des Situationsansatzes ist historisch eingebettet in gesell-
schaftliche Veränderungen, beeinflusst von den Nachwirkungen der Kriegsjahre 
und dem darauffolgenden wirtschaftlichen Aufschwung. Diese Zeit hat auch 
Auswirkungen auf die Funktion des Bildungssystems. Erziehung soll jetzt einen 
Beitrag dazu leisten, autoritäre Verhältnisse wie in der Zeit des Nationalsozialis-
mus zu verhindern, Bildung soll zum wirtschaftlichen Aufschwung beitragen 
(vgl. Kobelt-Neuhaus 2012). Bildungsforscher erkennen die Bedeutsamkeit des 
Lernens ebenso wie die Potenziale frühkindlicher Förderung und die Politik ver-
bindet damit die Hoffnung auf Optimierung von Bildungsverläufen. 

Die curriculare Weiterentwicklung im Kindergarten wird ab 1965 entschei-
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dend durch die Gründung des Deutschen Bildungsrates vorangetrieben. Dieser  
erkennt den Elementarbereich als erste Stufe des Bildungssystems an. Dem Kin-
dergarten wird insbesondere die Aufgabe zugeschrieben, Kinder auf die Schule 
vorzubereiten und Bildungsnachteile zu kompensieren. „Die Expansions- und 
Modernisierungsphase des Bildungssystems der 1960er/1970er Jahre war durch 
den Glauben an eine technologisch motivierte politische Bildungsgesamtplanung 
geprägt. Die Hoffnung auf eine realistische Wendung (vgl. Roth 1962) sowie auf 
eine staatlich gesteuerte Modernisierung des Bildungssystems führte zu einer en-
gen Verkopplung von Wissenschaft und Politik“ (Drieschner 2018, S. 141). 

Von Bund und Ländern initiiert, werden zahlreiche funktionale Förderkon-
zepte entwickelt, die stark auf vorgedachte Instruktionskonzepte setzen. Letztere 
sollen mithilfe von Medien, Materialien und Spielen zentrale Funktionsbereiche 
fördern (vgl. Drieschner 2018). Als Gegenentwurf zu eben diesen leistungsbezo-
genen Förderansätzen entsteht parallel der Situationsansatz (Völkel 2003). Mit 
seinem von 1975-1978 am Deutschen Jugendinstitut in Zusammenarbeit mit 
Praktikern und Praktikerinnen entwickelten und in zahlreichen Kindergärten in 
Hessen und Rheinland-Pfalz erprobtem Curriculum „Soziales Lernen“ stellt der 
Situationsansatz die soziale Entwicklung des Kindes ins Zentrum frühpädagogi-
scher Arbeit. 

Ideengeschichtlich ist der Situationsansatz stark beeinflusst von zwei internatio-
nal bedeutsamen Denkern, dem ehemaligen Leiter des Max-Planck-Instituts für 
Bildungsforschung in Berlin Saul B. Robinsohn (1916-1972) und dem brasiliani-
schen Pädagogen Paulo Freire (1921–1997). Das zentrale Prinzip des Lernens 
wird im Situationsansatz an Schlüsselsituationen durch ein von Robinsohn ent-
wickeltes pädagogisches Strukturprinzip inspiriert, das die konkrete Lebenssitu-
ation und nicht inhaltliche Fächer zum Ausgangspunkt für pädagogische Arbeit 
setzt (Zimmer 2000). 

In seinen bekanntesten Werken „Pädagogik der Unterdrückten“ und „Päda-
gogik der Hoffnung“ verknüpft Paulo Freire Bildung mit dem sozialpolitischen 
Motiv der Bewusstseinsbildung und Befreiung von unterdrückten und benach-
teiligten Gruppen. „Lernen“, sagt er, „orientiert sich an den Schlüsselsituationen 
Entrechteter und zielt auf sozio-politische Bewusstwerdung“ (Zimmer 2000, 
S. 84). Beide Prinzipien – das Lernen in sozialen Situationen sowie die Bewusst-
seinsbildung mit Bezug zu gesellschaftspolitischen Herausforderungen – fließen 
in die maßgeblich durch Jürgen Zimmer grundgelegten Charakteristika des Si-
tuationsansatzes ein: die Orientierung an der Lebenssituation von Kindern und 
Familien, die Verbindung von sozialem und sachbezogenem Lernen, die Beteili-
gung von Eltern und weiteren Akteuren als Experten, die Bedeutung des Lernens 
in altersgemischten Kindergruppen, die Öffnung ins Gemeinwesen sowie ein kri-
tischer Blick auf die Institutionen (vgl. Preissing 2010). 

Weiter werden im Situationsansatz die komplexen und sich wandelnden ge-
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sellschaftlich geprägten Lebenssituationen zum Ausgangspunkt pädagogischer 
Arbeit. Dieser Ausgangspunkt hat Einfluss darauf, welche Inhalte und Themen 
zum Gegenstand der Pädagogik gemacht und wie Bildungssettings methodisch 
gestaltet werden. „Ansatzpunkt und Inhalt der Bildung ist das vielschichtige, in-
haltsreiche Leben der Kinder selbst. In realen Lebenssituationen, in denen Kin-
der als handelnde Subjekte eine Rolle spielen und der Erwerb von Wissen und 
Können für sie Sinn und Bedeutung haben, wird ihre Neugier und Lernfreude 
herausgefordert“ (Preissing/Heller 2009, S. 13). Dabei spielt der Einbezug des So-
zialraums eine wichtige Rolle, denn der Situationsansatz versteht Pädagogik als 
eine gesellschaftliche Aufgabe, die nicht nur von der Kindertagesbetreuung, son-
dern gleichsam von weiteren Akteuren des Sozialraumes getragen werden muss. 

Ausgehend von einem Bild vom Kind, in dem jedes Mädchen und jeder Junge 
„von Anfang an eigene Rechte sowie Möglichkeiten und Kräfte [hat, um] sich die 
Welt eigenaktiv mit allen Sinnen zu erschließen und sein Leben mit zu gestalten“ 
(Preissing/Heller 2009, S.13), verfolgt der Situationsansatz das Ziel, „dass sich 
alle Kinder – verschiedener sozialer und kultureller Herkunft sowie unterschied-
licher Entwicklungsvoraussetzungen – Erfahrungen und Kompetenzen aneig-
nen, mit denen sie in einer sich ständig wandelnden internationalisierten Welt 
autonom, solidarisch und sachkompetent handeln können“ (Preissing/Heller 
2010, S. 91). Dabei legt der Situationsansatz einen Fokus auf ein inklusives Bil-
dungsverständnis, nach dem allen Kindern gleiche Rechte, aber jedem Kind in 
seiner Entwicklung Besonderheiten zugesprochen werden. 

Die theoretischen Grundlegungen werden in fünf Dimensionen ausformuliert: 
Lebensweltorientierung, Bildung, Partizipation, Gleichheit und Differenz sowie 
Einheit von Inhalt und Form. Die sich daraus ableitenden pädagogisch-metho-
dischen Aufgaben wiederum werden in 16 konzeptionellen Grundsätzen für die 
pädagogische Arbeit formuliert (vgl. Preissing/Heller 2009): 

1. „Die pädagogische Arbeit geht aus von den sozialen und kulturellen Lebenssitua-
tionen der Kinder und ihrer Familien. 

2. Erzieherinnen finden im kontinuierlichen Diskurs mit Kindern, Eltern und ande-
ren Erwachsenen heraus, was Schlüsselsituationen im Leben der Kinder sind. 

3. Erzieherinnen analysieren, was Kinder können und wissen und was sie erfahren 
wollen. Sie eröffnen ihnen Zugänge zu neuem Wissen und neuen Erfahrungen, 
die für ihr Aufwachsen von Bedeutung sind. 

4. Erzieherinnen unterstützen Mädchen und Jungen in ihrer geschlechtsspezifischen 
Identitätsentwicklung und wenden sich gegen stereotype Rollenzuweisungen und 
-übernahmen. 

5. Erzieherinnen unterstützen Kinder darin, ihre Phantasie und ihre schöpferischen 
Kräfte im Spiel zu entfalten und sich die Welt in der ihrer Entwicklung gemäßen 
Weise anzueignen. 
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6. Erzieherinnen ermöglichen, dass jüngere und ältere Kinder im gemeinsamen Tun 
ihre vielseitigen Erfahrungen und Kompetenzen aufeinander beziehen und sich 
dadurch in ihrer Entwicklung gegenseitig stützen können. 

7. Erzieherinnen unterstützen Kinder in ihrer Selbständigkeitsentwicklung, indem 
sie ihnen ermöglichen, das Leben in der Kindertageseinrichtung aktiv mit zu ge-
stalten. 

8. Im täglichen Zusammenleben findet eine bewusste Auseinandersetzung mit Wer-
ten und Normen statt. Regeln werden gemeinsam mit Kindern vereinbart. 

9. Die Arbeit in der Kindertageseinrichtung orientiert sich an Anforderungen und 
Chancen einer Gesellschaft, die durch verschiedene Kulturen geprägt ist. 

10. Die Kindertageseinrichtung integriert Kinder mit Behinderungen, unterschiedli-
chen Entwicklungsvoraussetzungen und Förderbedarf und wendet sich gegen 
Ausgrenzung. 

11. Räume und ihre Gestaltung stimulieren das eigenaktive und kreative Tun der Kin-
der in einem anregungsreichen Milieu. 

12. Erzieherinnen sind Lehrende und Lernende zugleich. 
13. Eltern und Erzieherinnen sind Partner in der Betreuung, Bildung und Erziehung 

der Kinder. 
14. Die Kindertageseinrichtung entwickelt enge Beziehungen zum sozial-räumlichen 

Umfeld. 
15. Die pädagogische Arbeit beruht auf Situationsanalysen und folgt einer prozess-

haften Planung. Sie wird fortlaufend dokumentiert. 
16. Die Kindertageseinrichtung ist eine lernende Organisation“ (Preissing/Heller 

2010, S. 110f.). 

Pädagogischen Fachkräften wird im Situationsansatz die Rolle zugesprochen, als 
„Lehrende und Lernende zugleich“ für Kinder bedeutsame Schlüsselsituationen 
zu identifizieren und diese gemeinsam mit den Kindern in alltäglichen Situatio-
nen und Projekten zu bearbeiten. Dabei müssen sie analysieren, welche Kompe-
tenzen Kinder benötigen, um in ihrer Lebenswelt jetzt und in Zukunft aktiv mit-
gestalten zu können (vgl. Preissing/Heller 2009). 

Im Rahmen des im Jahr 2000 ursprünglich temporär angelegten Projektes „Kin-
derwelten“ am Institut für den Situationsansatz differenzierte sich aus dem Situati-
onsansatz der Ansatz der „Vorurteilsbewussten Bildung und Erziehung“ (VBuE). 
Dieser wurde im Laufe der letzten 20 Jahre weiterentwickelt und disseminiert. Als 
Adaption des in den USA maßgeblich durch Louise Derman-Sparks (vgl. Derman-
Sparks 2012) entwickelten „Anti-Bias-Approach“ (Ansatz gegen Einseitigkeit und 
Diskriminierung) wird mit dem VBuE ein Praxiskonzept für den deutschsprachi-
gen Raum erschlossen und für die pädagogische Praxis mit jungen Kindern und 
ihren Familien aufgeschlüsselt, welches das Recht auf Bildung mit dem Recht auf 
Schutz vor Diskriminierung verknüpft (vgl. Wagner 2013). 
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Wie im Situationsansatz auch, werden hier Erfahrungen von Kindern und 
Fachkräften im Umgang mit Vielfalt genutzt, um Mehrfachzugehörigkeiten, 
Diversität und jegliche Formen der Diskriminierung bewusst zu machen. 

Das Praxiskonzept der VBuE orientiert sich in der Ausgestaltung der pädagogi-
schen Vorhaben an den folgenden Zielen (vgl. Wagner 2013):  
1. Alle Kinder in ihren Identitäten stärken. 
2. Allen Kindern Erfahrungen mit Vielfalt ermöglichen. 
3. Kritisches Denken über Gerechtigkeit und Fairness anregen. 
4. Aktiv werden gegen Unrecht und Diskriminierung. 

Der Ansatz der VBuE wurde in den letzten Jahren im Rahmen verschiedener 
Projekte weiterentwickelt und hat bis heute große Resonanz in Deutschland er-
fahren. 

Mit Blick auf die Überlegungen zur Demokratiebildung in der frühen Kindheit 
zeigt sich, dass der Situationsansatz wesentliche Elemente demokratiepädagogi-
scher Maßnahmen aufgreift und daran anschlussfähig ist. Kindliches Lernen 
wird im Situationsansatz in Sinnzusammenhängen gedacht und verbindet Päda-
gogik mit dem Anspruch, dazu beizutragen, dass Kinder eigenaktiv die Welt von 
heute und von morgen mitgestalten können. Jürgen Zimmer fasst zusammen: 
„Der Situationsansatz ist eine Einladung, sich mit Kindern auf das Leben einzu-
lassen“ (Haberkorn 2009). Die Beteiligung von Kindern wird so zu einem zent-
ralen Prinzip, das alle pädagogisch-methodischen Aufgaben wie auch Inhalte 
durchzieht. 

Der Situationsansatz betont den gesellschaftspolitischen Bezug des Aufwach-
sens sowie die Eingebundenheit in soziale Ordnungen und macht so Erziehung 
und Bildung zu einer gesamtgesellschaftlichen Verantwortung. Mit einer kriti-
schen Perspektive auf gesellschaftliche Machtverhältnisse fordert er über seine 
Pädagogik die Durchsetzung gleicher Rechte für alle und die Reflexion von 
Machtverhältnissen ein. Diese Perspektive wurde mit dem Ansatz der vorurteils-
bewussten Bildung und Erziehung explizit ausgearbeitet und zugespitzt. 

6.2 Frühpädagogische Praxisprojekte und Initiativen  
zur Demokratiebildung 

Um die Demokratie zu stärken sowie Diskriminierung und populistischer Mei-
nungsbildung entgegenzutreten, werden vielfältige Strategien und Maßnahmen 
diskutiert, die unter anderem auch im Bildungssystem ansetzen. So verweist bei-
spielsweise der „Aktionsplan zur Verhütung von gewalttätigem Extremismus“ 
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der UN-Generalversammlung vom Januar 2016 explizit auf die frühkindliche 
Bildung als wichtigen Ansatzpunkt zur Entwicklung von Maßnahmen und Stra-
tegien für die Prävention gegen Extremismus: „Bildung soll auch heißen, die 
Achtung der Menschenrechte und der Vielfalt zu vermitteln, kritisches Denken 
zu fördern, die Medien- und digitale Kompetenz zu fördern und die Verhaltens- 
und sozio-emotionalen Fähigkeiten auszubilden, die zu einem friedlichen Zu-
sammenleben und zur Toleranz beitragen können“ (UN-Generalversammlung 
2015, S. 20). 

In der frühen Kindheit ist seit einigen Jahren eine Vielfalt an Praxisprojekten und 
Initiativen festzustellen, die sich mit Demokratie bzw. mit zentralen Aspekten 
von Demokratie befassen, während es gleichzeitig kaum Forschungsprojekte zu 
diesem Gegenstand gibt. Im Folgenden wird ein Überblick über einen Teil dieser 
Projekte und Initiativen gegeben, der entlang unterschiedlicher inhaltlicher und 
struktureller Aspekte systematisiert wird. Die Übersichten erheben keinen An-
spruch auf Vollständigkeit, sondern geben einen beispielhaften Überblick über 
Praxisprojekte und Initiativen, die sich im weiteren Sinne mit Aspekten der Bil-
dung und Demokratie in der frühen Kindheit befassen. Ziel der tabellarischen 
Aufarbeitung ist es, sowohl die Vielfalt mit Blick auf die zugrunde liegenden The-
men und Formate darzustellen und zu systematisieren als auch die unterschied-
lichen beteiligten Akteure (Adressatinnen und Adressaten sowie Träger und För-
derer3) zu identifizieren. 

Bei der Recherche der Projekte und Initiativen wurden alle einbezogen, die 
sich explizit dem Thema Demokratie widmen oder eine thematische Schnitt-
menge aufweisen4. Dabei wurde deutlich, dass diese Praxisprojekte oftmals mit 
anderen inhaltlichen Themen verknüpft sind oder einzelne relevante Aspekte fo-
kussieren. Dadurch zeigt sich eine Spannweite von Projekten, die entweder di-
rekt das Ziel Demokratiebildung oder Demokratieförderung formulieren oder 
eher indirekt auf Demokratie abzielen, indem sie demokratierelevante Teilas-
pekte zum Gegenstand haben. So behandeln beispielsweise einige der Demokra-
tie-Projekte und -Initiativen auch Themen, die sich vorwiegend auf interkultu-
relle Bildung oder auf inklusive Strukturen in den Einrichtungen beziehen (wie 
bestimmt bunt; Demokratie, das sind wir alle. Vielfalt, das sind wir alle). Andere, 
wie das präventionsorientierte Projekt ATID, fokussieren Demokratie ausdrück-
lich als Leitziel (Zentralwohlfahrtsstelle 2019). 

                                                                                 

3  Die Zuteilung von Förderern und Trägern erfolgte nach den Angaben der Projekte und 
Initiativen. Wurde dies aus den Projektbeschreibungen und der Recherche nicht deutlich, 
sind hierzu keine Angaben vermerkt. 

4  Unser ausdrücklicher Dank gilt Nicolai Kriesel und Jessica Angioni, die als studentische 
Mitarbeitende maßgeblich an der Recherche der Praxisprojekte und Initiativen beteiligt 
waren. 
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Anhand dieser thematischen Vielfalt wurden schließlich folgende vier Katego-
rien aus den unterschiedlichen Zielvorgaben identifiziert, mit deren Hilfe die 
Projekte gebündelt und sortiert wurden: 
1. Prävention 
2. interkultureller Austausch 
3. Demokratie 
4. Inklusion und Teilhabe 

Bei der Recherche wurden die Internetauftritte sowie online zur Verfügung ge-
stellte Dokumente (wie die von Trägern oder Förderern der Projekte zugänglich 
gemachten Projektberichte und Informationsbroschüren) als Datenquellen ge-
nutzt. Die Tabellen geben somit im Wesentlichen die Inhalte wieder, die aus der 
Außendarstellung der Projekte zu entnehmen sind. Inhaltliche Analysen wurden 
in diesem Zusammenhang nicht durchgeführt, sondern ausschließlich Informa-
tionen gesammelt und tabellarisch aufbereitet. 

Die Projekte sind innerhalb der oben genannten vier Kategorien entlang von 
fünf Aspekten dargestellt: Neben den in alphabetischer Reihenfolge aufgelisteten 
Projektnamen sind das Ziel des jeweiligen Projektes, dessen Zielgruppe, sein 
Umsetzungsformat sowie die Förderquelle bzw. der Träger kurz zusammenge-
fasst. Besonders der Aspekt Zielgruppe ist in diesem Zusammenhang nicht  
immer eindeutig identifizierbar. So wird diese in manchen Fällen nicht direkt 
benannt, sodass es bei den Autorinnen und Autoren dieses Buches lag, die Zu-
ordnung vorzunehmen. Zur Zielgruppe wurden dementsprechend die Personen-
gruppen gezählt, die die Projekte in ihrer Außendarstellung explizit als solche 
benennen. Liegt diese explizite Nennung nicht vor, wurde zum einen die Perso-
nengruppe als Zielgruppe gezählt, an die sich die Formate richten, zum anderen 
aber auch diejenigen, die von der Maßnahme profitieren sollten. Einige Projekte 
benennen auch häufig die „Kita als solche“ als Zielgruppe und richten sich so 
explizit an unterschiedliche Akteure (Eltern, pädagogische Fachkräfte oder Kin-
der), die in der Kita aktiv sind. Darüber hinaus richten sich einige Projekte auch 
explizit an Jugendliche. Da sich die vorliegende Bestandsaufnahme aber nur mit 
der frühkindlichen Bildung befasst, wurden nur Projekte berücksichtigt, die sich 
in erster Linie an junge Kinder und ihre Familien richten. Auch die vollständige 
Identifizierung des Trägers bzw. der Förderer sowie die Laufzeit ist in den Pro-
jekten in unterschiedlichem Maße möglich. 

Die Praxisprojekte wurden zudem, entsprechend ihrer Umsetzungsformate fol-
genden unterschiedlichen Kategorien zugeordnet: 
1. Fort- und Weiterbildungen, Bereitstellung von Lehr-/Lernmaterialien  

Die Projekte und Initiativen bieten gezielt Fort- und Weiterbildungen, Semi-
nare oder Workshops an, bei denen Lehr-/Lernmaterialien zur Verfügung 
gestellt werden. 
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2. Finanzielle Förderung von Projekten, Vernetzung  
Die Projekte und Initiativen fördern im Rahmen ihrer Arbeit Projekte (z. B. 
Modellprojekte) und Vorhaben finanziell oder haben die Vernetzung ver-
schiedener Akteure (durch die Gründung von Bündnissen oder die Organi-
sation von Vernetzungstreffen) zum Ziel. 

3. Projektarbeit  
Im Rahmen der Projekte und Initiativen werden Vorhaben vor Ort gefördert 
oder gemeinsam mit Akteuren aus der Praxis konzipiert. „Projektarbeit“ un-
terscheidet sich dementsprechend von der Kategorie „Finanzielle Förderung 
von Projekten, Vernetzung“, weil sich hier die Unterstützung über den finan-
ziellen Aspekt hinaus auch auf die Organisation und inhaltliche Ausgestal-
tung der Projekte bezieht. 

4. Beratungsangebote, Informationsmaterialien  
Die Projekte und Initiativen bieten unterschiedlichen Zielgruppen Bera-
tungs- und Unterstützungsformate an, stellen Informationsmaterialien zur 
Verfügung (z. B. Broschüren, Linksammlungen, Literaturhinweise) oder eine 
Internetplattform bereit. 

5. Kombination unterschiedlicher Formate  
Die Projekte und Initiativen nutzen eine Kombination der dargestellten For-
mate. 

Praxisprojekte und Initiativen zum Themenbereich Prävention 

Bei der Recherche von Projekten und Initiativen zum Thema Demokratieförde-
rung/Demokratiebildung sind auch solche aufzufinden, die mit dem expliziten 
Ziel der Prävention gegen unerwünschtes Verhalten agieren (siehe Kapitel 5). 
Praxisprojekte dazu sind vielschichtig und arbeiten präventiv z. B. gegen Gewalt, 
Armut, Sucht, Diskriminierung oder Krankheit. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass es hierbei nicht nur um Projekte im Bereich der Radikalisierungsprävention 
geht. Diese Projekte und Initiativen vermitteln gleichzeitig auch Kompetenzen, 
die für ein friedliches Zusammenleben in einer demokratischen Gesellschaft un-
abdingbar sind, so Konfliktlösungsfähigkeiten (wie Faustlos), Resilienz (wie 
Reich an Mut!) oder Mitgefühl (wie Papilio). Die Recherche wurde daher bewusst 
breit angelegt und auch solche Projekte berücksichtigt, die gemäß ihren Zielan-
gaben die Förderung dieser Kompetenzen unterstützt. Einige der Projekte und 
Akteure beziehen sich auf einen speziellen Präventionsaspekt, z. B. auf die Vor-
beugung psychischer Gesundheitsprobleme (wie Schatzsuche); andere weisen 
eine Kombination aus verschiedenen inhaltlichen Präventionsaspekten auf (wie 
Reich an Mut! oder Papilio). 

Der genannte Facettenreichtum zeigt sich auch bei der Vielzahl von unterschied-
lichen Akteuren im Feld der institutionellen Kindertagesbetreuung, die von den 
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Initiativen und Projekten adressiert werden. Ein Blick auf die Tabelle zeigt, dass 
die Formate vor allem Fortbildungen für pädagogische Fachkräfte beinhalten, oft 
auch in Kombination mit anderen Formaten (wie Informationsmaterialien oder 
Beratungsangebote). Daraus kann aber nicht geschlossen werden, dass nur die 
Fachkräfte als Zielgruppe anvisiert werden. So richten sich die Angebote zwar 
häufig direkt an diese, sie sollen aber indirekt auch Auswirkungen auf Kinder, 
Jugendliche, Eltern bzw. Erziehungsberechtige ebenso haben wie auf die Einrich-
tungen als solche. 

Das überregional aktive Angebot FREUNDE beispielsweise adressiert neben 
pädagogischen Fachkräften auch Eltern und Kinder sowie die Öffentlichkeit. So 
soll sich die Teilnahme an den Fortbildungen vor allem positiv auf die Kinder 
auswirken, die entsprechend indirekt adressiert werden. Die Eltern werden wie-
derum über das Konzept informiert und sollen durch das Projekt sensibilisiert 
werden. Im Projekt ElternStärken werden Eltern und Fachkräfte aus unterschied-
lichen Institutionen (Jugendhilfe, Familien- und Elternberatung, Schulen und 
Kitas) individuell und direkt adressiert. Eltern, die bei ihren Kindern rechtsext-
reme Äußerungen oder Verhaltensmuster erkennen, erhalten bei ElternStärken 
Informationen und Beratung sowie die Möglichkeit, an Beratungsstellen weiter-
vermittelt zu werden. Den Fachkräften steht das Projekt u. a. mit Informationen, 
Orientierungswissen und Reflexionsmöglichkeiten unterstützend zur Seite. 
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Praxisprojekte und Initiativen zum Themenbereich interkultureller Austausch 

Die hier dargestellten Projekte im Bereich interkultureller Austausch beziehen 
sich auf das Themenspektrum interkulturelle bzw. interreligiöse Bildung, kultur-
sensible und diversitätsbewusste Pädagogik, Sprachförderung sowie kultureller 
Austausch. Die Formate der Projekte variieren entsprechend. So wird im Projekt 
frühstart der gemeinnützigen Hertie-Stiftung der Fokus auf eine Verknüpfung 
der Aspekte interkulturelle Bildung, Elternarbeit, Sozialraumarbeit und Sprach-
förderung gelegt. Dazu werden u. a. Weiterbildungen und Praxisberatungen für 
die Fachkräfte sowie Seminare für Eltern durchgeführt, die diese bei Unsicher-
heiten bezüglich des Bildungsprozesses ihrer Kinder unterstützen sollen. Das von 
der Stiftung Kinderland Baden-Württemberg geförderte Programm „Interkultu-
rell-interreligiös sensible Bildung in Kitas“ fördert Modellprojekte in Kinderta-
gesstätten, die sich u. a. innovativen Ansätzen und Konzepten zur Stärkung in-
terkultureller und interreligiöser Bildung widmen. 

Einen stärkeren Fokus auf gezielte Projektarbeit legt das Projekt Nachbarwel-
ten, initiiert von den Koordinierungszentren des deutsch-tschechischen Jugend-
austausches. Das Projekt hat zum Ziel, den interkulturellen Austausch von Kin-
dertagesstätten, Grundschulen, Horten und Jugendorganisationen zu unter-
stützen, die sich entlang der deutsch-tschechischen Grenze befinden. Das Projekt 
organisiert und finanziert den Besuch von Pädagoginnen und Pädagogen, die be-
reits Erfahrungen mit grenzüberschreitenden Projekten sammeln konnten. 
Dadurch sollen Berührungsängste genommen und gemeinsame Sprach- oder 
Medienprojekte initiiert werden. 
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Praxisprojekte und Initiativen zum Bereich Demokratie 

Es lassen sich eine Vielzahl von Praxisprojekten und Initiativen finden, die in 
ihrem Namen explizit den Bezug zum Themenbereich Demokratie formulieren. 
Sie fokussieren besonders die Aspekte Demokratiebildung, Partizipation und 
Demokratie als Alltagskultur. So zielt beispielsweise das regional agierende Pro-
jekt „Demokratiebildung in Chemnitzer Kitas“ der KINDERVEREINIGUNG 
Sachsen e. V auf die Etablierung einer demokratischen Alltagskultur durch Par-
tizipation unter Berücksichtigung der Kinderrechte in sechs Kitas in Chemnitz. 
Die Projekte „Demokratie von Anfang an“ und „Demokratie leben in Kindergar-
ten und Schule“ der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung widmen sich gezielt 
dem Thema Demokratie als Alltagskultur. So sollen im ersten Projekt pädagogi-
sche Fachkräfte bei der Entwicklung einer demokratischen Kita-Kultur unter-
stützt werden. Das zweite Projekt zielt auf die Etablierung einer Alltagsdemokra-
tie in den Einrichtungen, damit die Kinder einen gleichwertigen, verantwor-
tungsvollen und respektvollen Umgang miteinander erlernen (Höhme-Serke 
2005). 

Andere Projekte bieten einen Leitfaden, Anregungen für die pädagogische 
Arbeit und setzen Impulse zur weiterführenden Auseinandersetzung mit den Bil-
dungsgrundsätzen sowie zur Reflexion des pädagogischen Handelns, z. B. „Bil-
dungskoffer“. Mit den Themen Partizipation, Demokratie und Kinderrechte so-
wie Inklusion und Vielfalt werden hierbei zwei Querschnittbereiche integriert. 
Das Projekt „Kleine Worte – Große Wirkung! Kinderrechte in der frühkindli-
chen Bildung“ behandelt zwar nicht explizit eines der genannten Themen, das 
Thema Kinderrechte kann aber gleichzeitig nur schwer von diesen abgekoppelt 
werden. Ziel des Projektes ist es, die Kinderrechte als Basis der pädagogischen 
Arbeit von Fachkräften zu etablieren. 

Die Adressatinnen und Adressaten der Initiativen variieren hier u. a. zwi-
schen den Kitas (die sich z. B. im Rahmen von Landesprogrammen für Modell-
projekte bewerben können), den Kita-Fachberatungen (die durch ihre Teil-
nahme an Weiterbildungen zum Ausbau eines Netzwerks für Demokratie 
beitragen sollen – „Kitas MIT WIRKUNG“) und den Kindertagespflegepersonen 
(die mithilfe von Materialien und Fortbildungsangeboten zur Sicherung und 
Weiterentwicklung einer demokratischen Kultur in der Kindertagespflege bei-
tragen sollen – „Demokratie und Partizipation von Anfang an“). Bei den vorge-
stellten Projekten geht es überwiegend um die Entwicklung von Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen sowie um die Bereitstellung von Materialien und 
anderen Unterstützungsmaßnahmen. 

Im Kontext von Initiativen, die im Themenfeld Demokratie aktiv sind, wird 
die Rolle von staatlichen Akteuren auf Bundes- und Länderebene besonders 
deutlich. Viele Praxisprojekte werden durch Bundesprogramme gefördert und 
initiiert (u. a. „Demokratie Leben!“), durch Programme auf Landesebene (z. B. 
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„Hessen – aktiv für Demokratie und gegen Extremismus“, „Weltoffenes Sach-
sen“) oder auf kommunaler Ebene (wie „Demokratiebildung in Chemnitzer 
Kitas“). Dies untermauert die Schlüsselfunktion staatlicher und politischer Ak-
teure für die Förderung und den Anstoß von Initiativen, die sich im weitesten 
Sinne auf den Themenkomplex Demokratie in der Kindertagesbetreuung bezie-
hen. 

Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie Leben!“ des Bundesministeri-
ums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) wurde die Koordinie-
rungsstelle „Demokratie und Vielfalt in der Kindertagesbetreuung“ (DUVK) ini-
tiiert. Hierbei handelt es sich um ein Gesamtvorhaben der sechs Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege und der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugend-
hilfe (AGJ). Im Rahmen dieses Gesamtvorhabens werden verschiedene Einzel-
vorhaben der Spitzenverbände umgesetzt. Die Koordinierungsstelle DUVK 
selbst wird ebenfalls im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie Leben!“ 
des BMFSFJ gefördert. Die hierfür eingerichtete Koordinierungsstelle steht den 
Kooperationspartnern mit fachlicher Unterstützung zur Seite; sie übernimmt die 
Öffentlichkeitsarbeit und stellt die fachliche Vernetzung sowie den Austausch 
mit den bestehenden Strukturen des Bundesprogramms sicher.  
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Praxisprojekte zum Themenbereich Inklusion und Teilhabe 

Nicht nur in der Frühpädagogik wird Inklusion eine große Bedeutung beigemes-
sen, sondern auch, das zeigt die vorliegende Bestandsaufnahme, in demokratie-
theoretischen Ansätzen. Theoretiker wie Benjamin Barber oder Robert Dahl ver-
deutlichen eindrücklich, dass Demokratie ohne Inklusion und Teilhabe nicht 
denkbar ist. Inklusion und Teilhabe sind wichtige Bestandteile von Demokratie 
(vgl. Kapitel 3.1 und 3.3). 

Der Inklusionsbegriff wird, wie bereits in Kapitel 2.1 erläutert, je nach Kon-
text unterschiedlich verstanden, wobei sich diese Auffassungen teilweise über-
lappen. Unter Rückgriff auf Prengels Heterogenitätsbegriff (Prengel 2014, S. 23) 
werden in der Frühpädagogik im Kontext von Inklusion die individuellen  
Ausgangslagen von Kindern in Bezug auf Alter, Religion, Kultur, Gender, (Dis-) 
Ability, soziales Milieu usw. stärker in den Fokus gerückt (Prengel 2014). Die 
Berücksichtigung dieser individuellen Merkmale der Kinder kann die Identifi-
zierung von Barrieren ermöglichen, „die der Teilhabe und Bildung im Wege ste-
hen“ (Schelle/Friederich 2015, S. 69). Damit wird der weitläufigen Annahme, 
dass sich Inklusionsprozesse ausschließlich auf Menschen mit Behinderungen 
beziehen, ein erweitertes Verständnis entgegengestellt. Entsprechend wurden in 
der Recherche von Projekten und Initiativen zum Themenbereich Demokratie-
bildung auch Inklusion und Teilhabe berücksichtigt. 

Die Projekte im Bereich Inklusion und Teilhabe sind thematisch breit gefä-
chert. Entsprechend behandeln die hier vorgestellten Projekte auch unterschied-
liche Aspekte, z. B.: Initiativen, die eine inklusive Pädagogik oder inklusive 
Strukturen in den Einrichtungen unterstützen; solche, die sich gezielt mit der 
Unterstützung geflüchteter Kinder und ihrer Familien befassen; Projekte, die 
sich für eine Sensibilisierung von Diskriminierungen und Vorurteilen einsetzen. 
Ebenso vielschichtig sind auch die Formate, die in den unterschiedlichen Projek-
ten umgesetzt werden. Neben Teamfortbildungen (wie „Eine Kita für alle – Viel-
falt inklusive“), die auch über E-Learning-Formate erfolgen („Refugeekids“),  
werden auch Beratungen angeboten – durch Integrationsbegleiterinnen („Integ-
rationsbegleiterinnen in Kitas“) oder mithilfe von Informationsmaterialien. 

Vergleichsweise viele der dargestellten Projekte vereinen unterschiedliche 
Formate in ihren Vorhaben. So werden z. B. im Projekt „Willkommens KITAS“ 
Beratungsangebote, Coachings für die Einrichtungen, Austauschmöglichkeiten 
im Netzwerk sowie Fortbildungen angeboten. Ähnliches beim Projekt „Interkul-
turelle Bildungslandschaft“, das sich an Kitas sowie an Migrantenselbstorganisa-
tionen richtet und eine Öffnung der beiden füreinander anstrebt; erreicht werden 
soll dies durch eine Internetplattform, Fachtagungen, „Speed-Datings“ zwischen 
Kitas und weiteren Akteuren sowie durch unterschiedliche Projekte mit den Akt-
euren (Kinder- und Elternzentrum „Kolibri“ e. V.). Manche Projekte adressieren 
eine Vielzahl an Akteuren, die im System Kita agieren – pädagogische Fachkräfte, 
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Leitungskräfte, Eltern, Kinder, Fachberatungen. Eine Ausnahme ist das Projekt 
„Lesen bringt uns weiter. Lesestart für Flüchtlingskinder“ der Stiftung Lesen,  
welches sich explizit an Erstaufnahmeeinrichtungen richtet und haupt- sowie eh-
renamtliche Mitarbeiter unterstützen möchte – beispielsweise durch Qualifizie-
rungsmaßnahmen, die Bereitstellung von Materialien sowie durch die Veranstal-
tung von Vernetzungstreffen. 
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7 Fazit 

Für das Funktionieren der Demokratie – das haben Steven Levitsky und Daniel 
Ziblatt in ihrer Bestandsaufnahme zum gegenwärtigen Zustand der Demokratie 
jüngst auf breiter empirischer Basis bestätigt – sind nicht nur ihre formalen In-
stitutionen wichtig, sondern auch die sie tragenden Werte wie Toleranz, Plura-
lismus oder personale Autonomie (Levitsky/Ziblatt 2018, S. 118ff.). Diese seien 
aus demokratietheoretischer Sicht ebenso essenziell wie das aus Exekutive, Le-
gislative und Judikative bestehende Institutionensystem. „Alle erfolgreichen De-
mokratien“, konstatieren Levitsky und Ziblatt, „stützen sich auf informelle Re-
geln, die zwar nicht in der Verfassung festgeschrieben sind, aber weithin bekannt 
sind und beachtet werden“ (Levitsky/Ziblatt 2018, S. 119). 

Was für die Demokratie daher, im Umkehrschluss, zu einer existenziellen Be-
drohung werden kann, ist nicht allein die Zerstörung, Aushöhlung oder Unter-
wanderung ihrer Formalinstitutionen, sondern auch die aktive wie passive 
Schwächung ihrer impliziten Regeln, Normen und Verfahren. Um Letzterem 
entgegenzutreten, ist es für ein demokratisches Gemeinwesen entscheidend, 
seine Mitglieder früh und nachhaltig mit dem demokratischen Wertesystem ver-
traut zu machen sowie Toleranz, Gemeinsinn und Vielfalt im Alltag zu verankern 
und erfahrbar zu machen. Auf den Punkt gebracht: Demokratien sind auf Wer-
tebildung angewiesen und müssen ihre Angehörigen umfassend und früh mit 
den sie tragenden Werten vertraut machen (Olk/Roth 2010, S. 39). 

Dies kann insbesondere über den Bildungsauftrag in allen öffentlich verant-
worteten Institutionen aktiv gestaltet werden, so z. B. in den Kitas. Hier können 
Kinder erstmals außerhalb der eigenen Familie Erfahrungen mit demokratischen 
Werten und Handlungsweisen sammeln, im Verhältnis untereinander und im 
Verhältnis zu Erwachsenen erleben, was gegenseitige Anerkennung bedeutet, 
und das gleichberechtigte Aushandeln von Kompromissen lernen. 

Das Anliegen der vorliegenden Bestandsaufnahme war es deshalb, bedeutsame 
Begriffe zu klären, Bezugstheorien zusammenzutragen und eine erste Systemati-
sierung praktischer Handlungskonzepte zu schaffen. Demzufolge wurden zu-
nächst die zentralen Begrifflichkeiten frühkindlicher Demokratiebildung – De-
mokratie, Inklusion, Teilhabe und Partizipation – erörtert und definiert. Dabei 
wurde deutlich, dass der Begriff der Demokratie zunächst ein politisches Ord-
nungsarrangement bezeichnet, welches die Prinzipien der Selbstherrschaft, der 
Gleichheit, der Wahl- und Beteiligungsrechte in seinem Zentrum hat. Darüber 
hinaus zeigt die demokratietheoretische Forschung aber auch, dass die moderne 
Demokratie nicht nur eine Verfassungsform darstellt, sondern auch ein be-
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stimmtes Wertesystem für sie essenziell ist, welches unter anderem auf Toleranz, 
Heterogenität, Gleichberechtigung und Ausgleich basiert. Aus diesem Grund be-
tont auch die Forschung (Gloe/Oeftering 2017), dass Bildung – und insbesondere 
politische Bildung – von grundlegender Bedeutung für ein demokratisches Ge-
meinwesen ist und aktiv befördert werden muss. 

Was in der Forschung dabei allerdings kaum berücksichtigt wird, ist die früh-
kindliche Demokratiebildung. Sie wird in der theoretischen Debatte um die 
strukturelle Verwobenheit von Demokratie und Bildung bisher häufig genauso 
vernachlässigt wie sie empirisch nicht umfassend überprüft wird. Derweil ist, wie 
der hier unternommene Blick in die politikwissenschaftlichen Auseinanderset-
zungen mit der Demokratie zeigen konnte, die Bedeutung von umfassender und 
langfristiger Demokratiebildung bereits in theoretischer Hinsicht eindeutig. 
Denn die zentralen Begriffe und Konzepte der modernen Demokratietheorie be-
ziehen sich ausdrücklich auf alle „Orte“ des demokratischen Zusammenlebens – 
und damit auch auf Kinder und den Kita-Bereich. Sicher heißt das nicht, dass in 
den demokratietheoretischen Grundlegungen so wichtiger Fachvertreter wie 
Benjamin Barber, Jürgen Habermas oder Robert A. Dahl Kinder als solche dann 
auch berücksichtigt werden. Doch das, was die Theoretiker jeweils als das zent-
rale Wesensmerkmal der Demokratie ausmachen, betrifft stets die demokrati-
sche Gesellschaft als Ganzes. 

So betont Benjamin Barber, dass Partizipation – der Wesenskern seiner De-
mokratietheorie – gerade im Alltag gegeben sein muss. Nicht allein der formal-
politische Entscheidungsprozess muss für Barber beteiligungsoffen sein, son-
dern, das hebt er hervor, auch die Institutionen des Alltags. Bereits hier – oder 
genauer gesagt, insbesondere hier – sollen die Bürgerinnen und Bürger ihre Be-
fähigung zur Partizipation erleben, ein Gefühl von Selbstwirksamkeit erlangen 
und diese Befähigung in ihrem Sozialleben weitertragen. So gesehen gilt für Kin-
der, dass sie sich, wenn sie in ihrem Alltag bereits an den sie betreffenden Ange-
legenheiten beteiligt werden, mit demokratischen Grundelementen wie Zusam-
menarbeit, Engagement und Selbstwirksamkeit vertraut machen. 

Etwas schwerer zu fassen ist demgegenüber die Bedeutung der Haber-
mas’schen Demokratietheorie für den Kita-Bereich. Zwar betont auch Habermas 
die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger am demokratischen Aushandlungs-
prozess, doch während es Barber mit seiner „Starken Demokratie“ um eine breite 
Partizipation im gesellschaftlichen Alltag geht, fokussiert Habermas ihre Quali-
tät. Nicht der Umfang der Partizipation, sondern das durch Partizipation ent-
standene politische Ergebnis samt dessen Qualität ist für Habermas und die de-
liberative Demokratietheorie entscheidend. Übertragen auf den Kita-Bereich 
bedeutet dies, dass die deliberative Demokratietheorie im politischen Prozess 
keinen Erprobungsort sieht, sondern einen Ort der Ergebnisproduktion. Und 
dies kann in der Form nicht umstandslos auf den Kita-Bereich übertragen wer-
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den. Was aber für ihn gilt, ist der Stellenwert des Aushandelns, Beratens und 
Konsensfindens unter der Beteiligung aller. Dies ist für die deliberative Demo-
kratie eine Voraussetzung, die – unter angepassten Anforderungen – auch in der 
Kita gegeben sein muss. 

Demgegenüber lässt sich Robert A. Dahls liberal-pluralistische Demokra-
tietheorie wieder unmittelbar mit dem Kita-Bereich und der dortigen Demokra-
tiebildung verbinden. Dahls Demokratietheorie umfasst nämlich mehrere Kate-
gorien, die seiner Analyse nach in einem als demokratisch bezeichneten 
Ordnungsarrangement gegeben sein müssen. Dazu gehören gesicherte Wahl- 
und Repräsentationsmechanismen, reflektiertes Wissen, Meinungspluralismus 
und die Inklusion aller Bürgerinnen und Bürger. Auch für Dahl fußt die Demo-
kratie daher im Wesentlichen auf dem Kriterium der Partizipation – die auf un-
terschiedliche Weise vorhanden sein muss, um aus einem normativen Anspruch 
für alle Mitglieder des demokratischen Systems, also auch für Kinder, eine er-
fahrbare Tatsache zu machen. 

Aber noch ein weiterer Aspekt der Dahl´schen Theorie ist für die Demokra-
tiebildung von Kindern von Bedeutung. Was nämlich Dahl kritisiert und in der 
Folge als undemokratisch zurückweist, ist die „Vormundschaft“ durch Politiker. 
Nicht allein qualifiziertes Sachwissen ist aus seiner Sicht für den demokratischen 
Prozess erforderlich, sondern vielmehr die Fähigkeit, sich einzubringen und ak-
tiv mitzugestalten. In diesem Punkt lässt sich also „mit Dahl gegen Dahl“ (er be-
trachtet Kinder hinsichtlich ihrer Interessen als von den Eltern abhängig) 
schlussfolgern, dass die Befähigung zur Mitgestaltung eine wesentliche Voraus-
setzung für das Funktionieren einer Demokratie ist und im Sinne einer ganzheit-
lichen Demokratiebildung auch für Kinder gilt. 

Dass Demokratie eine „Lebensform“ ist, die von Kindesbeinen an erlernt und 
praktiziert werden muss, ist in der modernen Demokratietheorie vor allem mit 
dem Namen John Dewey verbunden. Deweys pädagogisch-philosophischer An-
satz fokussiert nämlich, im Unterschied zu den politikwissenschaftlichen Theo-
rien nicht nur die Institutionen und die institutionellen Rahmenbedingungen, in 
denen Partizipation ermöglicht wird. Für Dewey ist eine Demokratie nämlich 
dann verwirklicht, wenn sie das Sozialleben als solches prägt. Demokratie basiert 
für ihn im Wesentlichen auf Selbstwirksamkeitserfahrungen, weshalb sie auch 
nicht auf Erwachsene beschränkt sein kann, sondern bereits von Anfang an im 
menschlichen Zusammenleben verankert sein muss. Dewey konkretisiert in sei-
ner Demokratietheorie daher auch ausdrücklich Kinder. Bereits ihnen muss die 
Möglichkeit gegeben sein, Demokratieerfahrungen zu machen. Andernfalls 
bliebe nicht nur den Kindern ein Erleben von Selbstwirksamkeit verwehrt, son-
dern auch die Demokratie würde Schaden nehmen. 

Was in der vorliegenden Bestandsaufnahme deutlich wurde, ist nicht nur die sich 
aus dem politikwissenschaftlichen Diskurs ableitende Bedeutung demokratiepä-
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dagogischer Maßnahmen in der frühen Kindheit, sondern auch deren rechtliche 
Fixierung. Zentrales Handlungsinstrument des demokratischen Staates ist be-
kanntlich das Recht. Doch, wie seit Ernst-Wolfgang Böckenfördes Theorie des 
liberal-demokratischen Verfassungsstaates ebenfalls von der Forschung aner-
kannt wird, ist das Recht zur Implementierung demokratischer Grundprinzipien 
und Werte nicht unmittelbar geeignet. Denn rechtlich verordnete oder gar er-
zwungene Werte sind, so die Quintessenz des von Böckenförde initiierten staats-
theoretischen Demokratiediskurses (Stein 2016), mit der liberalen Demokratie 
nicht kompatibel: Anerkennung, Kompromissbereitschaft und Meinungsplura-
lismus können im demokratischen System qua definitionem nicht „von oben“ 
verordnet werden, sondern müssen sich stets „von unten“ entfalten. Für den de-
mokratischen Verfassungsstaat bedeutet das dementsprechend, dass er die ihn 
tragenden Grundüberzeugungen und -verhaltensweisen auf anderem Wege er-
möglichen muss, und zwar mittels eines im demokratischen Prozess nicht ver-
handelbaren Grundrechtekatalogs einerseits und rechtlich festgeschriebener Bil-
dung andererseits. 

Ausgangspunkt frühkindlicher Demokratiebildung in der Bundesrepublik ist 
aus rechtlicher Perspektive daher zunächst die „Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte“, da sie einen allgemeinen, jenseits des Nationalstaates liegenden 
Grundrechterahmen setzt. Jeder Mensch soll in Freiheit, Frieden und Sicherheit 
leben können und die Möglichkeit haben, seine Meinung einzubringen, sich zu 
beteiligen und zu bilden. Dies garantieren die allgemeinen Menschenrechte da-
hin gehend, dass sie als völkerrechtliche Norm die einzelnen Staaten der Erde 
dazu anhalten, diese Rechte zu achten, für ihre Umsetzung zu sorgen und gegen 
etwaige Menschenrechtsverletzungen vorzugehen. 

Ebenfalls von zentraler Bedeutung für die Demokratiebildung in der frühen 
Kindheit sind im Anschluss an die allgemeinen Menschenrechte auf globaler 
Ebene die Kinderrechte. Sie bilden gleichfalls einen universalen Referenzrahmen 
für die Bildung von Kindern. Eine Ebene „niedriger“ setzen die europäischen 
Menschen- und Kinderrechtsabkommen an. Auch sie zielen auf die Gewährleis-
tung unveräußerlicher Rechte und fordern sowohl von den Mitgliedstaaten des 
Europarats als auch von den Mitgliedern der Europäischen Union, dass für deren 
Anerkennung und Umsetzung gesorgt wird. Da beiden Abkommen – also der 
„Europäischen Menschenrechtskonvention“ wie der „Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union“ – aber die direkte Rechtsgültigkeit fehlt, entfalten sie, 
wie die allgemeinen Menschenrechte, ihre Wirkung auf normativem Wege. 

Folglich ist aus rein rechtlicher Perspektive die nationale Ebene für die De-
mokratiebildung von Kindern die entscheidende. In Deutschland regelt dement-
sprechend der Bund mithilfe des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, dass Kinder 
in der Kindertagesbetreuung nicht nur betreut und erzogen werden sollen, son-
dern dass zum Förderauftrag auch ausdrücklich die werteorientierte Bildung ge-
hört. Wie sich Letzteres konkret gestaltet, setzen – aufgrund der vom Grundge-
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setz vorgegebenen Bildungs- und Kulturhoheit der Länder – dann allerdings 
diese selbst um. Ausgehend von einem „Gemeinsamen Rahmen für die frühe Bil-
dung in Kindertageseinrichtungen“ verfügen sie über jeweils eigenständige Bil-
dungspläne, in denen sie ihre konkreten bildungspolitischen Vorstellungen und 
Ideen bündeln. 

Aber, wie die vorliegende Bestandsaufnahme aufzeigt, verfolgt der Gesetzge-
ber nicht nur in Bildungsfragen mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz eine 
klare Förderlinie; auch hinsichtlich der unmittelbaren Beteiligung von Kindern 
garantiert das Gesetz Kindern bestimmte Rechte. Sie seien in Abhängigkeit ihres 
jeweiligen Entwicklungsstandes in allen sie tangierenden Angelegenheiten ein-
zubinden und müssten zudem stets die Möglichkeit haben, sich zu äußern und 
einzubringen. 

Mit Blick auf den rechtlichen Rahmen demokratiepädagogischer Maßnahmen in 
der Kindertagesbetreuung lässt sich also festhalten, dass der nationale Rechtsrah-
men zwar der entscheidende ist, dass es aber mit den allgemeinen Menschen-
rechten und der „UN-Kinderrechtskonvention“ auf globaler Ebene sowie mit 
den europäischen Menschen- und Kinderrechtsabkommen auf europäischer 
Ebene weitere essenzielle rechtliche Rahmensetzungen gibt, die die Demokratie-
bildung in deutschen Kitas absichert. Denn im Hinblick auf das Verhältnis von 
Recht und Demokratie kann angenommen werden, dass Bildung und Partizipa-
tion erst dann zu effektiven demokratiestärkenden Faktoren avancieren, wenn 
sie auf allen Ebenen über eine rechtliche Verankerung verfügen. 

Da demokratische Kompetenzen bei Kindern allerdings nicht allein durch di-
rekte pädagogische Maßnahmen gefördert werden können, weil Kinder einen 
umfassenden Sozialisationsprozess durchlaufen müssen, hat die vorliegende Be-
standsaufnahme auch die kulturelle Umwelt durchleuchtet, in der Kinder auf-
wachsen. Diese ist deshalb so bedeutsam, weil Kultur ein komplexes System dar-
stellt und nicht nur auf sprachlichen oder visuellen Aussagesystemen basiert, 
sondern gleichfalls sozial vermittelte Symbole, Gefühle, Beziehungs- und Um-
gangsformen umfasst. 

Kinder übernehmen als nachwachsende Generation mimetisch das gesamte 
bereits existierende Regelwerk sozialer und kultureller Codes. Allerdings wird 
bestehendes Handlungswissen nicht nur erlernt und übernommen, sondern pa-
rallel auch weiterentwickelt – mit dem Ergebnis, dass zum Prozess der Sozialisa-
tion Anpassung und Weiterentwicklung gleichermaßen gehören. In diesem 
Sinne übernehmen Kinder soziokulturelles Wissen nicht nur von älteren Gene-
rationen, sie entwickeln gleichfalls in der Interaktion mit Gleichaltrigen wichtige 
Sozialkompetenzen, die sie für das Leben in einer demokratisch verfassten Ge-
sellschaft vorbereiten. Und auch die Entwicklung von Moral und Empathie setzt, 
wie aktuelle Forschungsergebnisse aufzeigen, unter diesen Umständen ein. 
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Bereits in der frühen Kindheit eignen sich Kinder nämlich ein Bild von ein-
fachen moralischen Regeln, Werten und Normen an, um mit zunehmendem Al-
ter, darauf aufbauend einen individuellen moralischen Handlungsleitfaden zu 
entwickeln. Insbesondere Letzteres hat dementsprechend zur Folge, dass gerade 
frühkindliche Institutionen für die Entwicklung von Normen, Werten und mo-
ralischen Überzeugungen von Kindern bedeutsam sind. Sie gelten als erste wert-
bildende pädagogische Instanzen und bieten Kindern früh außerhalb ihrer Fa-
milien einen Ort, an dem sie inter- und intragenerationell lernen. Für das In-
Berührung-Kommen mit demokratischen Prinzipien und um diese zu verinner-
lichen, ist die Kindertagesbetreuung daher auch aus sozialisationstheoretischer 
Sicht bedeutsam. 

Was zusätzlich zu den konzeptionellen, politiktheoretischen, rechtlichen und so-
zialisationstheoretischen Grundlagen der Demokratiebildung von Kindern im 
Fokus dieser Bestandsaufnahme stand, waren schließlich die sie prägenden früh-
pädagogischen Ideen und praktischen Referenzen. Ausgangspunkt des immen-
sen Bedeutungszuwachses, den frühpädagogische Theorien, Konzepte und An-
sätze in den modernen Industrie- und Wissensgesellschaften erlangt haben, war 
das Aufweichen der Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsentität „Familie“. 
Angeleitet und begleitet wurde diese Entwicklung wiederum von unterschiedli-
chen elementarpädagogischen und -didaktischen Überlegungen, die auf die Be-
dürfnisse des Kindes auf der einen und auf die Aufgaben der Bildungsinstitutio-
nen auf der anderen Seite blickten. 

Ein Werk, das sich hierbei als besonders wegweisend erweist, ist das Friedrich 
Fröbels. Mit „Die Menscherziehung“ hat Fröbel 1826 nicht nur die erste umfas-
sende Anthropologie der frühen Kindheit vorgelegt, sondern auch dieser Diszip-
lin als solcher den Weg bereitet. Wesentlich für Fröbels erziehungstheoretische 
und -praktische Überlegungen ist der Gedanke, dass die frühkindliche Entwick-
lung eine entscheidende Prägephase darstellt und die Menschwerdung des Kin-
des nachhaltig beeinflusst. Daher sei es die Aufgabe der Erwachsenen, so Fröbels 
pädagogische Schlussfolgerung, für die Entwicklung des Kindes zu sorgen – und 
das nicht nur im Hinblick auf die Vermeidung von „Schlechtem“; vielmehr be-
steht für Fröbel das Ziel darin, Kindern mittels spielerischer Praktiken den Weg 
zum „Guten“ zu ermöglichen. Denn gerade wenn Kindern die Möglichkeit zum 
Spiel gegeben wird, so Fröbel, ist die Chance, dass sich ein Kind zu einem enga-
gierten und sozial verantwortlichen Menschen entwickelt, besonders ausgeprägt. 

Ähnlich gewichtet auch knapp 100 Jahre später Maria Montessori, eine wei-
tere klassische Denkerin und Wegbereiterin der Frühpädagogik, die Selbsttätig-
keit des Kindes. Montessori erkennt wie Fröbel, dass Kinder bereits früh über 
Aufmerksamkeit, Konzentration und Lernbereitschaft verfügen und dass deren 
aktive Förderung die kindliche Entwicklung weiter stärken kann. Kommen Kin-
der nämlich in die Situation, sich und ihre Fähigkeiten selbst zu erfahren, stärkt 
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das laut Montessori nicht nur ihre sinnlichen Wahrnehmungskapazitäten, son-
dern auch die geistig-intellektuellen Fähigkeiten. Dreh- und Angelpunkt der 
kindlichen Entwicklung ist in den Augen der Medizinerin Montessori dement-
sprechend das Kind selbst. Nur wenn es selbst aktiv ist und in den biologisch 
passenden Momenten selbst zu Erfahrungen kommt, werden jene Lern- und 
Verstehensprozesse durchlaufen, die aus Kindern weltgreifende Subjekte ma-
chen. Die Schlussfolgerung, die Montessori daraus zieht, lautet nun wiederum, 
dass Kinder eine Umgebung benötigen, die sie aktiviert und frei erproben lässt. 
Dementsprechend haben für Montessori Erwachsene primär die Aufgabe, Kin-
dern in ihrer Entwicklung zu assistieren. Erstere sollen mit ihrer pädagogischen 
Arbeit einen Rahmen schaffen, der Kindern die Möglichkeit gibt, selbst mit der 
Welt zu interagieren, sie zu entdecken und zu erproben. In der Hervorhebung 
und Gewichtung der Selbsttätigkeit des Kindes liegt die Hinterlassenschaft Mon-
tessoris für die Frühpädagogik im Allgemeinen und die frühkindliche Demokra-
tiebildung im Konkreten. Denn was bis heute den frühpädagogischen Diskurs 
anleitet, ist die Einsicht, dass nur wer selbst aktiv ist und sich der Welt zuwendet, 
sich bilden und einbringen kann. 

Von dem Gedanken, dass Kindern die Chance gegeben sein muss, sich zu 
bilden, ist auch der französische Pädagoge Célestine Freinet überzeugt. Freinet 
konzipiert seine Pädagogik ursprünglich für die Schule, doch mittlerweile ist sein 
Ansatz, der die Individualität und Bedürfnisse von Kindern in demokratisch or-
ganisierten Bildungsinstitutionen in den Mittelpunkt stellt, auch im theoreti-
schen Diskurs für die Kindertagesbetreuung etabliert. Kinder verfügen laut Frei-
net von Anfang an über autodidaktische und gestalterische Kompetenzen, die es 
unabhängig von deren sozialer Herkunft zu heben und zu fördern gilt. Freinet 
zielt mit seiner Pädagogik alles in allem aber nicht allein auf die Freilegung der 
Selbstbildungsfähigkeiten von Kindern; ihm geht es darüber hinaus auch darum, 
das Bedürfnis von Kindern, Teil einer Gemeinschaft zu sein, in den Blick zu neh-
men. Abgesehen von dem Fokus auf die individuellen Kompetenzen und Fähig-
keiten umfasst seine Pädagogik daher ebenso eine explizit soziale Dimension. 
Kinder sollen in Alltags- und Organisationsfragen mitbestimmen können und so 
Verantwortung für die Gruppe wie für die Institution erlernen. Sein pädagogi-
scher Anspruch ist es demzufolge, Bildungseinrichtungen so zu gestalten, dass 
sie als Orte der lebendigen Demokratie und der Gemeinschaft Kindern wie Er-
wachsenen die Möglichkeit geben zu lernen und zu leben. Denn Bildung, so Frei-
net, kann nur gelingen, wenn sie an demokratischen Grundprinzipien wie der 
Anerkennung der Identität und Individualität jedes Kindes ausgerichtet ist und 
zugleich Meinungsfreiheit, Dialog und Partizipation garantiert. 

Auch die „Reggio-Pädagogik“ sieht dies so und hebt in ihren vielgestaltigen 
theoretischen wie praktischen Arbeiten ebenfalls den Stellenwert hervor, den of-
fene, partizipative und demokratische Strukturen für Bildung haben. Der maß-
geblich von Loris Malaguzzi beeinflusste und vorangetriebene frühpädagogische 
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Ansatz, der als eine unmittelbare Reaktion auf den Faschismus in Europa ver-
standen werden kann, hat das Ziel, Bildung und Erziehung offen, vielfältig und 
integrativ zu gestalten. Kinder sollen, so die Maxime, nicht „von oben“ geformt 
werden, weil sie selbst von Geburt an „aktive und kreative Gestalter ihrer eigenen 
Entwicklung und ihrer Beziehungen zur Umwelt“ sind (Dreier 2006, S. 18). Drei 
zentrale Kinderrechte leitet die Reggio-Pädagogik aus dieser für sie zentralen 
Grundannahme ab: das Recht der Kinder auf Beteiligung an ihrer Entwicklung 
und ihren sozialen Beziehungen, das Recht zur Realisierung eigener Lernbedürf-
nisse und das Recht auf kreative Problemlösungsstrategien. Institutionelle Ar-
rangements wie beispielsweise ein Kinderparlament sollen die Umsetzung dieser 
Rechte sicherstellen. Und auch hinsichtlich der Rolle von Erwachsenen bezie-
hungsweise der pädagogischen Fachkräfte ist der Ansatz der Reggio-Pädagogik 
auf ein kooperatives Miteinander ausgerichtet. Denn die Fachkräfte der Kinder-
tageseinrichtungen sollen die Kinder bei ihrer Entwicklung begleiten, ihnen zu-
hören und versuchen, ihre Sicht der Dinge zu verstehen. Insbesondere Letzteres, 
also das In-Erfahrung-Bringen der kindlichen Anliegen, Gedanken und Sicht-
weisen ist für den Reggio-Ansatz von besonderer Bedeutung. Es bildet den Fix-
punkt der pädagogischen Arbeit, beschränkt sich aber nicht nur darauf, sondern 
macht daraus ein allgemeines Prinzip. Die Reggio-Pädagogik begreift Bildung 
und Erziehung von Kindern nämlich als eine auf Austausch und Gespräch basie-
rende gemeinschaftliche Tätigkeit, weshalb Transparenz, Dialog und Koopera-
tion auf allen Ebenen vorausgesetzt werden. Die Verantwortung für frühe  
Bildung sieht der Reggio-Ansatz demzufolge nicht nur in den Kindertagesein-
richtungen, sondern auch bei der gesamten Gemeinde. Dazu sind konzeptionell 
vielfältige Formate zur Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Akteuren und 
Netzwerken verankert. 

Mit der Entstehung des Situationsansatzes in den 1970er-Jahren aus der Ar-
beitsgruppe Vorschulerziehung des Deutschen Jugendinstituts wird in West-
deutschland ein pädagogischer Ansatz entwickelt, der – entgegen dem damaligen 
Zeitgeist – das soziale Lernen von Kindern in den Mittelpunkt pädagogischer 
Bemühungen stellt. Zum Ausgangspunkt der Pädagogik in der frühen Kindheit 
werden hier die Lebenssituationen von Kindern und ihren Familien im gesell-
schaftlichen Kontext, die exemplarisch im Alltag, aber auch in Form von Projek-
ten mit den Kindern und weiteren Akteuren des Sozialraumes bearbeitet werden. 
Bildung wird so aus Sicht des Situationsansatzes mit sinnstiftenden Fragen  
verknüpft und mit sinnhaften, von Kindern beeinflussbaren Situationen im Le-
bensalltag der Kita verbunden. Der Einbezug des Sozialraums wird dabei als we-
sentlich erachtet, denn der Situationsansatz versteht Pädagogik als eine gesell-
schaftliche Aufgabe, die nicht nur durch Orte der Kindertagesbetreuung, 
sondern gleichsam von weiteren Akteuren des Sozialraumes getragen werden 
muss. Der Situationsansatz verfolgt das Ziel, „dass sich alle Kinder – verschiede-
ner sozialer und kultureller Herkunft sowie unterschiedlicher Entwicklungsvo-
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raussetzungen – (…) Erfahrungen und Kompetenzen aneignen, mit denen sie in 
einer sich ständig wandelnden internationalisierten Welt autonom, solidarisch 
und sachkompetent handeln können“ (Preissing 2010, S. 91). Zu wichtigen Be-
zugspunkten werden deshalb die Partizipation von Kindern sowie ein inklusives 
Bildungsverständnis, nach dem allen Kindern gleiche Rechte, aber jedem Kind 
in seiner Entwicklung Besonderheiten zugesprochen werden. Beide Prinzipien 
gelten dabei im Sinne einer Einheit von Inhalten und organisationaler Ordnung 
für alle in der Institution involvierten Akteure wie auch für die Institution an 
sich. Der Situationsansatz geht davon aus, dass Kinder nur dann die Erfahrungen 
einer an demokratischen Grundwerten orientierten pädagogischen Arbeit erlan-
gen können, wenn auch alle weiteren Akteure (wie Fachkräfte und Eltern) dies 
in der Zusammenarbeit erleben und somit die Institution der Kindertagesbetreu-
ung an sich an demokratischen Grundwerten orientiert ist. 

Im Rahmen des im Jahr 2000 am Institut für den Situationsansatz durchge-
führten Projektes „Kinderwelten“ erfuhr der Situationsansatz eine weitere Aus-
differenzierung, die für den Gegenstand der vorliegenden Bestandsaufnahme 
von Relevanz ist. In Anschluss an den in den USA maßgeblich durch Louise 
Derman-Sparks entwickelten „Anti-Bias-Approach“ (Ansatz gegen Einseitigkeit 
und Diskriminierung) wurde das Praxiskonzept der Vorurteilsbewussten Bil-
dung und Erziehung (VBuE) entwickelt und disseminiert. Darin wird das Recht 
auf Bildung mit dem Recht auf Schutz vor Diskriminierung verknüpft (vgl. Wag-
ner 2013) und für die pädagogische Praxis mit jungen Kindern und ihren Fami-
lien aufgeschlüsselt. Der Situationsansatz an sich sowie die VBuE im Speziellen 
zeigen mit ihrer Ausrichtung vielversprechende Anknüpfungspunkte für Über-
legungen zum aktuellen Diskurs um Demokratiebildung. 

Abschließend zeigen die aktuellen Recherchen zu Praxisprojekten, Initiativen 
und Netzwerken im Feld frühpädagogischer Institutionen eine Vielzahl – nahezu 
eine Unübersichtlichkeit – an Aktivitäten, die sich mit der Umsetzung von Vor-
haben rund um Demokratiebildung befassen. Auffällig ist dabei, dass Bund, Län-
der und Kommunen mit initiierten Programmen und der finanziellen Förderung 
von Vorhaben zu wichtigen Akteuren der Weiterentwicklung dieses Themenfel-
des geworden sind. Ohne die intensive Förderung von staatlicher Seite wären die 
Aktivitäten zur Demokratiebildung in der frühpädagogischen Landschaft ver-
mutlich weniger agil. Aber auch Stiftungen und Netzwerke tragen zu einer viel-
fältigen Bearbeitung des Themas bei. 

Bei der Sichtung und exemplarischen Darstellung zahlreicher Projekte in die-
ser Bestandsaufnahme war festzustellen, dass nicht immer nur dann Demokratie 
„drin ist“, wenn dies der Projekttitel verdeutlicht. Auch zahlreiche Praxisprojekte 
und Initiativen, die sich vordringlich beispielsweise mit Inklusion, Teilhabe, kul-
turellem Austausch oder Prävention befassen, können Demokratiebildung als 
Leitziel mitverfolgen. Ziel der vorliegenden Aufbereitung von Praxisinitiativen 
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war es demnach, sowohl die Vielfalt mit Blick auf die zugrunde liegenden The-
men und Formate darzustellen und zu systematisieren als auch die unterschied-
lichen beteiligten Akteure (Adressatinnen/Adressaten sowie Träger und Förde-
rer) zu identifizieren. 

Aus der thematischen Breite lassen sich inhaltlich vier Handlungskategorien 
herausarbeiten, die für das Thema Demokratiebildung relevant erscheinen: Prä-
vention, interkultureller Austausch, Demokratie sowie Inklusion und Teilhabe. 
Die Praxisprojekte sprechen mit ihren Maßnahmen unterschiedliche Zielgrup-
pen an, z. B. pädagogische Fachkräfte, Leitungen, Fachkräfte für die Fort- und 
Weiterbildung oder die Kinder direkt. Dementsprechend sind auch die Umset-
zungsformate sehr unterschiedlich gewählt. So werden beispielsweise Fort- und 
Weiterbildungen konzipiert, Lehr-/Lernmaterialien bereitgestellt, die finanzielle 
Förderung von Projekten ermöglicht, Vernetzung angestoßen, praktische Kon-
zepte für die pädagogische Arbeit entwickelt oder Beratungsangebote und Infor-
mationsmaterialien zur Verfügung gestellt. Einige Projekte und Initiativen kom-
binieren verschiedene Formate. 

Die vorliegende Systematisierung von exemplarischen Praxisprojekten in dieser 
Bestandsaufnahme kann nur eine erste Sortierung und Sichtung der vielfältigen 
Initiativen anbieten – gleichsam wird der Mehrwert einer solchen Zusammen-
stellung deutlich. Es erscheint deshalb lohnenswert, eine umfassende Datenbank 
oder auch eine Forschungslandkarte für Projekte und Initiativen in der Praxis zu 
erstellen und fortlaufend zu aktualisieren. Dadurch könnte mehr Transparenz 
geschaffen, auch kleineren, vielversprechenden Projekten größere Aufmerksam-
keit verschafft und der Informationsaustausch im Themenfeld forciert werden. 

Weiter zeigt die Auseinandersetzung mit praktischen Aktivitäten im Feld 
und gleichzeitig mit dem Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse dazu eine Lücke 
auf (vbw 2020): Es stehen sehr wenige Informationen dazu zur Verfügung, in-
wiefern Umsetzungsprozesse in der Praxis tatsächlich dem Anspruch, Demokra-
tie zu bilden, gerecht werden können. Eine umfassende inhaltliche Analyse der 
hier zusammengestellten Initiativen, Konzepte und Projekte in diesem Zusam-
menhang steht aus und erscheint ertragreich. Hierzu bedarf es weiterer empiri-
scher Studien. 
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